Deutscher Bundestag 
IG. Wahlperiode 


Drucksache 10/6055 


24. 09. 86 


Sachgebiet 217 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Großen Anfragen der Abgeordneten Bueb, Frau Wagner und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksachen 10/4503, 10/4504 — 


Armut und Sozialhilfe in der Bundesrepublik Deutschland 


Der Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit hat mit Schreiben vom 24, Septem- 
ber 1986 namens der Bundesregierung die Großen 
Anfragen wie folgt beantwortet 


Vorbemerkungen 

Die Bundesregierung beantwortet die Großen An- 
fragen der Fraktion DIE GRÜNEN zu Armut und 
Sozialhilfe in der Bundesrepublik Deutschland 
(I und II) zusammen, da sie beide dasselbe Thema 
betreffen. 

Die Großen Anfragen der Fraktion DIE GRÜNEN 
zeichnen ein düsteres Bild der wirtschaftlichen und 
sozialen Lage der Bundesrepublik Deutschland. Die 
GRÜNEN übernehmen damit eine Darstellung, mit 
der bestimmte Kreise, die die Politik der Bundesre- 
gierung bekämpfen, die wirkliche Situation in der 
Bundesrepublik Deutschland seit langem verfäl- 
schen. 

Die Bundesregierung stellt demgegenüber fest: 

— Die Bundesrepublik Deutschland gehört heute 
wieder zu den leistungsfähigsten und stabilsten 
Sozialstaaten in der Welt. 

— Die Bundesregierung hat die erschütterten Fun- 
damente der sozialen Sicherheit wieder gefe- 
stigt und deshalb auch erhebliche Leistungsver- 
besserungen gerade für Einkommens schwache 
und sozial Benachteiligte auf den Weg gebracht. 
In die Verbesserungen sind auch Arbeitslose 
miteinbezogen. Noch niemals in der Geschichte 


der Bundesrepublik Deutschland wurde mehr 
für die soziale Sicherung getan als heute. Es 
trifft nicht zu, daß das soziale Netz brüchiger 
geworden ist. 

— Die Wirtschaftspolitik hat sich auf den Arbeits- 
markt positiv ausgewirkt. Die Bundesregierung 
leistet zudem in der Arbeitsmarktpolitik mehr 
als jede ihrer Vorgängerinnen. Die angebliche 
„Ausgrenzung“ von immer mehr Menschen aus 
dem Arbeitsmarkt findet nicht statt. 

— Die Bundesregierung hat die Bedingungen für 
die soziale Sicherung im Alter verbessert. Das 
Rentenniveau lag 1985 — zusammen mit 1977 
und 1984 — an der Spitze aller Jahre, seit es die 
Rentenversicherung gibt. 

— Durch die Anhebung der Regelsätze in der Sozi- 
alhilfe ab Mitte 1985 hat sich der Lebensstan- 
dard der Empfänger von Sozialhilfe aufgrund ei- 
nes neuen Warenkorbes gegenüber den nach 
dem alten Warenkorb maßgebenden Beträgen 
real verbessert. 

— In der Zeit von 1975 bis 1982 befand sich die 
Bundesrepublik Deutschland in einer tiefen 
Strukturkrise mit höchster Gefahr für die so- 
ziale Sicherung und massivem Sozialabbau. 
Diese Krise ist durch die erfolgreiche Wirt- 
schafts-, Finanz- und Sozialpolitik der Bundesre- 
gierung überwunden. 

Diese Feststellungen werden durch die nachfolgen- 
den Ausführungen und Daten näher belegt. 

1. OECD und EG-Kommission zählen die Bundes- 
republik Deutschland heute wieder zu den lei- 
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stungsfähigsten Volkswirtschaften und sehen 
unser Land 1986 an der Spitze der Wirtschafts- 
entwicklung aller europäischen Staaten. Nach 
dem EG-Jahreswirtschaftsbericht zeichnet sich 
in der Bundesrepublik Deutschland „eine posi- 
tive Kettenreaktion zwischen Stabilität, mehr 
Wachstum und Beschäftigung sowie mehr fis- 
kalischem und außenwirtschaftlichem Hand- 
lungsspielraum ab“ (EG-Jahreswirtschaftsbe- 
richt 1985, S. 119). 

Unser Sozialstaat, der von den Erträgen einer 
gesunden Volkswirtschaft gestützt wird, gehört 
zu den leistungsfähigsten und stabilsten in der 
Welt. 

Niemand bestreitet allerdings, deiß es heute — 
wie zu früheren Zeiten — in der Bundesrepu- 
blik Deutschland arme und benachteiligte Men- 
schen gibt. In der Bundesrepublik Deutschland 
gibt es aber kein Massenelend. 

Die Ursachen für soziale Benachteiligungen 
sind vielfältig und durch wirtschaftliche und so- 
ziale Entwicklungen Wandlungen unterworfen. 
Seit Beginn der 80er Jahre hat Arbeitslosigkeit, 
vor allem Dauerarbeitslosigkeit, vermehrt ma- 
terielle Bedürftigkeit, aber auch persönliche 
Belastungen und soziale Diskriminierung zur 
Folge. 

Die Bundesregierung nimmt die Probleme der 
sozial benachteiligten Menschen sehr ernst. Sie 
hat mit einer Reihe von Maßnahmen die Vor- 
aussetzungen dafür geschaffen, daß vorhan- 
dene Schwierigkeiten beseitigt oder erträgli- 
cher gestaltet werden können. 

2. Das System sozialer Sicherung ist in wesentli- 
chen Bestandteilen in den 50er und 60er Jahren 
geschaffen worden. Das Sozialstaatsgebot des 
Grundgesetzes hatte auf diese Entwicklung ei- 
nen bestimmenden Einfluß. Grundvorausset- 
zung für den Ausbau des sozialen Systems war 
die Entscheidung für die freiheitliche Ordnung 
der sozialen Marktwirtschaft gegen staatliche 
Zuteilungswirtschaft. Die positive Entwicklung 
war nur möglich, weil die Zusammenhänge zwi- 
schen Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik 
beachtet worden sind. Das Netz der sozialen 
Sicherung kann nicht unabhängig von der Er- 
tragsfähigkeit der Wirtschaft, der Entwicklung 
des Bruttosozialproduktes und der Belastungs- 
fähigkeit der Bürger geknüpft werden. 

Unter Beachtung dieser Grundsätze ist das 
Fundament unserer Sozialordnung mit einer 
Reihe von fortschrittlichen Gesetzeswerken ge- 
schaffen worden. Zu ihnen gehört das Bundes- 
sozialhilfegesetz von 1961, mit dessen Vor- 
schriften ein „letztes Auffangnetz“ für alle ge- 
knüpft wurde, die über kein ausreichendes Ein- 
kommen und Vermögen verfügen und die mit 
den vorrangigen Leistungen der sozialen Si- 
cherheit nicht genügend abgesichert sind. Die 
Sozialhilfe dient dazu, jedem eine menschen- 
würdige Existenz zu garantieren und soziale 
Benachteiligungen abzubauen. 

Ende der 60er Jahre waren solide Fundamente 
der sozialen Sicherheit geschaffen worden, auf 


denen weiter aufgebaut werden konnte, die öf- 
fentlichen Haushalte waren geordnet, und es 
gab sichere Arbeitsplätze. Die Zahl der Arbeits- 
losen betrug 180 000, die der offenen Stellen 
747 000. 

3. Dieses solide Fundament war 1982 bei der 
Übernahme der Regierungsverantwortung 
durch die neue Bundesregierung zerrüttet. Die 
soziale Sicherheit war gefährdet, die Verschul- 
dung der öffentlichen Haushalte wuchs in un- 
vertretbarem Ausmaß und belastete mehr und 
mehr das Wirtschaftsklima, die Zahl der Ar- 
beitsplätze ging drastisch zurück. 

Im einzelnen war die wirtschaftliche, finan- 
zielle und soziale Situation im Jahre 1982 durch 
folgende Daten gekennzeichnet: 

— Die gesamtwirtschaftliche Leistung — ge- 
messen an der Realentwicklung des Brutto- 
sozialproduktes — wuchs nicht mehr, son- 
dern schrumpfte um 1,0% (1969 Wachstum 
von 7,5%). 

— Die Zahl der Arbeitslosen hatte sich mit 
über 1,8 Mio. gegenüber 1969 mehr als ver- 
zehnfacht, die Zahl der offenen Stellen war 
auf ein Siebentel des Standes im Jahre 1969, 
nämlich auf 105 000 gesunken. 

— Der Verbraucherpreisanstieg belief sich auf 
-h5,3% (1969 nur -1-1,9%). 

— Die öffentlichen Schulden waren von 
115 Mrd. DM im Jahre 1969 auf 606 Mrd. DM 
im Jahre 1982 gestiegen. 

— Die Nettokreditaufnahme des Bundes war 
von 1 Mrd. DM im Jahre 1969 auf 37 Mrd. 
DM im Jahre 1982 angewachsen. 

— Der Anteil der Zinsausgaben des Bundes an 
den gesamten Ausgaben war von 2,4% auf 
9% gestiegen; die Zinsen drohten immer 
größere Teile des jährlichen Budgets aufzu- 
zehren. 

— Bei der Arbeitslosen- und Rentenversiche- 
rung gab es ein Defizit in Milliardenhöhe. 
Die Auszahlung der Renten war dadurch ge- 
fährdet. 

Anhebungen von Löhnen und Renten und an- 
deren Sozialleistungen wurden durch Preisstei- 
gerungen zum Teil vollständig aufgezehrt. 1980 
und 1981 sind die Renten z. B. trotz nominaler 
Erhöhung um jeweils 4% real um 1,4% (1980) 
und 2,0 % (1981) gesunken. 

Von 1975 (1. Haushaltsstrukturgesetz) bis zur 
„Operation 82“ (2. Haushaltsstrukturgesetz, Ar- 
beitsförderungskonsolidierungsgesetz) wurden 
mit insgesamt zwölf Gesetzen massive Kürzun- 
gen im Sozialbereich vorgenommen. Zusätzlich 
wurde die Abgabenbelastung der Arbeitnehmer 
angehoben. Weitere Einschnitte — so die da- 
mals maßgebenden Entscheidungsträger — wa- 
ren unumgänglich (s. auch Sozialbericht 1986, 
S. 6/7). 

4. Die neue Bundesregierung hat seit Oktober 
1982 an die bewährten Grundsätze der Politik 
der 50er und 60er Jahre angeknüpft und das 
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Gleichgewicht zwischen Wirtschafts-, Finanz- 
und Sozialsystem wiederhergestellt. Sie hat mit 
ihrer axif Stabilität ausgerichteten Politik zu- 
nächst verhindert, daß sich soziale Benachteili- 
gungen im großen Umfang weiter ausbreiten 
konnten und die Grundlage der sozialen Sicher- 
heit wieder gefestigt: 

— Bereits 1983 konnte ein realer Anstieg des 
Bruttosozialprodukts von 1,5% verzeichnet 
werden, 1984 von 3%, 1985 von 2,4%, Für 1986 
wird mit einem Anstieg von 3 bis 3,5% ge- 
rechnet. 

— Die Inflation wurde gestoppt. Bei den Le- 
benshaltungskosten gab es folgende Preis- 
steigerungsraten: 1983 3,3%, 1984 2,4%, 1985 
2,2%. Die Preissteigerungsrate im Juni 1986 
lag bei —0,2%. 

— Die jährliche Neuverschuldung des Bundes 
wurde von 1982 bis 1985 um 15 Mrd. DM auf 
rund 22 Mrd, DM zurückgeführt. 

— Rentenversicherung und Arbeitslosenversi- 
cherung wurden wieder auf eine solide fi- 
nanzielle Basis gestellt. 

Arbeitnehmer, Rentner und andere Soziallei- 
stungsempfänger profitieren von den fallenden 
Preissteigerungsraten (1982: Arbeitnehmer 
-f-5,4%, Rentner- und Sozialhilfeempfänger 
-1-5,7%, 1986: für beide Gruppen -1-0,5%). 

Die erfolgreiche Wirtschaftspolitik hat sich 
auch am Arbeitsmarkt positiv ausgewirkt. 1983 
konnte der bis dahin beobachtete Rückgang der 
Beschäftigungszahlen gestoppt werden. Seit 
Anfang 1984 nimmt die Erwerbstätigkeit wie- 
der zu. Von Dezember 1983 bis Dezember 1985 
konnten rund 344 000 Arbeitsplätze zusätzlich 
besetzt werden. Für 1986 erwartet die Bundes- 
regierung einen Anstieg der Erwerbstätigen- 
zahl um 300 000. Ende 1986 dürften über 600 000 
Menschen mehr einen Arbeitsplatz haben als 
im letzten Tiefpunkt Ende 1983. Die Kurzarbei- 
terzahl, die im Januar 1983 mit fast 1,2 Mio. 
ihren Höhepunkt erreichte, ist mittlerweile auf 
rund 87 000 (Juli 1986) gesunken. Die Arbeitslo- 
senzahl, die von Anfang 1980 bis Frühjahr 1983 
um fast 1,5 Mio. angestiegen war, hat seitdem 
praktisch nicht mehr zugenommen. Vor allem 
wegen des Eintretens der geburtenstarken 
Jahrgänge in den Arbeitsmarkt ist sie aller- 
dings — trotz der Beschäftigungszunahme — 
erst im ersten Halbjahr 1986 und nur geringfü- 
gig gesunken. Flankiert hat die Bundesregie- 
rung diese Entwicklung durch ihre aktive Ar- 
beitsmarktpolitik. Statt 29 200 Arbeitnehmern 
im Jahre 1982 werden 1986 rund 100 000 Arbeit- 
nehmer in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen be- 
schäftigt werden. Durch das Vorruhestandsge- 
setz sind die Möglichkeiten eines vorzeitigen 
Ruhestandes für Arbeitnehmer über 58 Jahre 
erheblich verbessert worden. Mit dem Rück- 
kehrförderungsgesetz wurde 120 000 ausländi- 
schen Arbeitnehmern geholfen, ihren Heim- 
kehrwunsch zu verwirklichen. Mit dem Be- 
schäftigungsförderungsgesetz wurden neue Zu- 
gangsbrücken für Arbeitslose auf dem Arbeits- 
markt geschaffen. 


Nach alledem ist die Behauptung nicht richtig, 
daß immer mehr Menschen aus dem Arbeits- 
markt „ausgegrenzt“ werden. 

5. Zur Einleitung eines neuen Wachstumsprozes- 
ses und um den bedrohlichen Anstieg der 
Staatsdefizite zu stoppen, mußte die neue Bun- 
desregierung das Ausgabenwachstum insge- 
samt deutlich begrenzen. Auch die sozialen Si- 
cherungsysteme mußten wieder auf eine solide 
Grundlage gestellt werden. Im Vergleich zum 
Wachstum der Bundesausgaben insgesamt er- 
gibt sich jedoch bei den Bundesausgaben für 
die soziale Sicherung eine angemessene Steige- 
rungsrate. Ihr Anteil an den Bundesausgaben 
insgesamt liegt seit Jahren bei einem Drittel. 
Die Ausgaben für die soziale Sicherung bilden 
nach wie vor den weitaus größten Ausgaben- 
block im Bundeshaushalt. Die Systeme der so- 
zialen Sicherung wurden behutsam und mit 
Augenmaß konsolidert. Wo immer möglich, 
wurde die absolute Höhe der Leistungen selbst 
nicht angetastet, sondern es wurden zukünftige 
Zuwachsraten abgeflacht. Wo Leistungskürzun- 
gen unausweichlich waren,jwurden soziale Kri- 
terien beachtet. So wurde das Kindergeld nur 
für Bezieher höherer Einkommen gemindert, 
für Arbeitslose mit Kindern wurden die Lei- 
stungssätze nicht gesenkt. Diese notwendigen 
Einschränkungen bleiben um mehr als ein 
Drittel deutlich hinter den Kürzungen der alten 
Regierung zurück. 

5.1 Schon zwei Jahre nach der sehr schwierigen 
Lage des Jahres 1982 — früher als allgemein 
erwartet — war es gelungen, erheblichen sozi- 
alpolitischen Handlungsspielraum zu gewin- 
nen, der auch für die einkommensschwächeren 
Bevölkerungsgruppen und ihre dringenden An- 
liegen genutzt worden ist. 

Die wichtigsten Verbesserungen im sozialen 
Bereich sind: 

— Im Rahmen der Steuersenkung 1986/1988 
werden die Steuerzahler durch Erhöhung 
der Kinderfreibeträge, Anhebung des 
Grundfreibetrages und Abflachung des 
Steuertarifs 1986 um 10,9 Mrd. DM und 1988 
um weitere 8,5 Mrd. DM, insgesamt also um 
rund 20 Mrd. DM, bei der Lohn- und Ein- 
kommensteuer entlastet. An der gesamten 
steuerlichen Entlastung sind Familien mit 
Kindern überproportional beteiligt Die 
größte durchschnittliche Entlastung von 
10,4% der Steuerschuld erhalten die Steuer- 
pflichtigen mit einem Jahreseinkommen 
von bis zu 18 000 DM (Ledige) bzw. 
36 000 DM (Verheiratete), die geringste 
durchschnittliche Entlastung in Höhe von 
nur 2,1 % erhalten die Steuerpflichtigen mit 
einem zu versteuernden Einkommen über 
130 000 DM (Ledige) bzw. 260 000 DM (Ver- 
heiratete). 

— Eltern, die wegen ihres geringen Einkom- 
mens den steuerlichen Kinderfreibetrag 
nicht oder nicht voll nutzen können, wird 
seit dem 1. Januar 1986 ein Zuschlag zum 
Kindergeld von bis zu 46 DM monatlich je 
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Kind gewährt Für das Erstkindergeld von 
bisher 50 DM bedeutet dies nahezu eine 
Verdoppelung. 

— Ab 1986 werden in der Rentenversicherung 
Kindererziehungszeiten berücksichtigt (Ren- 
tenbetrag je Kind pro Monat im Jahre 1986 
ca. 25 DM). 

— Das ab 1. Januar 1986 neu eingeführte Erzie- 
hungsgeld, das bis zum zehnten Lebensmo- 
nat eines Kindes gezahlt wird (ab 1988 bis 
zum zwölften Monat), beträgt 600 DM mo- 
natlich. Vom siebten Monat an ist es ein- 
kommensabhängig. Alle Eltern mit niedri- 
gem bis mittlerem Einkommen erhalten es 
während des gesamten Zeitraumes in voller 
Höhe. 

— Das Wohngeld ist vom 1. Januar 1986 an er- 
heblich erhöht worden. Mit zusätzlich zur 
Verfügung stehenden 920 Mio. DM werden 
die Wöhngeldausgaben von Bund und Län- 
dern ab 1987 über 3 Mrd. DM jährlich betra- 
gen. Für die einzelnen Wohngeldempfänger 
ergeben sich fühlbare, je nach Miet- und 
Einkommensverhältnissen sowie Haus- 
haltsgröße unterschiedlich hohe Verbesse- 
rungen. 

— Die Leistungen für Arbeitslose wurden ver- 
bessert, um die Folgen der Arbeitslosigkeit 
für die Betroffenen zu mildern: 

Für junge Arbeitslose zwischen 18 und 21 
Jahren wird seit 1985 wieder Kindergeld ge- 
zahlt. Junge Arbeitslose zwischen 19 und 23 
Jahren erhalten wieder kostenlos Kranken- 
versicherungsschutz. 

Ab 1986 können Arbeitslose ab vollendetem 
44. Lebensjahr 16 Monate, über 50jährige 20 
Monate, über 55jährige zwei Jahre lang Ar- 
beitslosengeld beziehen. Bisher galten ein 
Jahr bzw. für über 50jährige 18 Monate als 
Höchstdauer. 

Arbeitslose, die das 58. Lebensjahr vollendet 
haben, können Arbeitslosengeld oder Ar- 
beitslosenhilfe bis zum Eintritt ins Renten- 
alter von 60 Jahren weiterbeziehen, ohne 
der Arbeitsvermittlung zur Verfügung ste- 
hen zu müssen. 

Die Freibeträge bei der Anrechnung von 
Ehegatteneinkommen auf die Arbeitslosen- 
hilfe werden 1986 um 50% erhöht und ab 
1987 verdoppelt Der Grundfreibetrag steigt 
damit von wöchentlich 75 über 115 auf 
150 DM. Der Erhöhungsbetrag je Kind steigt 
von 35 über 55 auf 70 DM wöchentlich. 

Die Bundesregierung hat auch die Bedingun- 
gen für die soziale Sicherung im Alter verbes- 
sert. 1985 lag das Rentenniveau — zusammen 

mit den Jahren 1977 und 1984 — an der Spitze 


aller Jahre, seit es die Rentenversicherung gibt 
Wer 45 anrechnungsfähige Versicherungsjahre 
(einschließlich angerechnete beitragslose Zei- 
ten) hat, erreichte 1985 eine Rente von 73% (bei 
40 Jahren 65%) des verfügbaren Einkommens 
vergleichbarer Arbeitnehmer. Die Renten sind 
in den letzten Jahren stärker gestiegen als die 
Nettoeinkommen der Arbeitnehmer. 

Von 1982 bis 1985 erhöhten sich die verfügba- 
ren Renten um 6,6% imd die Nettoarbeitsver- 
dienste um 5,8®/©. 

5.2 Es ist deshalb irreführend zu behaupten, daß 
das „soziale Netz“ brüchiger geworden ist und 
nach und nach abgebaut wird. Die Bundesregie- 
rung baut das soziale Sicherungssystem nicht 
ab, sondern stärkt im Gegenteil den Sozialstaat. 
Noch niemals in der Geschichte der Bundesre- 
publik Deutschland wurde mehr für die soziale 
Sicherung getan als heute. Die Gesamtheit der 
Sozialleistungen hat sich nicht vermindert, son- 
dern ist von 525 Mrd. DM im Jahre 1982 auf 
570 Mrd. DM im Jahre 1985 gestiegen. Pro Kopf 
der Bevölkerung wurden 1985 9 337 DM für So- 
zialleistungen ausgegeben; 1982 waren es 
8 517 DM. 

Diese Leistungs Verbesserungen waren möglich, 
weil jetzt die ersten Früchte der auf die Stär- 
kung der Wachstumsgrundlagen und der Festi- 
gung des Sozialstaats gerichteten Politik der 
Bundesregierung geerntet werden können. 

6. Im Jahre 1969 gab es rund 1,5 Mio. Empfänger 
von Sozialhilfe. Die Bruttoausgaben betrugen 
rund 2,9 Mrd. DM. Der Aufwand stellte für die 
Kommunen, die die Hauptlast der Ausgaben zu 
tragen haben, keine besondere Belastung dar. 
Nach der Neuordnung der Kommunalfinanzen 
im Rahmen der Gemeindefinanzreform 1969 
war es auch finanziell vertretbar, einen auf- 
grund der allgemeinen Besserung des Lebens- 
standards veränderten Warenkorb den Regel- 
sätzen in der Sozialhilfe zugrimde zu legen, was 
Anfang der 70er Jahre zu einer realen Verbes- 
serung der Regelsätze im Vergleich zum Jahre 
1969 von über 30®/o führte. 

Bis 1982 waren Empfängerzahlen und Ausga- 
ben in der Sozialhilfe erheblich gestiegen. Es 
gab 2,3 Mio. Empfänger, die Bruttoausgaben be- 
trugen 16,3 Mrd. DM. Die größten Sprünge mit 
Steigerungsraten zwischen 14®/o und 26®/o jähr- 
lich gab es 1970 bis 1976. Einen zweiten signifi- 
kanten Ausschlag nach oben verzeichnet die 
Statistik in den Jahren 1981 und 1982 mit ll,4®/o 
bzw. 10,5 ®/o Steigerungsrate. Im Vergleich der 
Jahre 1969 und 1982 gab es damit einen Ausga- 
benanstieg um 471 ®/o und eine Zunahme der 
Empfängerzahlen um 57®/o (siehe die folgende 
Tabelle). 
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Sozialhilfeausgaben und Sozialhilfeempfänger 
1970 bis 1984 
Jährliche Veränderung 
gegenüber dem Vorjahr 



Empfänger 

Ausgaben 

in 1 000 

Verän- 
derun- 
gen 
gegen 
Vorjahr 
in % 

in Mio. DM 

Verän- 
derun- 
gen 
gegen 
Vorjahr 
in % 

1969 

1 479 

- 16 

2 859,4 

+ 7,1 

1970 

1491 

-h 0,8 

3 335,1 

4-16,6 

1971 

1 548 

-h 3,8 

4 017,1 

4-20,4 

1972 

1 645 

-h 6,3 

4 817,0 

-hi9,9 

1973 

1 730 

-h 5,2 

5 655,9 

4-17,4 

1974 

1916 

-^10,8 

7 136,2 

4-26,2 

1975 

2 049 

-h 6,9 

8 405,1 

4-17,8 

1976 

2 109 

-h 2,9 

9 596,6 

4-14,2 

1977 

2 164 

-h 2,6 

10 452,4 

4- 8,9 

1978 

2 120 

- 2,0 

11 348,5 

4- 8,6 

1979 

2 095 

- U2 

12 128,8 

4- 6,9 

1980 

2 144 

-h 2,3 

13 265,9 

4- 9,4 

1981 

2 083 

- 2,9 

14 782,6 

4-11,4 

1982 

2 320 

-h 11,4 

16 329,1 

4-10,5 

1983 

2 437 

-h 4,3 

17 569,5 

4- 7,6 

1984 

2 570 

-h 5,5 

18 745,5 

4- 6,7 

1985 



20 774*) 

4-10,8 


*) Vorwegberechnung des Statistischen Bundesam- 
tes 


Die Kommunen, deren finanzielle Gesamtsitu- 
ation durch einen negativen Finanzierungs- 
saldo in 1981 von 10,1 Mrd. DM gekennzeichnet 
war, sahen sich ernsten Finanzierungsschwie- 
rigkeiten gegenüber. Im Rahmen der Operation 
’82 mußte unter anderem aus diesem Grunde 
die Anhebung der Regelsätze in der Sozialhilfe 
erstmalig seit Inkrafttreten des Bundessozial- 
hilf ege setztes im Jahre 1962 durch Gesetz auf 
einen geringeren Satz begrenzt werden, als es 
der Entwicklung der Lebenshaltungskosten 
entsprochen hätte. Während die Preise um 5,3 % 
stiegen, stiegen die Regelsätze um 3%. Schon in 
den Jahren zuvor, seit 1978, hatten die Sozial- 
hilf eempfänger bei den Regeisätzen fast durch- 
weg Kaufkraftverluste hinnehmen müssen. 
Vorschläge, die Regelsätze wie Anfang der 70er 
Jahre aufgrund eines verbesserten Warenkorbs 
auch zu Beginn der 80er Jahre stärker anzuhe- 
ben, scheiterten an den wesentlich verschlech- 
terten wirtschaftlichen und finanziellen Rah- 
menbedingungen. 

Die Empfängerzahlen und die Ausgaben in der 
Sozialhilfe sind auch in den Jahren 1983, 1984 
und 1985 gestiegen. Es gab 1984 rund 2,6 Mio. 
Empfänger bei Ausgaben von 18,7 Mrd. DM. Im 


Jahre 1985 betrugen die Ausgaben 20,8 Mrd. 
DM ^). Die Kun/e der Steigerungsraten hat sich 
aber in den Jahren 1982 und 1983 gegenüber 
1980 bis 1982 deutlich abgeflacht (siehe neben- 
stehende Tabelle). Das Ansteigen im Jahre 1985 
ist im wesentlichen darauf zurückzuführen, daß 
die Regelsätze zum l.Juli 1985 um durch- 
schnittlich 8% erhöht worden sind. Im übrigen 
ist damit zu rechnen, daß im Jahre 1986 die 
anhaltende Preisstabilität und die Verbesse- 
rungen der sozialen Transferleistungen entla- 
stende Wirkungen bei der Sozialhilfe nicht ver- 
fehlen werden. Zudem hat sich auch die Finanz- 
lage der Kommunen insgesamt gegenüber 
1981/1982 deutlich entspannt. Bundespolitische 
Maßnahmen und eigene Sparmaßnahmen der 
Kommunen führten dazu, daß die Kommunen 
erstmals seit Bestehen der Bundesrepublik 
Deutschland im Haushaltsjahr 1984 mit einem 
Finanzierungsüberschuß — und zwar von fast 

I, 5 Mrd. DM — abschlossen. Auch im Jahre 
1985 hatten die Kommunen einen positiven Fi- 
nanzierungssaldo von rund 900 Mio. DM. 

7. Aufgrund der verbesserten finanziellen und 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen konnten 
die Regelsätze ab l.Juli 1984 mit 3,2% im Bun- 
desdurchschnitt wieder an die Entwicklung der 
Lebenshaltungskosten angepaßt werden. Zu- 
dem wirkte sich für die Sozialhilfeempfänger 
die niedrige Preissteigerungsrate von 2,3% für 
den Zeitraum von Mitte 1984 bis Mitte 1985 
zusätzlich positiv aus. Schließlich brachte das 
Jahr 1985 ab l.Juli aufgrund eines neuen ver- 
besserten Warenkorbs eine Anhebung der Re- 
gelsätze um 8% im Bundesdurchschnitt, die 
deutlich über der Preissteigerungsrate für die 
Lebenshaltungskosten von Rentner- und Sozi- 
alhilf eempfängerhaushalten von 0,5% für den 
Zeitraum von Mitte 1985 bis Mitte 1986 liegt. 
Auch zum l.Juli 1986 sind die Regelsätze wie- 
der um 2,1% im Bundesdurchschnitt erhöht 
worden. Eine reale Verbesserung der Situation 
der Sozialhilfeempfänger, die Anfang der 80er 
Jahre unterbleiben mußte, war aufgrund ver- 
besserter Rahmenbedingungen möglich. 

8. Entgegen einer weitverbreiteten Auffassung 
liegt jetzt das Niveau der Regelsätze, vor allem 
infolge ihrer Anhebung um 8% im Bundes- 
durchschnitt im Jahre 1985, real über dem Ni- 
veau nach der Warenkorbreform von 1970, die 
sich bis in das Jahr 1973 durch eine entspre- 
chende Anhebung der Regelsätze auswirkte 
(siehe auch Antwort auf die Große Anfrage I zu 

II. l). Die Eckregelsätze wurden von 213 DM im 
Durchschnitt des Jahres 1973 auf 389 DM im 
Jahre 1986 angehoben. Da der nominale An- 
stieg der Eckregelsätze (rund 83%) größer war 
als der Anstieg des Preisindices für die Lebens- 
haltung für Haushalte von Renten- und Sozial- 
hilfeempfängern (rund 67%), haben die Eckre- 
gelsätze in dieser Zeit real um über 9% zuge- 
nommen. Wie die nachfolgende, aufgrund von 
Berechnungen des Bundesministeriums für Ju- 


^) Die Empfängerzahlen für 1985 liegen noch nicht vor. 
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gend, Familie, Frauen und Gesundheit erstellte 
Tabelle zeigt, liegt der Indexwert (Tabelle Spal- 
te 5) für das Jahr 1986 (170) über den Indexwer- 
ten für die Jahre 1973/1974 (155 bzw. 162). 

Die von der Fraktion DIE GRÜNEN in ihrer 
Vorbemerkung zu dieser Großen Anfrage auf- 
gestellte Behauptung, Sozialhilfeexperten (Al- 
bert Hofmann/Günther Stahlmann, Der Neue 
Warenkorb 1985, INFO ALSO) hätten nachge- 
wiesen, die Regelsatzanhebung zum 1. Juli 1985 
stelle lediglich den in den letzten Jahren 
(1982 ff.) nicht gewährten Inflationsausgleich 
dar, erweist sich als unzutreffend. Die Verfas- 
ser bezeichnen ihre „Anmerkungen zum Wa- 
renkorb 1985“ zudem selbst auch nur als erste 
Einschätzungen und stützen ihre Behauptung 
lediglich auf Berechnungen des Hessischen Mi- 


nisters für Arbeit, Umwelt und Soziales für das 
Land Hessen (vgl. „Informationen zum Arbeits- 
losenrecht und Sozialhilferecht“, Materialien 
Nr. 2/82, Fachhochschule Frankfurt, Fachbe- 
reich Sozialarbeit und Sozialpädagogik, Sei- 
ten 5 ff.). 

Es zeigt sich, daß sich die auf Stabilität ausge- 
richtete Politik der Bundesregierung auch für 
die Sozialhilfeempfänger positiv ausgewirkt 
hat, nachdem in den Jahren von 1978 bis 1983 
fast durchweg Kaufkraftverluste hingenommen 
werden mußten. 

Für die Festsetzung der Höhe der Regelsätze 
sind im übrigen die Bundesländer zuständig, 
die den ab l.Juli 1985 geltenden sogenannten 
alternativen Warenkorb als Übergangslösung 


Realwertbetrachtung des Regelsatzes in der Sozialhilfe 


Jahr 

Jahres- 
durchschnitts- 
regelsatz in 
DM/Monate 

Preisindex für die 
Lebenshaltung von 
2-Personen-Haus- 
halten von Renten- 
und Sozialhilfe- 
empfängern 
(1980 - 100) 

Realwert des Jahresdurchschnitts- 
regelsatzes zu Preisen von 1962 

Nachrichtlich: 
Rechnerischer 
Bundesdurchschnitt 
zum Stichtag 
l.Juli 

Realwert 

DM 

1962 = 100 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

1962 

92—1) 

48,7 

92,— 

100 

98,— 

1963 

108,— 

50,4 

104,— 

113 

108,— 

1964 

110,— 

51,8 

103,— 

112 

111,- 

1965 

117,— 

53,8 

106,— 

115 

117,— 

1966 

124,— 

56,1 

108,— 

117 

125,— 

1967 

129,— 

56,8 

111.— 

121 

129,— 

1968 

131,— 

57,7 

111,— 

121 

131,— 

1969 

134,— 

59,4 

110,— 

120 

135,— 

1970 

147,— 

61,3 

117,— 

127 

153,— 

1971 

174,— 

64,2 

132,— 

143 

187,— 

1972 

196,— 

67,8 

141,— 

153 

202,— 

1973 

213,— 

72,7 

143,— 

155 

217,— 

1974 

237 — 

77,5 

149,— 

162 

238,— 

1975 

254,— 

82,6 

150,— 

163 

254,— 

1976 

270,— 

86,8 

151,— 

164 

271,— 

1977 

287,— 

89,8 

156,— 

170 

288,— 

1978 

290,— 

91,8 

154,— 

167 

290,— 

1979 

297,— 

94,9 

152,— 

165 

297,— 

1980 

310,— 

100,0 

151,— 

164 

310,— 

1981 

328,— 

106,1 

151,— 

164 

328,— 

1982 

338,— 

112,1 

147,— 

160 

338,— 

1983 

342,— 

115,9 

144,— 

157 

345,— 

1984 

351,— 

118,7 

144,— 

157 

356,— 

1985 

370,— 

121,1 

149,— 

162 

384,— 

1986 

389,— 

121,72) 

156,— 

170 

393,— 


^) Der Jahresdurchschnittsregelsatz im Jahre 1962 ist auf der Basis von fünf Monaten Durchschnittsrichtsatz für Haus- 
haltsvorstände von 77 DM und ab Inkrafttreten des BSHG mit den jeweiligen Regelsätzen errechnet. Im Gegensatz 
zu den Regelsätzen des BSHG waren die Richtsätze vor dem 31. Mai 1962 für Haushaltsvorstände niedriger als die für 
Alleinstehende. Die Zusammenfassung zu einer Regelsatzgruppe führte zu einer starken Erhöhung des Eckregelsat- 
zes. 

^) Geschätzt mit Erhöhung um 0,5%. 
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betrachten und zur Zeit um eine neue Bemes- 
sungsgrundlage für die Festsetzung der Regel- 
sätze bemüht sind. Die Bundesregierung hat 
diese Bemühungen im Rahmen ihrer Kompe- 
tenz durch die Vergabe von Untersuchungsauf- 
trägen unterstützt (siehe Antwort auf die Große 
Anfrage I zu ILl). 


Große Anfrage (I) 

L Zur Entwicklung von Armut und 

Sozialhilfebedürftigkeit in der Bundesrepublik 
Deutschland 


1. Wie haben sich Umfang und Zusammensetzung 
der Sozialhilfeausgaben (HzL, HbL u. a.) in den 
letzten zehn Jahren entwickelt, und in welcher 
Weise haben sich im selben Zeitraum Umfang 
und Zusammensetzung der Sozialhilfeempfänger 
(Empfänger von HzL und HbL, differenziert nach 
innerhalb und außerhalb von Einrichtungen) 
verändert? 


Die Brutto-Ausgaben der Sozialhilfe haben sich in 
den Jahren 1975 bis 1984 von 8 405 Mrd. DM auf 
18 746 Mrd. DM, mithin um 123 % erhöht. 

Im gleichen Zeitraum ist die Zahl der Hilfeempfän- 
ger von 2 004 000 auf 2 570 000, also um 28,2 % ange- 
stiegen. Es handelt sich hierbei jeweils um die Zahl 
der Personen, die zu irgendeinem Zeitpunkt im Ka- 
lenderjahr einmalige oder laufende Sozialhilfelei- 
stungen erhielten. Was insbesondere die Empfän- 
ger laufender Leistungen zum Lebensunterhalt au- 
ßerhalb von Einrichtungen betrifft, so muß darauf 
hingewiesen werden, daß deren Zahl zum Jahres- 
ende (Stichtag) um jeweils mehr als 30 % niedriger 
lag, als es das Jahresergebnis ausweist. Dies er- 
scheint auch für die Bewertung aller folgenden Ant- 
worten bedeutsam, in denen die Zahl der Empfän- 
ger laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb 
von Einrichtungen jeweils nach dem Jahresergeb- 
nis genannt ist. 

Eine Aufgliederung der Sozialhilfeausgaben und 
der Empfängerzahlen (Jahresergebnisse) ist den 
nachstehenden Tabellen zu entnehmen. 


Sozialhilfeaufwand 1975 bis 1984 

(in Millionen) 


Hilfe art 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

Sozialhilfe insgesamt 

8 405 

9 597 

10 452 

11349 

12 129 

13 266 

14 783 

16 329 

17 570 

18 746 

— außerhalb von Einrichtungen 

3 682 

4152 

4 537 

4 376 

4 531 

4 970 

5 507 

6 084 

6 648 

7 266 

— in Einrichtungen 

4 724 

5 445 

5 916 

6 973 

7 598 

8 296 

9 276 

10 245 

10 922 

11480 

Hilfe zum Lebensunterhalt*) . . . 

3 025 

3 451 

3 709 

3 816 

3 921 

4 339 

4 795 

5 521 

6 123 

6 749 

— außerhalb von Einrichtungen 

2 444 

2 810 

3 108 

3 222 

3 313 

3 665 

4 077 

4 754 

5 338 

5 912 

— in Einrichtungen 

581 

683 

601 

594 

608 

673 

718 

766 

785 

837 

Hilfe in besonderen 

Lebenslagen 

5 380 

6 146 

6 744 

7 533 

8 208 

8 927 

9 987 

10 808 

11447 

11997 

— außerhalb von Einrichtungen 

1238 

1376 

1429 

1 154 

1218 

1305 

1429 

1 330 

1310 

1 354 

— in Einrichtungen 

4 142 

4 770 

5 315 

6 379 

6 990 

7 622 

8 558 

9 479 

10 137 

10 643 

Krankenhilfe 

624 

678 

667 

727 

753 

792 

872 

952 

993 

1020 

— ambulant 

270 

290 

280 

287 

293 

317 

339 

275 

298 

318 

— stationär 

354 

388 

387 

440 

460 

475 

533 

677 

695 

702 

Eingliederungshilfe 

für Behinderte 

1321 

1585 

1861 

2 114 

2 421 

2 666 

3 041 

3 385 

3 650 

3 920 

— außerhalb von Einrichtungen 

325 

402 

435 

113 

132 

126 

150 

151 

136’ 

141 

— in Einrichtungen 

996 

1 183 ä 

1426 

2 001 

2 289 

2 540 

2 891 

3 234 

3 514 

3 779 

Hilfe zur Pflege 

2 956 

3 414 

4 272 

4 281 

4 615 

5 0031 

5 581 

6 028 

6 385 

6 636 

— außerhalb von Einrichtungen 

398 

453 

506 

591 

641 

707 

776 

783 

778 

789 

— in Einrichtungen 

2 558 

2 961 

3 266^ 

3 690 

3 974 

4 296 

4 805 

5 245 

5 607 

5 847 

Sonstige Hilfe 

in besonderen Lebenslagen 

479 

469 

444 

411 

419 

466 

493 

444 

419 

421 

— außerhalb von Einrichtungen 

245 

231 

208 

163 

152 

155 

164 

121 

98 

106 

— in Einrichtungen 

234 

238 

236 

248 

267 

311 

329 

323 

321 

315 


*) einschließlich einmaliger Leistungen 
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Sozialhilfeempfänger 1975 bis 1984 

(in Tausend) 


Hilfeart 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

Sozialhilfe insgesamt 

2 049 

2 109 

2 164 

2 120 

2 095 

2 144 

2 083 

2 320 

2 437 

2 570 

— außerhalb von Einrichtungen 

1 584 

1 645 

1698 

1631 

1 600 

1626 

1 584 


1924 

2 032 

— in Einrichtungen 

512 

510 

512 

532 

544 

563 

532 

549 

544 

569 

Laufende Hilfe 

zum Lebensunterhalt*) 

1 190 

1276 

1362 

1335 

1 311 

1322 

1291 


1726 

1837 

— außerhalb von Einrichtungen 

1 134 

1222 

1302 

1275 

1243 

1254 

1 225 

1495 

1659 

1769 

— in Einrichtungen 

58 

57 

62 

62 

70 

71 

69 

66 

68 

70 

Hilfe in besonderen 

Lebenslagen 

1 147 

1 123 

1098 

1 079 

1080 

1 125 


1061 


1 047 

— außerhalb von Einrichtungen 

709 

687 

661 

620 

621 

644 

621 

588 


557 

— in Einrichtungen 

466 

464 

466 

485 

490 


479 

495 

487 

510 

Krankenhilfe 

433 

414 

390 

371 

364 

377 

353 

329 

297 

305 

— ambulant 

375 

363 

344 

322 

318 

329 

311 

283 

254 

261 

— stationär 

69 

63 

58 

60 

60 

61 

53 

59 

56 

60 

Eingliederungshilfe 

für Behinderte 

128 

140 

155 

170 

180 

194 

191 

196 

194 

209 

— außerhalb von Einrichtungen 

46 

44 

50 

41 

48 

52 

55 

49 

43 

49 

— in Einrichtungen 

83 

97 

105 

129 

133 

143 

137 

147 

151 

160 

Hilfe zur Pflege 

402 

413 

425 

429 

442 

463 

451 

467 

461 

459 

— außerhalb von Einrichtungen 

190 

195 

200 

205 

216 

227 

224 

225 

218 

211 

— in Einrichtungen 

214 

219 

226 

225 

228 

237 

227 

244 

243 

248 

Sonstige Hilfe 

in besonderen Lebenslagen 

198 

170 

144 

123 

108 


93 

76 

72 

78 

— außerhalb von Einrichtungen 

98 

85 

67 

52 

39 

36 

31 

31 

35 

36 

— in Einrichtungen 

100 

85 

77 

71 

69 

67 

62 

45 

37 

42 


*) Die Empfänger einmaliger Leistungen zum Lebensunterhalt werden von der Bundesstatistik nicht ausgewiesen. 


2. Wie hoch ist der Anteil der Frauen, die derzeit 
Sozialhilfe beziehen, insbesondere 

— der jungen Frauen und Mädchen unter 25, 

— der alleinerziehenden Mütter (mit einem, 
mehreren Kindern), 

— der älteren Frauen ab 60/65? 

Wie hoch ist jeweils der entsprechende Anteil 
männlicher Sozialhilfeempfänger? 

Welches sind die Hauptursachen für die Sozial- 
hilfebedürftigkeit der o. a. Personengruppen, und 
welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregie- 
rung daraus? 

1. Aus dem Gesamtzusammenhang der Frage ist zu 
entnehmen, daß sie sich auf die laufende Hilfe 
zum Lebensunterhalt bezieht. 

Unter den Empfängern laufender Leistungen 
zum Lebensunterhalt waren im Jahre 1984 
57,3 % Frauen und dementsprechend 42,7 % Män- 
ner. Von den Hilfeempfängern unter 25 Jahren 
( = 45,2 % aller Empfänger laufender Hilfe zum 
Lebensunterhalt) waren 51,9 % weiblichen und 
dementsprechend 48,1 % männlichen Ge- 
schlechts. Unter den über 60jährigen Hilfeemp- 


fängern ( = 14,5 %) waren 79,8 % Frauen und 
20,2 % Männer; bei den über 65jährigen waren 
die entsprechenden Anteile 81,6 % bzw. 18,4 %. 

2. Was den Anteil der alleinerziehenden Mütter 
und Väter unter den Empfängern laufender Hilfe 
zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtun- 
gen betrifft, so weist die Bundes Statistik der So- 
zialhilfe für das Jahr 1984 unter den insgesamt 
1 041 604 Empfängerhaushalten 95 258 Haushalte 
aus, in denen ein einzelner weiblicher Haushalts- 
vorstand mit einem Kind zusammenlebte; dem 
standen 4 094 Haushalte mit einem einzelnen 
männlichen Haushaltsvorstand gegenüber (Ver- 
hältnis 95,9 : 4,1). Bei den Alleinerziehenden mit 
mehreren Kindern waren die entsprechenden 
Zahlen 77 963 bzw. 3 112, woraus sich ein Verhält- 
nis von 96,2 : 3,8 errechnet. 

3. Eine Aussage zu den Hauptursachen der Hilfebe- 
dürftigkeit ist mangels differenzierter statisti- 
scher Daten nur sehr begrenzt möglich; insbe- 
sondere werden derartige Daten nicht getrennt 
für die verschiedenen Altersgruppen erhoben, so 
daß insoweit überhaupt keine Aussage möglich 
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ist. Bei den Haushalten mit einem alleinerzie- 
henden Haushaltsvorstand weist die Statistik als 
ganz überwiegende Hauptursache der Hilfege- 
währung , Ausfall des Ernährers“ aus; andere Ur- 
sachen, wie z. B. der Verlust des Arbeitsplatzes, 
unzureichendes Erwerbseinkommen oder unzu- 
reichende Versicherungs- oder Versorgungsan- 
sprüche, treten demgegenüber deutlich zurück. 
Rund 30 % der Haushalte Alleinerziehender fal- 
len unter die Rubrik „Sonstige Ursachen“. 

4. Im übrigen ist zu den Hauptursachen der Hilfe- 
gewährung folgendes zu bemerken: 

Bei etwa einem Drittel der einzeln nachgewiese- 
nen Haushaltsvorstände und sonstigen Hil- 
feempfänger weiblichen Geschlechts waren nach 
der Statistik 1984 unzureichende Versicherungs- 
und Versorgungsansprüche die Hauptursache 
der Hilfegewährung; es folgen als weitere Haupt- 
ursachen mit 14 % Verlust des Arbeitsplatzes, mit 
10,7 % Ausfall des Ernährers sowie mit 7,8 % 
Krankheit Für 26 % sind keine spezifischen 
Hauptursachen angegeben. Bei den einzelnen 
männlichen Hilfeempfängern weist die Statistik 
demgegenüber zu 35,7 % den Verlust des Arbeits- 
platzes, zu 8,8 % unzureichende Versicherungs- 
und Versorgungsbezüge und zu 8,9 % Krankheit 
als Hauptursache aus; nicht näher bezeichnete 
Ursachen lagen bei 37 % vor. 

5. Zu den Maßnahmen, die die Bundesregierung 
insbesondere zur Schaffung und Sicherung von 
Arbeitsplätzen, zu Verbesserungen für Arbeits- 
lose und zur Vermeidung von unzureichenden 
Versicherungs- und Versorgungsansprüchen un- 
ternommen hat, wird auf die Vorbemerkung zu 
dieser Großen Anfrage unter 4., 5.1 und 5.2 ver- 
wiesen. 


3. Wie haben sich Umfang und Zusammensetzung 
der Sozialhilfebedürftigen (und die sogenannte 
Dunkelziffer) in den letzten zehn Jahren entwik- 
kelt? 

Die Entwicklung der Sozialhilfeempfängerzahlen 
seit 1975 ist bereits unter I.l dargestellt worden. 

Zur Frage, inwieweit Berechtigte von an sich gege- 
benen Ansprüchen auf Hilfe zum Lebensunterhalt 
keinen Gebrauch machen, liegen zahlreiche Unter- 
suchungsberichte vor. Hingegen sind keine Unter- 
suchungen über die Veränderung der sogenannten 
Dunkelziffer in den letzten zehn Jahren bekannt. 
Den beiden Untersuchungen, deren Ergebnisse in 
der Schriftenreihe des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit vorgestellt wurden (Hart- 
mann, a. a. O. und Vaskovics/ Weins, Randgruppen- 
bildung im ländlichen Raum/ Armut und Obdachlo- 
sigkeit), liegen Daten aus dem Jahre 1979 bzw. 1980 
zugrunde. Die Studie von Hartmann kam zu dem 
Ergebnis, daß von 100 Haushalten 52 ihren An- 
spruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt wahrnäh- 
men und 48 hiervon keinen Gebrauch machten, ob- 
wohl sie als potentiell anspruchsberechtigt bezeich- 
net werden könnten. Vaskovics/Weins kommen für 
die sogenannte verdeckte Armut im ländlichen 
Raum zu wesentlich niedrigeren Zahlen, nämlich 


von 30 bis 40 % der Sozialhilfeberechtigten (a. a. O. 
S. 174 ff.). Bei der Untersuchung von Hartmann wur- 
den Vermögen und Unterhaltsleistungen, die vor- 
rangig vor Inanspruchnahme von Sozialhilfe einzu- 
setzen sind, nicht berücksichtigt, bei der Untersu- 
chung von Vaskovics nur ansatzweise (a. a. O. 
S. 192). Deshalb ist davon auszugehen, daß nur ein 
Teil der potentiell anspruchsberechtigten Personen 
tatsächlich einen Anspruch auf Hilfe zum Lebens- 
unterhalt hat (vgl. auch die Erläuterungen zu der 
Untersuchung von Hartmann und die Diskussion 
darüber im Nachrichtendienst des Deutschen Ver- 
eins für öffentliche und private Fürsorge 1982 von 
Hartmann (S. 215 ff.), Galperin (S. 277 ff.) und Kaske 
(S. 391 ff.). Erst recht bietet die Untersuchung von 
Hartmann keine Grundlage für die Annahme, der 
Gesamtzahl der Sozialhilfeempfänger (zur Zeit 
knapp 2,6 Millionen) stehe eine ebenso hohe Zahl 
Sozialhilfeberechtigter gegenüber, und für die Be- 
hauptung, es gäbe mehr als 5 Millionen Arme in der 
Bundesrepublik Deutschland; denn die Untersu- 
chung bezieht sich nur auf die Hilfe zum Lebensun- 
terhalt. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die soge- 
nannte Dunkelziffer in der Tendenz seit längerem 
rückläufig ist. Dafür spricht, daß Information und 
Beratung über Sozialhilfefragen gegenüber der frü- 
heren Zeit wesentlich verbessert worden sind. Au- 
ßerdem sind die Hemmschwellen bei der Inan- 
spruchnahme der Sozialhilfe bei älteren Bedürfti- 
gen größer als bei jüngeren. Da heute anteilmäßig 
mehr jüngere und weniger ältere Personen als frü- 
her Sozialhilfe in Anspruch nehmen, spricht auch 
dies für einen Rückgang der Dunkelziffer. 


4. Wie schätzt die Bundesregierung die mittelfri- 
stige Entwicklung von Sozialhilfebedürftigkeit 
ein? Auf welche Untersuchungen stützt sie sich 
dabei? Was tut die Bundesregierung — außer der 
Verteilung von Broschüren — , um die wissen- 
schaftlich bewiesene hohe Quote der Nichtinan- 
spruchnahme von Sozialhilfe zu senken, um so- 
mit zu einem Abbau der „verschämten Armut“ 
beizutragen? 

Der Bundesregierung liegen keine Untersuchungen 
vor, die eine Einschätzung der mittelfristigen Ent- 
wicklung von Sozialhilfebedürftigkeit und Sozialhil- 
fe auf Wendungen erlauben würden. Aber auch unab- 
hängig davon würde eine Aussage nicht möglich 
sein, weil die Entwicklung der Sozialhilfe aufgrund 
des Bedarfs- und des Subsidiaritätsprinzips von 
Umständen abhängig ist, die ganz überwiegend au- 
ßerhalb der Sozialhilfe liegen und von ihr nicht be- 
einflußt werden können. Lediglich eine Neubestim- 
mung des sozialhilferechtlich anzuerkennenden Be- 
darfs, soweit er durch die Regelsätze abzugelten ist, 
stellt sich als systemimmanentes Problem der Sozi- 
alhilfe dar, ohne daß das Ergebnis einer solchen 
Neubestimmung, für die die Bundesländer zustän- 
dig sind, zur Zeit schon absehbar wäre. Die übrigen 
die Entwicklung bestimmenden Faktoren sind im 
wesentlichen: 

— die Entwicklung der Preise im Sach- und Dienst- 
leistungsbereich, 
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— die Zunahme der Beschäftigten, 

— die Entwicklung der Erwerbseinkommen und 
damit zusammenhängend die Lage auf dem Ar- 
beitsmarkt, 

— die Entwicklung der gegenüber der Sozialhilfe 
vorrangigen, d. h. bei ihrer Bemessung zu be- 
rücksichtigenden Sozial- und Transferleistun- 
gen, 

— die Bereitschaft zu eigener Lebensvorsorge ein- 
schließlich der Bildung von im Notfall einzuset- 
zenden Vermögen, 

— die Bereitschaft zur Selbsthilfe innerhalb und 
außerhalb des Familienverbandes und die Be- 
reitschaft zur ehrenamtlichen Hilfe. 

Tendenziell werden im Sinne einer Reduzierung 
der Sozialhilfebedürftigkeit (Verminderung der 
Empfängerzahl und der Fallkosten) insbesondere 
wirken 

— die Abflachung der Preissteigerungsrate bei den 
Lebenshaltungskosten, 

— die Steigerung der Realeinkommen der Er- 
werbstätigen, die zu erwartende Verminderung 
der Zahl der Arbeitslosen und die Verbesserung 
der Leistungen nach dem Arbeitsförderungsge- 
setz, 

— die Höhe der Renten, der Versichertenrenten 
wie der Hinterbliebenenrenten, einschließlich 
der Versichertenrenten von Frauen als Folge 
längerer eigener Beschäftigungszeiten und ei- 
nes höheren Frauenerwerbseinkommens, ferner 
die Anrechnung von Erziehungszeiten in der 
Rentenversicherung, 

— die Verbesserung des Familienlastenausgleichs 
und des Wohngeldes, 

— die Einkommens- und Vermögenszuwächse, die 
eine bessere private Lebensvorsorge ermögli- 
chen. 

Im Sinne einer Erhöhung der Sozialhilfebedürftig- 
keit werden insbesondere wirken 

— die Zunahme des Anteils älterer Menschen an 
der Gesamtbevölkerung insbesondere in den Al- 
tersgruppen über 75 Jahre und damit des Anteil 
der Pflegebedürftigen, 

— die Verbesserung und intensivere Nutzung der 
Hilfen für Behinderte und für Pflegebedürftige, 

— die Zunahme des Anteils von Hilfebedürftigen, 
die nicht auf familiäre Selbsthilfe zurückgreifen 
können, weil sie nähere Angehörige nicht mehr 
haben oder diese nicht zur Hilfe fähig sind, 

— die Zunahme des Anteils hilfebedürftiger Aus- 
länder. 

Zum Umfang der mutmaßlichen Nichtinanspruch- 
nahme zustehender Sozialhilfe wird auf die Ant- 
wort auf die vorausgehende Frage verwiesen. 

Die Bundesregierung informiert seit 1975 über die 
Sozialhilfe mit einer Broschüre, von der inzwischen 


mehrere Millionen Exemplare verteilt sind. Die 
Notwendigkeit, umfassende Auskunfts- und Bera- 
tungsangebote vorzuhalten, hat den gesetzlichen 
Ausdruck in §§ 14, 15 SGB AT und § 8 Abs. 2 BSHG 
gefunden. Die zuständigen Leistungsträger für die 
Sozialhilfe, insbesondere die Kommunen, erfüllen 
diese Aufgaben. Hinzu kommen die Aktivitäten der 
Verbände der freien Wohlfahrtspflege, von Interes- 
sengruppen und Informationen durch die Medien 
(siehe im einzelnen die Antworten avif die Fragen 
II/III.5 und 6). 

Die Bundesregierung ist sich der Not der „ver- 
schämten Armen“, die zumeist der älteren Genera- 
tion angehören, bewußt. Sie begrüßt alle Initiativen 
und Maßnahmen, die darauf gerichtet sind, derar- 
tige Notlagen zu beseitigen oder doch zu lindern. 
Soweit allerdings in den Besonderheiten des Einzel- 
falles begründete Motive älterer Hilfebedürftiger 
Vorbehalte gegen die Inanspruchnahme von Sozial- 
hilfe auslösen, werden sie auch zu respektieren 
sein. 


5. Wie definiert die Bundesregierung den Begriff 
»Armut“, bezogen auf die „bundesrepublikani- 
schen Verhältnisse“? 

Worin unterscheidet sich diese Armutsdefinition 
von der des EG-Ministerrates von 1973? 

Der Begriff „Armut“ entzieht sich wegen seiner 
Vielschichtigkeit einer allgemeingültigen Defini- 
tion. Er kann unter einer Fülle von Gesichtspunk- 
ten beschrieben, aber wohl kaum umfassend exakt 
definiert werden (vgl. Hartmann, Sozialhilfebedürf- 
tigkeit und „Dunkelziffer der Armut“, Band 98 der 
Schriftenreihe des Bundesministers für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit, S. 13 fl). So können Teil- 
aspekte von Erscheinungsformen der Armut be- 
schrieben werden — etwa im Zusammenhang mit 
sozialen Brennpunkten in Großstädten, mit Wohn- 
raumversorgung bei Obdachlosenfamilien, mit 
Nichtseßhaftigkeit, mit Notlagen bei Überschul- 
dung, mit der Situation arbeitsloser Jugendlicher 
und mit der „Dunkelzifferproblematik“ vor allem 
bei älteren Leuten. 

Hingegen kann Armut nicht etwa mit dem Bezug 
von Sozialhilfeleistungen gleichgesetzt werden. Die 
Bundesregierung ist ebenso wie frühere Bundesre- 
gierungen der Auffassung, daß mit den Leistungen 
der Sozialhilfe der soziokulturelle Mindestbedarf 
sichergestellt wird. Für die Hilfe in besonderen 
Lebenslagen ist durch Einkommensgrenzen, die in 
mittlere Einkommen hineinreichen, und durch Ver- 
mögensschutzbestimmungen dafür gesorgt, daß 
eine Beeinträchtigung der bisherigen allgemeinen 
Lebenshaltung unterbleibt, soweit sie über das Zu- 
mutbare hinausgeht. Neben der Sozialhilfe tragen 
weitere nicht unerhebliche Leistungen und Vergün- 
stigungen für einkommensschwache Bevölkerungs- 
gruppen, die vor allem die Kommunen gewähren, zu 
einer besseren Befriedigung des soziokulturellen 
Bedarfs bei. 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaft hat in sei- 
nem Beschluß vom 22. Juli 1975 über das Programm 
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von Modellvorhaben und Modellstudien zur Be- 
kämpfung der Armut (ABI. Nr. L 199/34) in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten in Armut lebende Personen 
wie folgt beschrieben: „Einzelpersonen oder Famili- 
en, die über so geringe Mittel verfügen, daß sie von 
der Lebensweise ausgeschlossen sind, die in dem 
Mitgliedstaat als Minimum annehmbar ist, in wel- 
chem sie leben.“ Diese Definition wurde auch in 
dem Beschluß des Rates vom 19. Dezember 1984 
über gezielte Maßnahmen zur Bekämpfung der Ar- 
mut auf Gemeinschaftsebene (ABI. Nr. L 2/24) — 2. 
EG-Armutsprogramm — übernommen. Mittel im 
Sinne dieses Beschlusses sind „das Bareinkommen, 
das Vermögen und die zur Verfügung stehenden 
öffentlichen und privaten Leistungen“. 

Die Bundesregierung teilt die in dieser Begriffsbe- 
stimmung zum Ausdruck kommende Auffassung, 
Armut im internationalen Vergleich als eine rela- 
tive Größe zu betrachten und nach dem in den ein- 
zelnen Ländern vorherrschenden Lebensstandard, 
der sehr unterschiedlich ist, zu beurteilen. 


6. Wie hat sich Einkommensarmut in den letzten 
zehn Jahren in der Bundesrepublik Deutschland 
entwickelt, wenn man den EG-Armutsbegriff zu- 
grunde legt? 

Wie aus der Antwort auf Frage 1.5 hervorgeht, ent- 
hält der Beschluß des Rats der Europäischen Ge- 
meinschaft keine exakte Definition der Armut, son- 
dern eine Beschreibung der in Armut lebenden Per- 
sonen. Sie ist nicht allein auf das Einkommen bezo- 
gen, sondern umfaßt auch Vermögen und öffentli- 
che und private Leistungen. Zu den öffentlichen 
Leistungen zählen auch die Leistungen der Sozial- 
hilfe, mit denen der soziokulturelle Mindestbedarf 
sichergestellt wird. 


7. Ist der Bundesregierung bekannt, in welcher 
Weise und in welchem Ausmaß sich Einkom- 
mensarmut auch in anderen Formen von Be- 
nachteiligung für die Betroffenen auswirkt, so 
z. B. in Form von 

— Ausschluß von sozialen Dienstleistungen, 

— Benachteiligungen im Bildungs- und Kultur- 
bereich, 

— ungünstigen und ungesunden Wohnverhält- 
nissen, 

— ungesunden und gesundheitsschädlichen Ar- 
beitsbedingungen, 

— besonders negativen Umwelteinflüssen (im 
Wohnbereich), 

— psychischer Armut, d. h. Nichtinanspruch- 
nahme psychotherapeutischer Dienste? 

Soweit einkommensschwache Haushalte Grundbe- 
dürfnisse nicht mit Hilfe von Erwerbseinkommen 
selbst befriedigen können, soll ihnen nach einem 
allgemeinen sozialpolitischen Konsens in der Bun- 
desrepublik Deutschland die öffentliche Hand die 
Hilfe gewähren, die ein der Würde des Menschen 


entsprechendes Leben zu führen ermöglicht. Dazu 
steht ein vielfältig ineinandergreifendes System 
staatlichen Handelns, dessen einzelne Hilfen, Lei- 
stungen oder Maßnahmen hier nicht im einzelnen 
dargestellt werden können und die sich nicht iso- 
liert voneinander bewerten lassen, zur Verfügung. 
Durchgängiges Prinzip ist, deiß die Leistungen der 
öffentlichen Hand weitgehend nach sozialen Ge- 
sichtspunkten gestaffelt sind. Sie werden gelegent- 
lich allen Bürgern, in anderen Fällen einkommens- 
schwachen Personen oder Haushalten kostenlos 
oder verbilligt zur Verfügung gestellt, oder es erhal- 
ten einkommensschwache Personen oder Haus- 
halte höhere Leistungen als andere. Diese Leistun- 
gen werden von den Berechtigten allerdings in un- 
terschiedlichem Maße in Anspruch genommen. 

Ein solches öffentliches Leistungssystem kann 
nicht jede Benachteiligung einzelner (nicht nur ein- 
kommensschwacher) Personen oder Haushalte aus- 
gleichen. Die unterschiedlichen Fallgestaltungen 
wie auch die fließende Entwicklung von Bedürfnis- 
sen in der Gesellschaft und von zur Verfügung ste- 
henden Finanzmitteln des Staates erfordern eine 
hohe Anpassungsfähigkeit des Leistungssystems. 
Der Bundesgesetzgeber hat auf Initiative der Bun- 
desregierung solchen Entwicklungen Rechnung ge- 
tragen, z. B. durch das Steuerentlastungspaket für 
Familien, durch das Bundeserziehungsgeldgesetz, 
durch Verbesserungen im Kindergeld- und Wohn- 
geldgesetz, die zum 1. Januar 1986 in Kraft getreten 
sind. 

Im einzelnen ist folgendes zu bemerken: 

Es läßt sich nicht eindeutig feststellen, ob Einkom- 
mensarmut zum Ausschluß von sozialen Dienstlei- 
stungen führt. Dies dürfte aber nicht der Fall sein, 
da viele Dienstleistungen einkommensschwachen 
Personen kostenlos angeboten oder die Kosten 
durch Sozialleistungsträger übernommen oder er- 
stattet werden. 

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es ein be- 
währtes System der Ausbildungsförderung (insbe- 
sondere nach d^m Bundesausbildungsförderungs- 
gesetz und dem Arbeitsförderungsgesetz), das jun- 
gen Menschen grundsätzlich eine der Neigung, Eig- 
nung und Leistung entsprechende Ausbildung auch 
dann ermöglicht, wenn sie oder ihre Eltern die hier- 
für erforderlichen Mittel nicht selbst aufbringen 
können. 

Ungünstige und ungesunde Wohnverhältnisse, so- 
weit sie auf unzulängliche Bausubstanz oder -aus- 
stattung zurückzuführen sind, konnten in den ver- 
gangenen Jahren erheblich abgebaut werden. Maß- 
geblichen Anteil daran hatten das Städtebaurecht 
des Bundes, die Regelungen des sozialen Woh- 
nungsbaues, die Hilfen zur Deckung angemessener 
Wohnraumkosten (vor allem das Wohngeld) sowie 
Wohnungsbau- und Sanierungsmaßnahmen, vor al- 
lem die erheblich aufgestockten Städtebauförde- 
rungsmittel des Bundes und der Länder. Es wird 
davon ausgegangen, daß heute insgesamt betrach- 
tet auch einkommensschwachen Haushalten genü- 
gend Wohnraum zur Verfügung steht, der den Stan- 
dard des sozialen Wohnungsbaues erreicht und von 
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dem keine gesundheitlichen Belastungen ausge- 
hen. 

Von einer allgemeinen Benachteiligung einkom- 
mensarmer Personen durch ungesunde und ge- 
sundheitsschädliche Arbeitsbedingungen kann 
nicht gesprochen werden. Solche Bedingungen kön- 
nen allerdings bei einer nicht näher bekannten 
Zahl von Arbeitnehmern noch Vorkommen. Die 
Bundesregierung unternimmt alle Anstrengungen, 
noch vorhandene ungesunde und gesundheits- 
schädliche Arbeitsbedingungen vor allem durch 
ihre Arbeitsschutzpolitik — unterstützt durch das 
Programm „Forschung zur Humanisierung des Ar- 
beitslebens“ — zu beseitigen. 

Die konsequente, auf das 1974 erlassene Bundes- 
Immissionsschutzgesetz begründete Umweltpolitik 
hat zu einem ständigen Rückgang der Umweltbela- 
stung geführt. Weitere wesentliche Entlastungen 
werden die Großfeuerungsanlagenverordnung und 
die neue TA Luft bringen. Auch die europaweite 
Einführung der Katalysatortechnik in Personen- 
kraftwagen wird die Belastung der Luft verringern. 
Dies gilt gerade auch für Bereiche mit erhöhter 
Umweltbelastung. Die Entwicklung wird durch die 
bereits erwähnten Maßnahmen der Städtebauför- 
derung wesentlich gefördert. 

Bei psychologischer Erkrankung oder Behinderung 
sieht — nachrangig zur Leistungspflicht anderer 
Sozialleistungsträger — das Sozialhilferecht die Ge- 
währung der erforderlichen ärztlichen oder ärztlich 
verordneten Maßnahmen vor; diese sollen in der 
Regel den Leistungen der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung entsprechen und umfassen in diesem 
Umfange auch Kosten für die Inanspruchnahme 
psychotherapeutischer Behandlung. 


8. Ist die Bundesregierung bereit, eine regelmäßige 
Armutsberichterstattung aufzubauen, die sich 
auf unterschiedliche Standards („Armuts-Defini- 
tionen“) bezieht und die Auswirkungen der so- 
zialpolitischen Maßnahmen der Bundesregie- 
rung untersucht? 

Nein. 

Die Bundesregierung hält eine Armutsberichter- 
stattung schon deshalb für wenig zweckmäßig, weil 
der Begriff „Armut“ nicht allgemeingültig definiert 
werden kann (siehe Antwort auf Frage 1.5). Sie ver- 
weist im übrigen auf die Berichte, die wie Renten- 
anpassungsberichte, Wohn- und Mietenberichte, So- 
zialberichte bereits jetzt über die Entwicklung der 
sozialen Verhältnisse und insbesondere auch über 
die Auswirkungen der sozialpolitischen Maßnah- 
men der Bundesregierung unterrichten. Zugleich 
wird auf die Vorbemerkungen zu dieser Großen An- 
frage verwiesen, die auch das hohe Maß des positi- 
ven Einflusses dieser Maßnahmen auf die Verhin- 
derung und die Beseitigung der Erscheinungsfor- 
men überkommener und noch vorhandener Armut 
aufzeigen. 


Die in der Antwort zu Frage 1,5 genannten Erschei- 
nungsformen der Armut machen überdies deutlich, 
daß vorwiegend Zuständigkeitsbereiche der Länder 
und Kommunen angesprochen sind. Einzelne Ar- 
beits- und Sozialministerien geben umfassende 
Jahresberichte heraus, auch gibt es Berichte einzel- 
ner Kommunen. 


9. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 
eine spezielle Zusatzstatistik bezüglich der So- 
zialhilfebedürftigkeit und Einkommensarmut 
von Frauen zu erstellen? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine derartige 
Zusatzstatistik in Auftrag zu geben (ähnlich der 
Zusatzstatistik für Ausländer von 1982)? 

Nein. 

§ 1 des Gesetzes über die Durchführung von Stati- 
stiken auf dem Gebiet der Sozialhilfe, der Kriegsop- 
ferfürsorge und der Jugendhilfe ermächtigt die 
Bundesregierung, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates u. a. höchstens einmal 
j ährlich eine Zusatzstatistik auf dem Gebiet der So- 
zialhilfe durchzuführen. 

Bereits die Jahresstatistik der Sozialhilfe weist die 
Zahl der Sozialhilfeempfänger sowohl insgesamt 
als auch bei den einzelnen Hilfearten getrennt nach 
dem Geschlecht aus. Dies hat es der Bundesregie- 
rung ermöglicht, die Fragen I.l und 2 weitestgehend 
zu beantworten. Darüber hinaus sieht die Bundes- 
regierung keinen Bedarf für eine Zusatzstatistik 
über Frauen, die zudem insoweit, als sie über das 
Gebiet der Sozialhilfe hinausgehen würde, nicht 
mehr durch die vorstehend bezeichnete Verord- 
nungsermächtigung gedeckt wäre. 


10. Liegen der Bundesregierung Untersuchungen 
vor, inwiefern bestimmte weibliche Lebensla- 
gen in besonderem Maße zu Sozialhilfebedürf- 
tigkeit führen? 

Wenn nicht, gedenkt sie derartige Untersuchun- 
gen zu fördern mit dem Ziel, Maßnahmen zur 
Beseitigung der speziellen Armutsrisiken von 
Frauen zu ergreifen? 

Die Einkommenslage bestimmter Frauengruppen 
— vor allem der älteren und alten Generationen, 
aber auch anderer Gruppen wie z. B. der Alleiner- 
ziehenden — und die Zusammenhänge mit der So- 
zialhilfebedürftigkeit sind Gegenstand zahlreicher 
Untersuchungen der Bundesregierung. Gefördert 
werden diese Vorhaben vor allem vom Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung und Bundesmini- 
ster für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit. 
Verschiedene dieser größtenteils in den Schriften- 
reihen der federführenden Bundesminister veröf- 
fentlichten Forschungsberichte sind bereits in an- 
deren Antworten der Bundesregierung auf Große 
und Kleine Anfragen zitiert (vgl. z. B. Antwort zur 
Kleinen Anfrage der SPD zu den Lebensumständen 
älterer und hochbetagter Frauen in der Bundesre- 
publik Deutschland [BT- Drucksache 10/1807, S. 12]; 
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Antwort zur Großen Anfrage der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP zu Lebenssituation und Zu- 
kunftsperspektiven älterer Menschen [BT- Druck- 
sache 10/2784, S. 14, 17] und Antwort zur Kleinen 
Anfrage der Fraktionen der CDU/CSU und FDP zur 
Frauenforschung [BT-Drucksache 10/2513, S. 2 ff. 
und 8 ff.]). 


II. Zur Warenkorh-ZRegelsatzprohlematik 

1. Teilt die Bundesregierung die Einschätzung von 
Sozialhilfeexperten, daß mit der zum 1. Juli 1985 
erfolgten Anhebung der Regelsätze lediglich das 
quantitative (= reale) Niveau des Warenkorbes 
aus dem Jahre 1970 wiederhergestellt wurde? 

Was gedenkt die Bundesregierung über dieses 
dürftige Ergebnis hinaus zur Verbesserung der 
Lebenslage von Sozialhilfeempfängern zu tun? 

Die Bundesregierung teilt diese Einschätzung nicht. 
Die Warenkorb reform von 1970 führte zu einer star- 
ken Anhebung der Regelsätze in den Bundeslän- 
dern in den Jahren 1970 bis 1973, die im Jahre 1971 
besonders ausgeprägt war. Das im Jahre 1973 er- 
reichte, für die hier anstehende Beurteilung maßge- 
bende Kaufkraftniveau der Regelsätze brachte eine 
Verbesserung von 55% gegenüber 1962 und ist — im 
Bundesdurchschnitt berechnet — in den folgenden 
Jahren, auch im Zeitraum der sogenannten Decke- 
lung der Regelsätze von 1982 bis zum 30. Juni 1984 
nicht unterschritten worden. Das Niveau liegt heu- 
te, vor allem infolge der Anhebung der Regelsätze 
um bundesdurchschnittlich 8% im Jahre 1985, über 
dem Niveau des Jahres 1973 (siehe Vorbemerkung 
zu der Großen Anfrage unter 8. und die dort wieder- 
gegebene Tabelle). 

Vielfach wird für die Beurteilung der Entwicklung 
der Regelsätze nicht das Kaufkraftniveau von 1973, 
sondern das von 1977 zugrunde gelegt. Die in die- 
sem Jahr erreichte Höhe der Regelsätze im Bun- 
desdurchschnitt muß bei der hier vorzunehmenden 
Einschätzung aber außer acht gelassen werden, da 
sie nicht auf die Warenkorbreform von 1970, son- 
dern auf Preisentwicklungspolster bei der Fort- 
schreibung der Regelsätze zurückzuführen ist, die 
über eine Anpassung an die jährliche Preissteige- 
rungsrate hinausführten. Im übrigen ist im Jahre 
1986 das Kaufkraftniveau der Regelsätze des Jah- 
res 1977 wieder erreicht, wie die unter 8. der Vorbe- 
merkung wiedergegebene Tabelle in Spalte 5 aus- 
weist. 

Stärker verbessert wurde am 1. Juli 1985 die finan- 
zielle Situation der Alleinerziehenden mit einem 
Kind unter sieben Jahren und der Personen, die das 
60. Lebensjahr vollendet haben, da ihnen — wie bis 
dahin schon den über 65jährigen — zusätzlich zur 
Regelsatzanhebung ein Mehrbedarf von 20% des 
Regelsatzes zuerkannt wurde. 

Wie unter 8. der Vorbemerkungen bereits ange- 
führt, sind für die Festsetzung der Höhe der Regel- 
sätze die Bundesländer zuständig, die den ab 1. Juli 


1985 geltenden sogenannten alternativen Waren- 
korb als Übergangslösung betrachten und zur Zeit 
um eine neue Bemessungsgrundlage für die Fest- 
setzung der Regelsätze bemüht sind. Die Bundesre- 
gierung hat diese Bemühungen im Rahmen ihrer 
Kompetenzen mit einem Untersuchungsauftrag zur 
Erarbeitung des sogenannten Statistikmodells un- 
terstützt. Außerdem hat sie ein Forschungsvorha- 
ben über „Regelsatz und Warenkorb“ in Auftrag ge- 
geben, dessen Ergebnis im Band 175 der Schriften- 
reihe des Bundesministers für Jugend, Familie und 
Gesundheit veröffentlicht worden ist. 


2. Aus welchen Gründen hat sich die Bundesregie- 
rung den (anhand von Preisen von 1979 erarbei- 
teten) Vorschlag des Deutschen Vereins, dem zu- 
folge die Regelsätze bereits 1981 um ca. 31% zu 
erhöhen gewesen waren, nicht zu eigen ge- 
macht? 

Hat die Bundesregierung berechtigte Zweifel an 
der Seriosität dieser Berechnungen? 

Es gibt keinen Vorschlag des Deutschen Vereins für 
öffentliche und private Fürsorge, zu Beginn der 
80er Jahre die Regelsätze um ca. 31% zu erhöhen. 
Materialien für einen neuen Warenkorb, die eine 
Arbeitsgruppe beim Deutschen Verein erstellt hatte 
und die bei einer Umsetzung eine Anhebung der 
Regelsätze etwa in der genannten Höhe zur Folge 
gehabt hätten, sind innerhalb des Deutschen Ver- 
eins auf erhebliche fachliche Kritik gestoßen und 
boten für die zuständigen Bundesländer keine ge- 
eignete und konsensfähige Grundlage für eine Re- 
gelsatzfestsetzung. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung die im „Neuen 
Warenkorb“ 1985 enthaltenen willkürlichen Set- 
zungen von Verbrauchsmengen? 

Wie begründet sie z. B. angesichts der nach wie 
vor gegebenen Gefahr einer unzureichenden Er- 
nährung die willkürliche Absenkung von Zu- 
schlägen im Ernährungsbedarf (Kürzungen bei 
den Zuschlägen für Schwund, Verderb usw.)? 

Wie rechtfertigt sie die Ermittlung des Energie- 
bedarfes auf der Basis der niedrigsten Durch- 
schnittswerte und die nochmalige Absenkung un- 
ter dieses Niveau? 

4. Wie rechtfertigt die Bundesregierung ferner den 
Umstand, daß mit einer Berechnung des Sozial- 
hilfe-Warenkorbes auf der Basis von unteren 
Quartilspreisen statt von Durchschnittspreisen 
eine historisch und international einmalige 
„Preisstatistik für Arme“ geschaffen wurde? 

5. Wie hoch sind diese unteren Quartilspreise bezo- 
gen auf die einzelnen Positionen des derzeit gül- 
tigen Warenkorbes? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß Sozialhilfeempfänger aufgrund dieses Um- 
standes die im Ernährungs-Warenkorb vorgese- 
henen Nahrungsmengen in den meisten Fällen 
nicht erstehen werden können, zumal Sozialhil- 
feempfänger in den allerwenigsten Fällen über 
einen Pkw verfügen dürften, um ihre Einkäufe in 
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den mit Öffentlichen Verkehrsmitteln in der Re- 
gel schlecht erreichbaren Großeinkaufszentren 
zu tätigen? 

6. Inwiefern tragt dieser Ernährungs-Warenkorb 
tatsächlich neueren Erkenntnissen über eine ge- 
sunde Ernährung Rechnung? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß mit 
den unteren Quartilspreisen tatsächlich qualita- 
tiv gute Nahrungsmittel erstanden werden kön- 
nen? 


Die Fragen 3 bis 6 werden zusammen beantwortet. 

Der sogenannte alternative Warenkorb von 1985 
wird als Übergangsregelung von den Ländern und 
vom Bund für zweckmäßig gehalten. Die Bundesre- 
gierung weist den Vorwurf der Willkür zurück. Im 
übrigen sieht sie davon ab, den sogenannten alter- 
nativen Warenkorb im einzelnen zu beurteilen und 
zu rechtfertigen, da für seine Zusammensetzung 
wie für die Höhe der Regelsätze die Bundesländer 
zuständig sind. Sie verweist jedoch darauf, daß das 
Kaufkraftniveau der Regelsätze im Jahre 1985 im 
Bundesdurchschnitt über dem des Jahres 1973 liegt 
(siehe Vorbemerkung zur Großen Anfrage unter 
Nummer 8 und Antwort auf Frage 11. 1), daß dem 
Teilwarenkorb „Ernährung“ die gegenüber dem 
Warenkorb von 1970 wesentlich verbesserten Mate- 
rialien des Deutschen Vereins für öffentliche und 
private Fürsorge zugrunde liegen und daß der Ener- 
gieverbrauch im Rahmen des Teilwarenkorbes 
„hauswirtschaftlicher Bedarf“ höher angesetzt ist 

Was den ersten Teil der Frage 5 betrifft, so haben 
die Länder die Preise des unteren Quartils für die 
drei Teilwarenkörbe aufgrund von Berechnungen 
der einzelnen Warenkorbpositionen dahin ermittelt, 
daß der Quartilspreis im Teilwarenkorb „Ernäh- 
rung“ um 13%, im Teilwarenkorb „hauswirtschaftli- 
cher Bedarf“ um 4% und im Teilwarenkorb „persön- 
licher Bedarf“ um 12% unter den jeweiligen Durch- 
schnittspreisen liegt. (Das sogenannte untere Quar- 
til ist ein statistischer Häufigkeitswert, der die 
Mitte der unteren Hälfte einer Gesamtheit be- 
stimmt.) 


7. Trifft es zu, daß die Bundesregierung den Deut- 
schen Bundestag auffordern wird, ebenfalls die 
Bezüge für die Mitglieder des Deutschen Bundes- 
tages um 12 % abzusenken und zukünftig auf der 
Basis unterer Quartilspreise zu berechnen, da 
auch Bundestagsabgeordneten besonders preis- 
bewußtes Verhalten und sparsamer Umgang mit 
Steuermitteln zugemutet werden kann? 

Nein. 

Nach § 30 des Abgeordnetengesetzes berät und be- 
schließt der Deutsche Bundestag über die Ange- 
messenheit der Entschädigung der Abgeordneten 
unter Berücksichtigung des Vorschlags, den der 
Präsident zugleich mit einem Bericht hierzu vor- 
legt 


8. Wie haben sich im Zeitraum von 1962 bis 1985 die 
Preise für die im Sozialhilfe-Warenkorb vorgese- 
henen Waren entwickelt ? 

Wie beurteilt die Bundesregierung ferner die Tat- 
sache, daß unter der Geltung des BSHG (1962 bis 
1985) die Sozialhilferegelsätze nominal nur um 
38% angestiegen sind, während die Löhne (nomi- 
nal) im selben Zeitraum um 79% gestiegen sind? 

Die Preise der in den Warenkörben der Jahre 1962 
und 1970 enthaltenen Waren und Dienstleistungen 
sind auf Bundesebene nicht fortgeschrieben wor- 
den. Die Bundesländer waren in der Vergangenheit 
bestrebt, die Preise für den Warenkorb entspre- 
chend der Preisentwicklung in dem jeweiligen Bun- 
desland — in der Regel von Jahr zu Jahr — fortzu- 
schreiben und die Regelsätze entsprechend anzu- 
passen. Dabei sind seit der jeweils letzten Fort- 
schreibung eingetretene und für einen absehbaren 
Zeitraum vorausgeschätzte Preisentwicklungen 
(einschließlich Preisentwicklungspolster) berück- 
sichtigt worden, die sich nicht immer als zutreffend 
herausgestellt haben. Die Fortschreibung wurde 
weiterhin dadurch erheblich erschwert, daß die ur- 
sprünglich im Warenkorb enthaltenen Waren und 
Dienstleistungen nahezu auf allen Positionen und 
zum Teil mehrfach aus preisstatistischen Gründen 
mit vergleichbaren Positionen ausgewechselt wor- 
den sind. Aus diesen Gründen können genaue An- 
gaben zur Preisentwicklung für die im Warenkorb 
enthaltenen Positionen über einen Zeitraum von 23 
Jahren für die einzelnen Bundesländer wie auch 
auf Bundesebene nicht gemacht werden. Eine ge- 
naue Fortschreibung der Preise der im Warenkorb 
von 1970 enthaltenen Positionen in den Bundeslän- 
dern entsprechend der Preisentwicklung bis 1985 
müßte jedenfalls zu einem Bundesdurchschnitts- 
wert der Regelsätze führen, der unter dem heutigen 
Wert für den Haushaltsvorstand von 393 DM liegt, 
da schon der ab Mitte 1985 geltende Wert von 
384 DM real über dem des Jahres 1973 (letztes Jahr 
der Auswirkung der Warenkorbreform von 1970) 
lag (siehe Antwort auf Frage II.l). 

Nach der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
stieg die Bruttolohn- und -gehaltssumme je beschäf- 
tigtem Arbeitnehmer von 1962 bis 1985 nominal um 
384,4%. Die Nettorealverdienste je beschäftigtem 
Arbeitnehmer stiegen in der gleichen Zeit um 
63,4%. Über die Entwicklung der durchschnittlichen 
Nettoarbeitsentgelte unterer Lohngruppen, die im 
Hinblick auf die Regelung in § 22 Abs. 3 Satz 2 
BSHG für den anzustellenden Vergleich mit der 
Entwicklung der Regelsätze in der Sozialhilfe maß- 
gebend wäre, liegen entsprechende Zahlen der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung nicht vor. 
Die Regelsätze haben sich von 1962 bis 1985 nomi- 
nal um 302% erhöht, real um 62% (siehe Tabelle zur 
Vorbemerkung unter 8., Spalte 5). 

Im Hinblick axif die gestellte Frage wurde der dar- 
gestellte Vergleich für die Jahre 1962 bis 1985 vorge- 
nommen, und zwar aus methodischen Gründen je- 
weils für den vollen Jahreszeitraum. Da das Bun- 
dessozialhilfegesetz erst zum 1. Juni 1962 in Kraft 
getreten ist und die neuen Regelsätze vorher noch 


14 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/6055 


nicht galten, werden auch die entsprechenden Zah- 
len für die Jahre 19Ö3 bis 1985 genannt: 


Bruttolohn- und -gehaltssumme 

1963/1985 

(nominal) 

356,3% 

Nettorealverdienste 

59,6% 

Eckregelsätze (nominal) 

242,6% 

(real) 

43,3% 


Die Entwicklung vergleichend zu beurteilen, die im 
Geltungsbereich der jeweiligen Regelsätze in den 
Bundesländern unterschiedlich ist, ist Sache der für 
die Festsetzung der Regelsätze zuständigen Län- 
derbehörden, die dabei die Regelung des § 22 Abs. 3 
Satz 2 BSHG beachten müssen. 


9. Wie beurteilt die Bundesregierung die durch die 
relative Absenkung des Sozialhilfeniveaus zu- 
nehmend verschärfte Marginalisierung von Sozi- 
alhilfeempfängern, und welche Maßnahmen ge- 
denkt sie einzuleiten, um dieser Ausgrenzung 
e ntgegenzu wirke n? 

Wie sich aus der Antwort auf die Frage II.l ergibt, 
ist das reale Niveau der Regelsätze nicht abgesenkt, 
sondern angehoben worden. Da zudem von den Re- 
gelsätzen gemäß § 22 Abs. 1 Satz 2 BSHG nach den 
Besonderheiten des Einzelfalles, soweit geboten, ab- 
gewichen werden muß, die Kosten der Unterkunft 
nach wie vor in Höhe der tatsächlichen Atifwendun- 
gen, soweit angemessen, zu übernehmen sind und 
für den nicht nach Regelsätzen pauschalierten Be- 
darf sogenannte einmalige Beihilfen im notwendi- 
gen Umfang zu gewährleisten sind, kann von einer 
relativen Absenkung des Sozialhilfeniveaus und ei- 
ner dadurch zunehmend verschärften „Marginali- 
sierung“ von Sozialhilfeempfängern nicht die Rede 
sein. 


10. In welchem Stadium befindet sich die von den 
Länder-Sozialministern im Herbst 1984 be- 
schlossene Weiterentwicklung des sogenannten 
Lösungsvorschlages 2 (Statistik-Modell)? 

Liegen hierzu erste Ergebnisse vor, und in wel- 
che Richtung weisen sie? 

Die Minister und Senatoren für Arbeit und Soziales 
der Länder haben auf ihrer Konferenz vom 5. bis 
7. September 1984 den Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit gebeten, zur Weiterent- 
wicklung des sogenannten Statistikmodells ein so- 
zialwissenschaftliches Institut zu beauftragen. Die 
Finanz- und Innenminister bzw. -Senatoren haben 
auf ihren Konferenzen am 20. September und 
19. Oktober 1984 entsprechende Beschlüsse gefaßt. 
Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit ist dieser Bitte gefolgt, um die Bemühun- 
gen der zuständigen Bundesländer um eine neue 
Bemessungsgrundlage für die Festsetzung der Re- 
gelsätze zu unterstützen. Der Bericht wird in Kürze 
vorliegen und den Ministern und Senatoren für Ar- 
beit und Soziales der Länder, die auch über eine 


etwaige Mitteilung des Ergebnisses zu befinden ha- 
ben, zur Auswertung zugeleitet. 


11. Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
schlag, in Zukunft die Gehälter im öffentlichen 
Dienst und die Abgeordnetendiäten als ein Viel- 
faches der Sozialhilferegelsätze auszuweisen, 
um so eine größtmögliche Transparenz der poli- 
tisch gewollten Einkommensdifferenzen zu er- 
möglichen? 

Wie sieht die Relation derzeit z. B. beim Ein- 
kommen eines beamteten Staatssekretärs aus? 


Die Regelsätze decken nur einen Teil des notwendi- 
gen Lebensunterhalts ab. Der übrige Teil wird im 
Rahmen der Hilfe zum Lebensunterhalt durch Lei- 
stungen für Unterkunft und Heizung, besonderen 
Mehrbedarf und für größere Anschaffungen abge- 
golten. Diese Leistungen werden nach den Beson- 
derheiten des Einzelfalles gewährt. Die Regelsätze 
entziehen sich schon aus diesem Grunde einem 
Einkommensvergleich. 

Die Dienstbezüge der Beamten, Richter, Berufssol- 
daten und Soldaten auf Zeit sind so zu bemessen, 
daß sie einen je nach Dienstrang, Bedeutung und 
Verantwortung des Amtes und unter Berücksichti- 
gung der Entwicklung der allgemeinen wirtschaftli- 
chen und finanziellen Verhältnisse angemessenen 
Lebensunterhalt gewähren. Die Besoldung des Be- 
amten und seiner Familie ist „etwas anderes und 
eindeutigeres als staatliche Hilfe zur Erhaltung ei- 
nes Mindestmaßes sozialer Sicherung und eines so- 
zialen Standards für alle“ (BVerfGE 44, 249, 265). 

Wegen dieser grundlegenden Unterschiede sieht 
sich die Bundesregierung nicht in der Lage, in ei- 
nen Vergleich der finanziellen Leistungen einzutre- 
ten; derartige Vergleiche würden eine sachliche 
Aussagekraft vermissen lassen. 

Wegen der Abgeordnetenentschädigung verweise 
ich auf die Beantwortung der Frage II.7. 


IIL Zum Verhältnis von Sozialhilfe und unteren 
Lohngruppen 

1. Wie hoch ist die Zahl der vollbeschäftigten Ar- 
beitnehmer/innen, und wie hoch ist die Zahl der 
Teilzeitbeschäftigten (auch hier Aufschlüsselung 
nach Geschlechtern), die mit ihrem Erwerbsein- 
kommen unterhalb des Sozialhilfeniveaus liegen, 
differenziert nach 

a) Alleinstehenden (Männer/Frauen), 

b) Alleinstehenden mit Kindern (Männer/Frau- 
en), 

c) Alleinverdienern (Männer/Frauen) mit Fami- 
lie/Anzahl der Kinder? 

Für die exakte Beantwortung fehlen Daten. Teilant- 
worten ermöglicht die Sozialhilfestatistik. 
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Im Jahr 1984 haben danach in 1 041 604 Haushalten 
oder Haushaltsteilen insgesamt 1 769 066 Personen 
laufende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von 
Einrichtungen empfangen. 

Von diesen rund 1 Mio. Haushalten oder Haushalts- 
teilen waren bei 76 071 Haushalten Einkünfte aus 
Erwerbstätigkeit angerechnet, d. h. bei ca. 7,3% der 
genannten Haushalte gab es Einkünfte aus Er- 
werbstätigkeit, die jedoch nicht den Bedarf deck- 
ten. 

Alleinstehend waren davon 18 308, darunter 12 651 
weibliche und 5 657 männliche Empfänger (haus hal- 
te). 

Bei 25 338 Alleinstehenden mit Kindern wurden 
Einkünfte aus der Erwerbstätigkeit angerechnet, 
darunter waren 24 630 weibliche und 708 männliche 
Haushaltsvorstände. 

2. Inwiefern ist in diesen Fällen 

a) zu niedriges Kindergeld, 

b) nicht ausreichendes Wohngeld 
die Ursache für Sozialbedürftigkeit? 

Die Sozialhilfestatistik weist für die Personen, die 
mit ihrem Erwerbseinkommen unterhalb der Sozi- 
alhilf eschwelle liegen, die Höhe des Erwerbsein- 
kommens und die Höhe des jeweiligen Kindergel- 
des und Wohngeldes nicht aus. Bei einem großen 
Teil dieser Personen dürfte es sich um Teilzeitbe- 
schäftigte mit vergleichsweise niedrigem Erwerbs- 
einkommen handeln. 

Eine Antwort auf die Frage ist deshalb nicht mög- 
lich. 


3. Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung 
die „Lohnabstands-Klauser' aus der Durchfüh- 
rungsverordnung (Regelsatz-Verordnung) in das 
BSHG selbst (§ 22 Abs. 3 Satz 2) übernommen? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
„Lohnabstands-Klausel“ mit dem Bedarfsdek- 
kungsprinzip vereinbar ist, vor allem in Anbe- 
tracht der Tatsache, daß es keine existenzsi- 
chernde Mindestlohnregelung gibt? 

Die sogenannte Lohnabstandsklausel ist im Rah- 
men des 2. Haushaltsstrukturgesetzes vom 22. De- 
zember 1981 (BGBl.I S. 1523) auf Vorschlag des 
Bundesrates als § 22 Abs. 3 Satz 2 in das BSHG auf- 
genommen worden. Der Bundesrat hatte seinen 
Vorschlag damit begründet, daß in Zeiten geringer 
Lohnzuwächse und steigender Lebenshaltungsko- 
sten dem nicht erwerbstätigen Sozialhilfeempfän- 
ger für den Lebensunterhalt nicht mehr zur Verfü- 
gung stehen dürfe als einem Berufstätigen. Es 
müsse erstrebenswert bleiben, seinen Lebensunter- 
halt durch Arbeit sicherzustellen und unabhängig 
von Sozialhilfe zu leben (BR-Drucksache 9/842, 
S. 87). 

Die Bundesregierung sieht in der gesetzlichen Re- 
gelung keinen Verstoß gegen das Bedarfsdeckungs- 


prinzip der Sozialhilfe. Sie stützt diese Auffassung 
auf den Wortlaut der Bestimmung, die in ihrem 
zweiten Satzteil für den Einzelfall den Vorrang der 
Bedarfsdeckung vor der Einhaltung des angemesse- 
nen Abstandes der Regelsätze zum Arbeitseinkom- 
men ausdrücklich hervorhebt. Die Bundesregierung 
hält einen solchen Vorrang in der Sache deshalb für 
unverzichtbar, weil für die Bemessung des Arbeits- 
entgelts grundsätzlich die erbrachte Arbeitsleistung 
und nicht der Lebensbedarf der von diesem Arbeits- 
einkommen abhängigen Bedarfsgemeinschaft maß- 
gebend ist. Andererseits würde sie es für ordnungs- 
politisch verfehlt halten, von einem von der Sozial- 
hilfe her bestimmten Bedarfssystem auf die ge- 
rechte Bemessung der Entgelte für nicht selbstän- 
dige Arbeit hinwirken zu wollen. 


4. Auf welche unteren Lohngruppen bezieht sich 
konkret die in § 22 Abs. 3 BSHG übernommene 
„Lohnabstands-Klausel“? 

Wie hoch sind die entsprechenden Löhne bei 
Vollerwerbstätigkeit (40-Stunden-Woche)? 

Die Regelung des § 22 Abs. 3 Satz 2 BSHG bezieht 
sich auf das durchschnittliche Netto- Arbeitsentgelt 
unterer Lohngruppen, ohne diese Lohngruppen 
weiter zu konkretisieren. 

Die „Lohnabstands-Klausel** muß bei der Festset- 
zung der Regelsätze beachtet werden. Hierfür sind 
die Bundesländer zuständig, welche die in ihrem 
Land erzielten durchschnittlichen Netto- Arbeitsent- 
gelte unterer Lohngruppen berücksichtigen müs- 
sen. Deren Höhe ist der Bundesregierung nicht be- 
kannt. 


5. Will die Bundesregierung das ,Arbeitsanreiz-Ar- 
gument“, mit dem die „Lohnabstands-Klausel“ 
ursprünglich begründet wurde, angesichts der 
gegenwärtigen Massenerwerbslosigkeit und des 
Fehlens von Erwerbsarbeitsplätzen noch ernst- 
heift beibehalten? 


Der Regelung des § 22 Abs. 3 Satz 2 Bundessozial- 
hilfegesetz liegt die Erwägung zugrunde, daß die 
Hilfe zum Lebensunterhalt grundsätzlich nicht ei- 
nen höheren oder den gleichen Lebensstandard ga- 
rantieren kann, wie er sich durch Arbeit erzielen 
läßt, die nach einer unteren Lohngruppe vergütet 
wird. Dabei wird berücksichtigt, deiß Arbeitsein- 
kommen in vielen Fällen durch Sozialleistungen er- 
gänzt wird, vor allem durch Kindergeld und Wohn- 
geld. Das aus allgemeinen Steuermitteln aufge- 
brachte Einkommen für Nichterwerbstätige soll in 
der Regel nicht so hoch sein wie bei einer Voller- 
werbstätigkeit. Dies ist Ausfluß des Grundsatzes 
der Sozialhilfe, dem nicht zu helfen, der sich selbst 
helfen kann (§ 2 Abs. 1 BSHG). Jeder Hilfesuchende 
muß seine Arbeitskraft zur Beschaffung des Le- 
bensunterhalts für sich und seine unterhaltsberech- 
tigten Angehörigen einsetzen (§ 18 Abs. 1 BSHG). In 
diesem Zusammenhang geht es in der Tat darum, 
den Anreiz zur Aufnahme der Erwerbsarbeit für 
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Arbeitsfähige aufrechtzuerhalten. Diese Begrün- 
dung für § 4 der im Jahre 1962 in Kraft getretenen 
Regelsatzverordnung und für die nahezu gleichlau- 
tende Regelung in § 22 Abs. 3 Satz 2 BSHG hat auch 
weiterhin ihre Berechtigung. 


6. Wie will die Bundesregierung sicherstellen, daß 
die unzureichende Anpassung der Regelsätze an 
die Entwicklung der Lebenshaltungskosten in 
Verbindung mit der „Lohnabstands-Klausel“ 
nicht dazu führt, daß dadurch „Druck“ auf das 
Lohnniveau der unteren Lohngruppen ausgeübt 
wird mit der Konsequenz, deiß die Einkommen 
der Arbeitnehmer/innen der unteren Lohngrup- 
pen zunehmend unterhalb des Existenzmini- 
mums abgesenkt werden? 

Wie aus der Antwort auf die Frage II.l hervorgeht, 
ist die Feststellung, daß die Regelsätze unzurei- 
chend an die Entwicklung der Lebenshaltungsko- 
sten angepaßt worden sind, unzutreffend. Seit dem 
l.Juli 1985 sind sie im Bundesdurchschnitt sogar 
deutlich stärker angestiegen. 

Für Tarifabschlüsse sind nicht die Anpassungen 
der Regelsätze der Sozialhilfe an die Lebenshal- 
tungskosten maßgebend, sondern die für die Tarif- 
vertragsparteien wesentlichen gesamtwirtschaftli- 
chen sowie branchen- bzw. unternehmensspezifi- 
schen Gesichtspunkte. 


7. Hält die Bundesregierung die Festsetzung von 
Mindestlöhnen für erforderlich, um sicherzustel- 
len, daß auch Arbeitnehmer/innen unterer Lohn- 
gruppen im Regelfall, d. h. bei durchschnittlicher 
Familiengröße, Einkommen oberhalb des sozial- 
hilferechtlichen Existenzminimums haben? 

In der Bundesrepublik Deutschland erfolgt die Re- 
gelung der Arbeitsbedingungen grundsätzlich 
durch Tarifverträge. Dies geschieht auf der Grund- 
lage des Artikels 9 Abs. 3 des Grundgesetzes und 
des Tarifvertragsgesetzes (in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 25. August 1969, BGBL I S. 1323, 
geändert durch Gesetz vom 29. Oktober 1974, 
BGBl. I S. 2879). 

Nach dem Gesetz über die Festsetzung von Min- 
destarbeitsbedingungen vom 11. Januar 1952 
(BGBl. I S. 17) können unter bestimmten Vorausset- 
zungen Mindestbedingungen zur Regelung von Ent- 
gelten und sonstigen Arbeitsbedingungen erlassen 
werden. Erforderlich ist insbesondere, daß Gewerk- 
schaften oder Vereinigungen von Arbeitgebern für 
einen Wirtschaftszweig oder eine Beschäftigungs- 
art nicht bestehen oder nur eine Minderheit der 
Arbeitnehmer oder Arbeitgeber umfassen. 

Die Festsetzung muß zur Befriedigung der notwen- 
digen sozialen und wirtschaftlichen Bedürfnisse der 
Arbeitnehmer erforderlich erscheinen, und die ge- 
troffene Regelung muß hierfür geeignet sein. Die 
Arbeitsbedingungen dürfen nicht bereits durch All- 
gemeinverbindlicherklärung eines Tarifvertrages 
geregelt sein. Durch Mindestarbeitsbedingungen 


kann nur die unterste Grenze der Entgelte und son- 
stigen Arbeitsbedingungen in einem Wirtschafts- 
zweig oder einer Beschäftigungsart festgelegt wer- 
den. Tarifvertragliche Bestimmungen gehen etwai- 
gen Mindestarbeitsbedingungen vor. 

Mindestarbeitsbedingungen können danach nur für 
bestimmte Wirtschaftszweige oder Beschäftigungs- 
arten festgesetzt werden. Nicht zulässig ist also die 
staatliche Festsetzung von einheitlichen Mindest- 
bedingungen, insbesondere von Arbeitsentgelten, 
für die gesamte Wirtschaft, wie das in einigen ande- 
ren Staaten vorgesehen ist. 

Die Bundesregierung hält die seit 34 Jahren beste- 
hende Gesetzgebung für die staatliche Festsetzung 
von Mindestarbeitsbedingungen für ausreichend 
und insbesondere deswegen für ausgewogen, weil 
sie der tarifvertraglichen Regelung der Arbeitsbe- 
dingungen den uneingeschränkten Vorrang ein- 
räumt. Die Tarifvertragsparteien haben die ihnen 
eingeräumte Vorrangstellung genutzt. Tarifver- 
träge bestehen für Wirtschafts- und Dienstlei- 
stungszweige, in denen rund 90% aller Arbeitneh- 
mer beschäftigt sind. Sie gelten üblicherweise je- 
weils für bestimmte Branchen auf regionaler oder 
überregionaler Ebene und einheitlich für die dort 
beschäftigten Arbeitnehmer aller Berufe. Die Bun- 
desregierung hat im übrigen keine Anhaltspunkte 
dafür, deiß die Tarifvertragsparteien Tarifverträge 
geschlossen haben, die dazu führen, daß Arbeitneh- 
mer/innen unterer Lohngruppen Einkommen un- 
terhalb des sozialhilferechtlichen Existenzmini- 
mums haben. Wenn es in Ausnahmefällen bei grö- 
ßeren Haushaltsgemeinschaften zu höheren Lei- 
stungen der Hilfe zum Lebensunterhalt kommt, so 
erklärt sich dies aus dem Bedarfsdeckungsgrund- 
satz und dem Individualisierungsgrundsatz des 
BSHG (siehe auch Antwort auf Frage III.3). 


IV. Zur Sozialhilfebedürftigkeit im Falle von Er- 
werbslosigkeit 

1. Wie hoch ist derzeit die Zahl der Sozialhilfeemp- 
fänger/innen (HzL), die ergänzende Hilfe zum 
Lebensunteirhalt 

a) zusätzlich 

zur Arbeitslosenhilfe, 

b) zum Arbeitslosengeld 
beanspruchen? 

Wie hoch ist derzeit die Zahl derjenigen, die zu- 
sätzlich zu 

a) Arbeitslosengeld, 

b) Arbeitslosenhilfe 

ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt bean- 
spruchen könnten? 

Nach einer Sonderuntersuchung der kommunalen 
Spitzenverbände in Zusammenarbeit mit der Bun- 
desanstalt für Arbeit zum Zusammenhang von Ar- 
beitslosigkeit und Sozialhilfe erhielten im Septem- 
ber 1985 13 600 der rund 679 000 Bezieher von Ar- 
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beitslosengeld und 67 900 der rund 568 000 Bezieher 
von Arbeitslosenhilfe ergänzend laufende Hilfe 
zum Lebensunterhalt. 

Die Zahl der Personen, die darüber hinaus als Be- 
zieher von Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe 
ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt beanspru- 
chen könnten, dies aber nicht tun, ist nicht bekannt 
und auch nicht zu schätzen. 


2. Wie hoch ist die Zahl derjenigen Erwerbslosen, 
die infolge der Leistungsänderungen 

a) durch das Arbeitsförderungs-Koordinierungs- 
gesetz, 

b) durch das Haushaltsbegleitgesetz 1983, 

c) durch das Haushaltsbegleitgesetz 1984 

geringere Lohnersatzleistungen durch die Bun- 
desanstalt für Arbeit erhalten und deshalb auf 
ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt angewie- 
sen sind? 

Inwieweit Sozialhilfebedürftigkeit auf die in der 
Frage genannten Leistungsänderungen zurückzu- 
führen ist, läßt sich mit den vorhandenen statisti- 
schen Daten nicht beantworten. 

3. Wie schätzt die Bundesregierung die Entwick- 
lung der Zahl arbeitsloser Empfänger/innen er- 
gänzender oder originärer Sozialhilfe für den 
Zeitraum der mittelfristigen Finanzplanung (bis 
1987) ein? 

Wie lauten ihre diesbezüglichen Schätzungen für 
Berufsanfänger/innen, für Hausfrauen (die nach 
längerer Unterbrechung wieder einer Erwerbstä- 
tigkeit nachgehen möchten), für Teilzeitbeschäf- 
tigte, für Dauerarbeitslose? 

Eine konkretisierte Schätzung der Entwicklung für 
den Zeitraum der mittelfristigen Finanzplanung ist 
der Bundesregierung nicht möglich. Die Bundesre- 
gierung geht aber davon aus, daß die Zunahme der 
Beschäftigten und Verbesserungen gesetzlicher So- 
zialleistungen, insbesondere der Leistungen nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz durch das Siebte Ge- 
setz zur Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes, 
der Wohngeldleistungen und der Einführung eines 
Kindergeldzuschlages, die Entwicklung der Sozial- 
hilfeempfängerzahlen günstig beeinflussen wer- 
den. 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung den Tatbe- 
stand, daß angesichts der günstigen Finanzlage 
der Bundesanstalt für Arbeit nicht von dort aus 
Mittel eingesetzt werden — z. B. durch Änderung 
der Zugangsbedingungen und der Bezugsdauer 
der Leistungen nach dem AFG — , um die Zahl 
derjenigen Erwerbslosen zu verringern, die er- 
gänzende oder originäre Hilfe zum Lebensunter- 
halt beanspruchen müssen? 


Der seinerzeit bestehende finanzielle Handlungs- 
spielraum bei der Bundesanstalt für Arbeit ist 
durch das Siebte Gesetz zur Änderung des Arbeits- 
förderungsgesetzes voll genutzt worden. Durch die- 
ses Gesetz sind neben den Leistungen zur Förde- 


rung der beruflichen Bildung die Leistungen im Be- 
reich des Arbeitslosengeldes und der Arbeitslosen- 
hilfe verbessert worden. Die Höchstanspruchsdauer 
des Bezuges von Arbeitslosengeld wurde ab vollen- 
detem 44. Lebensjahr stufenweise erhöht, und 
zwar 

— ab vollendetem 44. Lebensjahr 

um bis zu vier Monate auf 16 Monate, 

— ab vollendetem 49. Lebensjahr 

um bis zu zwei Monate auf 20 Monate und 

— ab vollendetem 54. Lebensjahr 

um bis zu sechs Monate auf 24 Monate. 

Weiterhin wurden die Freibeträge für die Anrech- 
nung von Ehegatteneinkommen auf die Arbeitslo- 
senhilfe im Jahre 1986 um 50 % erhöht. Mitwirkung 
ab 1987 werden sie gegenüber 1985 verdoppelt. Die 
Möglichkeit, die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Ar- 
beitsmarktlage herabzubemessen, wurde einge- 
schränkt. Diese Maßnahmen entlasten zugleich die 
Sozialhilfe. Arbeitnehmer, die nach einer vorüber- 
gehenden Auslandsbeschäftigung in den Geltungs- 
bereich des Arbeitsförderungsgesetzes zurückkeh- 
ren, werden nunmehr durch die Arbeitslosenhilfe 
geschützt und sind daher in aller Regel nicht mehr 
auf die Leistungen der Sozialhilfe angewiesen. Ins- 
gesamt hatte das Siebte Gesetz zur Änderung des 
Arbeitsförderungsgesetzes ein Volumen von 
2,8 Mrd. DM. Darüber hinausgehende Leistungsver- 
besserungen waren damals finanziell nicht mög- 
lich. 

Sollte sich die Finanzlage der Bundesanstalt für 
Arbeit günstiger als seinerzeit angenommen ent- 
wickeln, wird die Bundesregierung wie schon in der 
Vergangenheit prüfen, inwieweit der finanzielle 
Spielraum für systemgerechte Verbesserungen, bei- 
spielsweise zur Wahrung der sozialen Sicherungs- 
funktion der Arbeitslosenversicherung, genutzt 
werden kann. 

Weiterhin ist darauf hinzuweisen, daß das Erste Ge- 
setz zur Änderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
(BGBl. 1984 I S. 1277) den Versicherungsschutz der 
Saisonarbeitnehmer für den Fall der Arbeitslosig- 
keit mit Wirkung vom 1, Oktober 1984 an verbessert 
hat: Für Saisonarbeitnehmer ist die für einen An- 
spruch auf Arbeitslosengeld erforderliche „Vorver- 
sicherungszeit“ (Anwartschaftszeit) von acht Mona- 
ten auf sechs Monate herabgesetzt worden. Die 
Dauer des Anspruchs beträgt nach einer Beschäfti- 
gungszeit von sechs Monaten zwei Monate, nach 
einer Beschäftigungszeit von acht Monaten — wie 
zuvor — drei Monate. 


5. Hält die Bundesregierung es für vertretbar, daß 
nach derzeit geltenden Regelungen des AFG die 
örtlichen Sozialhilfeträger in verstärktem Maße 
die sozialen Folgen eines bundesweiten Pro- 
blemes — nämlich der Massenarbeitslosigkeit — 
zu tragen haben? 

Die Empfänger von Arbeitslosengeld und Arbeitslo- 
senhilfe sind in der Regel nicht auf ergänzende So- 
zialhilfeleistungen angewiesen. 
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Bei der Bewertung von Zahlen der Arbeitslosen, die 
keine Leistungen erhalten, wird in der Öffentlich- 
keit meist übersehen, daß hier auch Arbeitslose er- 
faßt werden, die wegen fehlender Bedürftigkeit von 
Leistungen ausgeschlossen sind oder über deren 
Leistungsantrag noch nicht entschieden ist. Wenn 
man dies berücksichtigt, hat sich der Anteil der im 
Rahmen der Arbeitslosenversicherung abgesicher- 
ten Personen nur gering von 83% im September 
1981 auf 81% im September 1984 verringert. Im 
Mai/Juni 1984 hatten rund 87% aller Arbeitslosen 
bei Beendigung ihrer Arbeitslosigkeit zumindest 
zeitweise Leistungen aus der Arbeitslosenversiche- 
rung erhalten bzw. mit Bewilligungsaussicht Lei- 
stungen beantragt 

Aufgrund einer Überschlagsrechnung, die im Rah- 
men einer Sonderuntersuchung der kommunalen 
Spitzenverbände in Zusammenarbeit mit der Bun- 
desanstalt für Arbeit zum Zusammenhang von Ar- 
beitslosigkeit und Sozialhilfe durchgeführt wurde, 
sind im Jahre 1985 etwa 2,2 Mrd. DM Sozialhilfeauf- 
wendungen für Haushalte ermittelt worden, in de- 
nen mindestens eine Person arbeitslos war. Den 
Aufwendungen für Sozialhilfe in der Höhe von 
2,2 Mrd. DM stehen im Jahre 1985 14,1 Mrd. DM für 
Arbeitslosengeld und 9,2 Mrd. DM für Arbeitslosen- 
hilfe gegenüber. 

Nach der derzeitigen Struktur des sozialen Siche- 
rungssystems erhalten Arbeitslose, die bereits im 
Erwerbsleben gestanden haben, spezielle Leistun- 
gen nach dem Arbeitsförderungsgesetz (Arbeitslo- 
sengeld oder Arbeitslosenhilfe); ihr Anspruch rich- 
tet sich in der Höhe nach dem ausfallenden Arbeits- 
entgelt (Lohnersatzprinzip). Der Lebensunterhalt 
anderer Arbeitsloser wird durch Unterhaltsansprü- 
che und — nachrangig — durch Sozialhilfe gedeckt, 
die sich im Grundsatz nach dem individuellen Be- 
darf richten. Dieser Sicherungsstruktur entspricht 
die Finanzierung durch Beiträge der Betroffenen 
und den Bund einerseits sowie durch die Familien- 
angehörigen des Betroffenen und die Sozialhilfeträ- 
ger andererseits. Sie hat sich nach Auffassung der 
Bundesregierung bewährt. Es besteht keine Not- 
wendigkeit, sie zu ändern. 

Entlastungen der Sozialhilfeträger können nur im 
Rahmen der finanziellen Möglichkeiten des Bundes 
und der Länder durch Regelungen innerhalb der 
bestehenden Systeme vorgenommen werden, die 
mit der Grundstruktur vereinbar sind, wie dies bei- 
spielsweise durch die erheblichen Leistungsverbes- 
serungen im Siebten Gesetz zur Änderung des Ar- 
beitsförderungsgesetzes, insbesondere durch die 
Verlängerung der Dauer des Anspruchs auf Ar- 
beitslosengeld für ältere Arbeitnehmer sowie durch 
verstärkte Hilfen zur Wiedereingliederung von 
Frauen ins Erwerbsleben, geschehen ist. 


6. Wie stellt sich die Bundesregierung zu den vor 
allem in der Fachöffentlichkeit diskutierten Vor- 
schlägen, Mindestleistungen nach dem AFG vor- 
zusehen, die wesentlich über dem derzeitigen Ni- 
veau der Sozialhilfe liegen müßten und nicht nur 


das Existenzminimum garantieren, sondern eine 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ermögli- 
chen sollen? 

Der Vorschlag, Mindestleistungen für Arbeitslosen- 
geld und Arbeitslosenhilfe vorzusehen, ließe sich 
nur bei einer völligen Umstrukturierung dieser Lei- 
stungen verwirklichen. Beide Leistungen sind 
Lohnersatzleistungen, die an die Stelle des wegen 
Arbeitslosigkeit ausfallenden Arbeitsentgelts tre- 
ten. Ihre Höhe richtet sich deshalb nach diesem 
Entgelt. Leistungen der Sozialhilfe richten sich da- 
gegen nach dem Bedarf. Eine Regelung im Sinne 
des Vorschlages nähme dem Arbeitslosengeld und 
der Arbeitslosenhilfe den Lohnersatzcharakter und 
würde den Anreiz mindern, verstärkt Anstrengun- 
gen zur Wiedererlangung einer Erwerbsarbeit zu 
unternehmen. Zudem würde sie einen unvertretba- 
ren Verwaltungsaufwand verursachen, weil neben 
den Voraussetzungen für den Anspruch auf Arbeits- 
losengeld oder Arbeitslosenhilfe jeweils auch die 
Voraussetzungen für Leistungen der Sozialhilfe ge- 
prüft werden müßten. Das war auch der Grund, 
warum die in der Nachkriegszeit bestehenden Re- 
gelungen einiger Länder, die Leistungen der Ar- 
beitslosenhilfe mindestens in Höhe der Sozialhilfe 
vorsahen, im Jahre 1956 aufgehoben worden sind. 
Bereits die — eingeschränkte — Bedürftigkeitsprü- 
fung in der Arbeitslosenhilfe führt teilweise zu Ver- 
zögerungen bei der Leistungsgewährung. Die Bun- 
desregierung lehnt daher die oben genannten Vor- 
schläge ab. 


V, Hilfe zur Arbeit (§§ 18 ff BSHG) 

1. Einer ISG-Studie zufolge ist in den letzten Jah- 
ren (1982/1983) eine sprunghafte Ausdehnung 
kommunaler Arbeitsdienste auf der Grundlage 
der §§19 und 20 BSHG zu beobachten gewesen, 
bei denen Sozialhilfeempfänger keinen arbeits- 
und sozialrechtlichen Schutz genießen. 

Wie haben sich Art und Umfang derartiger kom- 
munaler Arbeitsdienste in den Jahren 1984/1985 
in den einzelnen Bundesländern entwickelt? 


Die Studie des Instituts für Sozialforschung und 
Gesellschaftspolitik e, V. (ISG) „Die Praxis der Hilfe 
zur Arbeit nach dem Bundessozialhilfegesetz“ be- 
trifft nicht „kommunale Arbeitsdienste“, die es in 
der Bundesrepublik Deutschland nicht gibt, son- 
dern untersucht die im Titel bezeichnete Hilfe zur 
Arbeit Zu ihr gehören u. a. die Schaffung von Ar- 
beitsgelegenheiten nach § 19 BSHG und das Ange- 
bot von Tätigkeit, die nach § 20 BSHG zur Gewöh- 
nung an Arbeit und zur Prüfung der Arbeitsbereit- 
schaft geeignet ist. 

Die Studie weist für die Jahre 1982/1983 auf eine 
erhebliche Zunahme von Fällen hin, in denen Hilfe 
zur Arbeit nach §§ 19 und 20 BSHG geleistet wurde. 
Dies muß im Zusammenhang damit gesehen wer- 
den, daß in den letzten Jahren auch der Anteil un- 
eingeschränkt Arbeitsfähiger unter den Empfän- 
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gern von Hilfe zum Lebensunterhalt wesentlich ge- 
stiegen ist. In der überwiegenden Mehrzahl der 
Fälle erhielten die Hilfeempfänger — der Studie 
zufolge — neben der laufenden Hilfe zum Lebens- 
unterhalt eine angemessene Entschädigung für 
Mehraufwendungen nach § 19 Abs. 2 Alternative 2 
BSHG. Demzufolge ist davon auszugehen, daß die 
Zahl derer, die Hilfe zur Arbeit ohne das übliche 
Arbeitsentgelt und ohne sozialversicherungsrechtli- 
che Absicherung erhielten (§19 Abs. 2 Alternative 2 
in Verbindung mit § 19 Abs. 3 BSHG), in diesen Jah- 
ren erheblich zugenommen hat. Ob der Anteil die- 
ser Fälle an der Gesamtzahl der Hilfeleistungen 
nach §§19 und 20 BSHG gestiegen ist, kann der Stu- 
die nicht entnommen werden. Sie weist vielmehr 
auf eine Entwicklung hin, nach der sozialversiche- 
rungspflichtige (befristete) Arbeitsverträge anteil- 
mäßig zunehmen. 

Aus der amtlichen Statistik sind keine Angaben 
darüber zu entnehmen, wie sich Art und Umfang 
der Maßnahmen nach §§ 19 und 20 BSHG in den 
Jahren 1984/1985 entwickelt haben. Auch die Län- 
der verfügen weitgehend nicht über solche Anga- 
ben; im übrigen haben sie dazu folgendes mitge- 
teilt: 


Baden-Württemberg 

In den größeren Städten stehen, soweit bekannt, 
seit 1982/1983 insgesamt etwa 600 Arbeitsgelegen- 
heiten nach § 19 BSHG zur Verfügung, davon etwa 
ein Drittel für Personen mit besonderen sozialen 
Schwierigkeiten im Sinne des § 72 BSHG. Im übri- 
gen wurden nur in wenigen Einzelfällen Sozialhil- 
feempfänger zu gemeinnütziger und zusätzlicher 
Arbeit herangezogen. Daneben bieten die Sozialhil- 
feträger den Hilfesuchenden zeitlich befristete Ar- 
beitsverhältnisse mit dem Ziel einer Wiedereinglie- 
derung in den Arbeitsmarkt an. 


Bayern 

Entsprechend einer Empfehlung der Staatsregie- 
rung ist eine Tendenz zur größeren Bereitstellung 
von Arbeitsgelegenheiten nach § 19 Abs. 2 Alternati- 
ve 1 BSHG festzustellen; so hat sich in München 
seit Oktober 1984 die Zahl der Fälle von Hilfe zur 
Arbeit nach § 19 Abs. 2 Alternative 1 BSHG mehr 
als verzehnfacht, die nach § 19 Abs. 2 Alternative 2 
BSHG demgegenüber um die Hälfte rückentwik- 
kelt. 


Berlin 

Im Jahre 1984 leisteten in 19 033 Fällen, im Jahre 
1985 in 19 422 Fällen Sozialhilfeempfänger (auch 
mehrfach) gemeinnützige und zusätzliche Arbeit 
überwiegend nach § 19 Abs. 2 Alternative 2 BSHG. 
1984 wurden in 15 Fällen, 1985 wurden in 63 Fällen 
und 1986 werden voraussichtlich in über 100 Fällen 
Arbeitsverträge gemäß § 19 Abs. 1 oder Abs. 2 Alter- 
native 1 BSHG abgeschlossen. 


Bremen 

Die Anzahl von Einsatzstellen für Hilfe zur Arbeit 
beträgt gemäß 



Oktober 

1983 

Januar 

1984 

Januar 

1985 

Januar 

1986 

§ 19 Abs. 2 

Alternative 1 

96 

100 

120 

120 

§ 19 Abs. 2 

Alternative 2 

750 

650 

640 

654 

§20 

i 

60 

24 

4 

4 


Hamburg 

Seit 1983 werden nur noch Arbeitsgelegenheiten 
nach § 19 Abs. 2 Alternative 1 BSHG angeboten. Im 
Jahre 1984 wurden 541, im Jahre 1985 wurden 798 
solcher Beschäftigungsverhältnisse abgeschlossen; 
für das Jahr 1986 sind 1 200 solcher Beschäftigungs- 
verhältnisse geplant. 

Hessen 

Für die Jahre 1984/1985 wird die Zahl der in Maß- 
nahmen nach § 19 BSHG einbezogenen Sozialhil- 
feempfänger auf 1 500 bis 2 000 geschätzt. Soweit 
bekannt, wurden im Jahre 1985 Arbeitsgelegenhei- 
ten nach § 19 Abs. 2 Alternative 2 BSHG nicht ange- 
boten. Dagegen wurden Maßnahmen der Hilfe zur 
Arbeit gegen Zahlung des üblichen Entgeltes ver- 
stärkt eingeleitet; für 1984 sind rund 200 Fälle und 
für 1985 rund 250 Fälle bekannt. Je nach Dauer des 
Beschäftigungsverhältnisses kann die Zahl der Hil- 
feempfänger auch höher liegen. 

Niedersachsen 

Überwiegend ist von der Möglichkeit Gebrauch ge- 
macht worden. Als Anreiz zur Schaffung von Ar- 
beitsgelegenheiten mit Abschluß eines Arbeitsver- 
trages gewährt das Land Niedersachsen gemäß 
Richtlinien vom 15. Oktober 1985 eine Zuwendung 
in Höhe von 6 000 DM pro förderungsfähigem Be- 
schäftigungsverhältnis. Im Jahre 1986 stehen hier- 
für Landesmittel in Höhe von 12 Mio. DM zur Ver- 
fügung. Bis zum 24. Januar 1986 sind nach den 
Richtlinien Zuwendungen für rund 220 abgeschlos- 
sene Arbeitsverträge beantragt worden. 

Nordrhein-Westfalen 

Es kann davon ausgegangen werden, daß das Hilfe- 
angebot nur noch in Ausnahmefällen der Prüfung 
der Arbeitsbereitschaft dienen soll (§ 20 Abs. 1 
BSHG). Die Zahl sozialversicherungsrechtlicher 
Beschäftigungsformen nimmt zu. Im Rahmen des 
Landesprogrammes zur Schaffung zusätzlicher 
Ausbildungsplätze und zur Bekämpfung der Ju- 
gendarbeitslosigkeit wurde am 28. März 1984 ein 
„Programm zur Schaffung von Arbeitsgelegenhei- 
ten für arbeitslose Sozialhilfeempfänger“ in Kraft 
gesetzt. Der Arbeitsplatz, der für zwei Jahre sub- 
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ventioniert wird, soll unter normalen tariflichen Be- 
dingungen mindestens 20 Wochenstunden besetzt 
w’erden. 

Rheinland-Pfalz 

Arbeitsmöglichkeiten in großer Zahl sind vorhan- 
den bzw. werden geschaffen. Anfänglich wurde den 
Hilfeempfängern die laufende Hilfe zum Lebensun- 
terhalt zuzüglich einer Entschädigung für Mehrauf- 
wendungen gezahlt. In letzter Zeit sind vor allem 
die kreisfreien Städte dazu übergegangen, Zeitar- 
beitsverträge abzuschließen. 

Saarland 

Aufgrund einer Umfrage für die Monate Juli/Au- 
gust 1984 wird geschätzt, daß insgesamt 1 192 Sozi- 
alhilfeempfänger in diesem Zeitraum zu gemein- 
nütziger und zusätzlicher Arbeit herangezogen wa^ 
ren. 

Schleswig-Holstein 

Im Jahre 1982 wurde 1 200 Sozialhilfeempfängern 
Hilfe zur Arbeit angeboten. In den vier kreisfreien 
Städten ist die Zahl von ca. 770 Plätzen (1982) auf 
inzwischen 1 220 Plätze auf gestockt worden. Dort 
werden zur Zeit 225 Sozialhilfeempfänger tariflich 
entlohnt, weitere 75 Arbeitsplätze werden in Kürze 
geschaffen. In den Landkreisen bestehen zur Zeit 
rund 50 Arbeitsverträge. Zur Förderung sozialversi- 
cherungspflichtiger Arbeitsgelegenheiten vorwie- 
gend für jüngere Sozialhilfeempfänger sind am 
20. Juni 1986 Förderungsgrundsätze erlassen wor- 
den. Diese Beschäftigungsverhältnisse, für die ein 
Zuschuß gewährt wird, müssen sich außerhalb der 
Maßnahmen nach dem Arbeitsförderungsgesetz be- 
wegen und in der Regel von mindestens einjähriger 
Dauer sein. Sie sollen nur im gemeinnützigen Be- 
reich liegen, zu zusätzlichen Beschäftigungsverhält- 
nissen führen und können auch Teilzeitbeschäfti- 
gungsverhältnisse von mindestens 20 Stunden pro 
Woche sein. 


2. Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, 
daß der Ausbau kommunaler Arbeitsdienste of- 
fensichtlich mit der Zielsetzung direkter und in- 
direkter Haushaltseinsparungen bei den kommu- 
nalen Haushalten durchgeführt wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele regu- 
läre Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst da- 
durch eingespart wurden bzw. werden? 

Wie sich aus der Antwort zu Frage 1 ergibt, gibt es 
in der Bundesrepublik Deutschland keine kommu- 
nalen Arbeitsdienste. 

Soweit durch die Leistung von Hilfe zur Arbeit Hil- 
feempfänger von der Sozialhilfe unabhängig wer- 
den und entsprechende Haushaltseinsparungen 
entstehen, begrüßt die Bundesregierung diese im 
Einklang mit § 1 Abs. 2 BSHG stehende Zielsetzung. 
Auf der anderen Seite entstehen durch die Schaf- 


fung von gemeinnützigen und zusätzlichen Arbeits- 
gelegenheiten erhebliche zusätzliche Kosten durch 
die Zahlung von Mehraufwendungen neben der lau- 
fenden Hilfe zum Lebensunterhalt gemäß § 19 
Abs. 2 Alternative 2 BSHG wie durch die erforderli- 
che Bezuschussung von sozialversicherungspflichti- 
gen Beschäftigungsverhältnissen gemäß § 19 Abs. 2 
Alternative 1 BSHG. So sind z. B. in Berlin vom Juni 
1983 bis Dezember 1985 insgesamt 6 079 625 DM für 
Mehraufwandsentschädigungen gezahlt worden. 

Soweit bekannt, werden die Hilfeempfänger außer- 
halb der normalen Stellenpläne der Kommunen be- 
schäftigt. Dies entspricht der Bestimmung des § 19 
Abs. 2 BSHG, wonach zusätzlich nur die Arbeit ist, 
die sonst nicht, nicht in diesem Umfange oder nicht 
zu diesem Zeitpunkt verrichtet werden würde. Re- 
guläre Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst können 
deshalb durch die Hilfe zur Arbeit nicht eingespart 
werden. 


3. Wie bewertet die Bundesregierung ferner die 
Tatsache, daß bei solchen entrechteten Beschäfti- 
gungsformen die Hilfeempfänger in der Regel 
unter Androhung des Verlustes (oder zumindest 
einer Minderung) ihres Anspruches auf Sozial- 
hilfe (§ 25 BSHG) zur Arbeit gezwungen wer- 
den? 

Wie ist diese Tatsache vor allem vor dem Hinter- 
grund der bestehenden Massenerwerbslosigkeit 
und der geringen Chance für die Betroffenen, 
eine reguläre Erwerbsmöglichkeit zu finden, zu 
beurteilen? 

Die in den Antworten auf Fragen 1 und 2 dargestell- 
ten Maßnahmen nach §§ 19 und 20 BSHG entspre- 
chen dem Gesetz und stehen unter dem Schutz der 
Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland. 
Die Durchführung der Hilfe zur Arbeit hat den 
Grundsätzen des Sozialhilferechts (z. B. in §§ 1 bis 3 
und 7 BSHG) und den speziellen Vorschriften über 
die Hilfe zur Arbeit (z. B. § 18 Abs. 3 und § 19 Abs. 3 
Satz 2 BSHG) zu entsprechen. Es ist deshalb falsch, 
sie als entrechtet zu bezeichnen. Zudem entspricht 
es der Auffassung der Bundesregierung, daß ar- 
beitsfähige Personen nicht das Recht haben kön- 
nen, frei zu wählen, ob sie sich um Arbeit bemühen 
und ihren Lebensunterhalt durch Erwerbsarbeit be- 
streiten oder ob sie von Hilfe zum Lebensunterhalt 
leben wollen. Von der Verpflichtung, sich um zu- 
mutbare Arbeit zu bemühen, entbindet auch der 
Hinweis auf die allgemeine Arbeitslosigkeit nicht, 
die im übrigen regional und branchenmäßig unter- 
schiedlich ist. 

Zugleich ist darauf hinzuweisen, daß derjenige, der 
Hilfe zum Lebensunterhalt und zugleich Einkünfte 
aus einer dem Träger der Sozialhilfe verschwiege- 
nen Arbeit oder anderen Quelle bezieht, nicht „sein 
gutes Recht geltend macht“. Vielmehr erfüllt ein 
solches Verhalten objektiv den Tatbestand eines 
Betrugs nach § 263 StGB. Das Aufdecken und Ver- 
folgen solcher Betrugsfälle hält die Bundesregie- 
rung insbesondere auch deshalb für wichtig, um die 
Sozialhilfepraxis gegen die Vorwürfe zu schützen, 
sie erweise sich weithin als hilflos gegenüber der 
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mißbräuchlichen Inanspruchnahme von Sozialhilfe. 
Eine solche mißbräuchliche Inanspruchnahme wird 
nach Überzeugung der Bundesregierung von dem 
ganz überwiegenden Teil der Bevölkerung ein- 
schließlich der Sozialhilfeempfänger sehr kritisch 
gesehen. Die angesprochene Praxis der Sozialhilfe- 
träger entspricht den gesetzlichen Bestimmungen 
und kann nicht als mißbräuchliche „zweite Bedarfs- 
prüfung“ bezeichnet werden. 

Hilfeempfänger werden nicht „zur Arbeit gezwun- 
gen“. Nach § 25 Abs. 1 BSHG hat keinen Anspruch 
auf Hilfe zum Lebensunterhalt, wer sich weigert, 
zumutbare Arbeit zu leisten. Diese Regelung ist 
Ausfluß des Nachranggrundsatzes der Sozialhilfe, 
wonach Sozialhilfe nicht erhält, wer sich selbst hel- 
fen kann oder wer die erforderliche Hilfe von ande- 
ren erhält, § 2 Abs. 1 BSHG. Dieser Grundsatz gilt 
für alle, die um Hilfe zum Lebensunterhalt nachsu- 
chen. Es scheint nicht vertretbar, diese Regelung 
auf die Maßnahmen nach §§ 19 und 20 BSHG nicht 
anzuwenden, zumal gerade aufgrund dieser Bestim- 
mungen mit zusätzlichem öffentlichen Aufwand Ar- 
beitsgelegenheiten geschaffen werden. Allerdings 
wird nicht verkannt, daß ein Ausschluß von Sozial- 
hilfe zu sozialen und persönlichen Härten führen 
kann. Die Regelung verbietet daher nicht die Lei- 
stung, sondern schließt den Rechtsanspruch darauf 
aus, so daß im Einzelfall zu prüfen ist, aus welchen 
Gründen die zumutbare Arbeit nicht geleistet wird 
und ob im Rahmen des pflichtgemäßen Ermessens 
weiterhin Hilfe zum Lebensunterhalt und ggf. wei- 
tere Hilfen, insbesondere zur Überwindung von 
Schwierigkeiten, die zur Arbeitsverweigerung füh- 
ren, zu gewähren sind. Zu verhüten ist nach §25 
Abs. 3 BSHG auch, daß Angehörige oder andere 
Haushaltsmitglieder von einer Versagung oder Ein- 
schränkung der Hilfe mit betroffen werden. 

Nach Kenntnis der Bundesregierung wird in der 
Sozialhilfepraxis Sozialhilfe nach § 25 BSHG nur in 
einer geringen Anzahl von Fällen ausgeschlossen 
oder gemindert. Diese Fälle haben, wie sich bei 
Nachprüfungen ergeben hat, meist eine individuelle 
Vorgeschichte (z. B. verschwiegenes Erwerbsein- 
kommen aus Schwarzarbeit) und lassen verallge- 
meinernde Schlüsse auf die örtliche Sozialhilfepra- 
xis nicht zu. Zunehmend wird berichtet, daß Hil- 
feempfänger sich um entsprechende Einsatzmög- 
lichkeiten freiwillig bewerben und die Zahl der Be- 
werber die Einsatzmöglichkeiten übersteigt. Unter 
den arbeitslosen Sozialhilfeempfängern dürften 
diejenigen bei weitem überwiegen, die unter ihrer 
Arbeitslosigkeit leiden; manche suchen ihre Ar- 
beitslosigkeit vor Nachbarn und Bekannten zu ver- 
bergen. Die Auffassung, daß Hilfe zur Arbeit geeig- 
net ist, arbeitsfähigen Sozialhilfeempfängern, die 
arbeitslos sind, eine den Besonderheiten des Einzel- 
falles angemessene spezielle Hilfe zu bieten und — 
nach den Erfahrungen der Praxis — die Wiederein- 
gliederung in das Arbeitsleben zu fördern, wird da- 
durch bestätigt. 


4, Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
somit solche Beschäftigungsformen weniger den 
Intentionen des Gesetzes — nämlich der Wieder- 


eingliederung in den Arbeitsprozeß — dienen, 
sondern vielmehr zu Kontrollzwecken eingesetzt 
und als sogenannte „zweite Bedarfsprüfung" 
mißbraucht werden können bzw. werden ? 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung aus den 
in den Antworten zu Fragen V.2 und 3 aufgeführten 
Gründen nicht. 


5. Ist der Bundesregierung bekannt, in wie vielen 
Fällen die Verpflichtung zur sogenannten „zu- 
sätzlichen und gemeinnützigen Arbeit“ tatsäch- 
lich zur Wiedereingliederung in den regulären 
Erwerbsarbeitsprozeß geführt hat? 

a) In wie vielen Fällen kamen in den letzten Jah- 
ren die — laut § 19 Abs. 1 BSHG — ebenfalls 
möglichen sozialversicherungspflichtigen Be- 
schäftigungsformen für Sozialhilfeempfänger 
zur Anwendung (auf gegliedert nach Bundes- 
ländern)? 

b) Wie hoch ist durchschnittlich das sogenannte 
„ortsübliche Entgelt“ bei der sozialversiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung von Sozialhil- 
feempfängern (netto), und in wie vielen Fällen 
ist eine Einstufung der Hilfeempfänger in ta- 
riflich festgelegte Besoldungen gelungen? 

Angaben zu diesen Fragen sind weder der amtli- 
chen Statistik noch den Unterlagen der Länder zu 
entnehmen; sie entziehen sich auch von der Natur 
der Sache her der statistischen Erfassung. Praxis- 
berichten ist jedoch zu entnehmen, daß die Chance 
zur Wiedereingliederung in das Erwerbsleben 
durch Hilfe zur Arbeit deutlich erhöht wird. Dar- 
über hinaus sind auf Landes- und Ortsebene eine 
Reihe von Maßnahmen zur weiteren Förderung des 
Überganges in das Erwerbsleben für diese Perso- 
nen geschaffen worden oder im Aufbau. Aussage- 
kräftige Erfahrungen darüber werden erst in eini- 
ger Zeit vorliegen. 

Zu Buchstabe a 

Siehe Antwort auf Frage V.l. 

Zu Buchstabe b 

Das Entgelt für eine sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung nach § 19 Abs. 1 und Abs, 2 Alterna- 
tive 1 BSHG bemißt sich nach den entsprechenden 
geltenden Tarifen in den Gemeinden. Zum Teil er- 
folgt eine Eingruppierung nach den jeweiligen Tä- 
tigkeitsmerkmalen, zum Teil generell in die Lohn- 
gruppe 1 oder in die Lohngruppen 1 oder 2, Wie 
hoch das durchschnittliche Entgelt ist, kann nicht 
angegeben werden. Dasselbe gilt für die Fallzah- 
len. 


6. Beabsichtigt die Bundesregierung Programme — 
ähnlich dem in Nordrhein-Westfalen bereits an- 
gelaufenen Modellprogramm ,Arbeit statt Sozial- 
hilfe“ — bundesweit zu fördern, in deren Rah- 
men arbeitslose Sozialhilfeempfänger Erwerbs- 
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(tarifrechtlich und sozialrechtlich abgesicherte 
Arbeitsplätze bei einer Laufzeit von mindestens 
zwei Jahren) erhalten? 

Nein. Die Bundesregierung betrachtet derartige 
Programme als Angelegenheit der Länder und Ge- 
meinden. 

7. Beabsichtigt die Bundesregierung, in nächster 
Zeit das Bundessozialhilfegesetz zu novellieren, 
und ist in diesem Zusammenhang vorgesehen, 

a) den § 25 

ersatzlos zu streichen, 

b) in § 18 eine dem AFG vergleichbare Zumut- 
barkeitsregelung aufzunehmen, 

c) in §§ 19 und 20 BSHG die Vergütungsregelung 
„Hilfe zum Lebensunterhalt und eine ange- 
messene Entschädigung für Mehraufwendun- 
gen“ zu streichen, 

d) in § 20 besondere Maßnahmen bzw. Tätigkei- 
ten, um „die Bereitschaft eines Hilfesuchen- 
den zur Arbeit zu prüfen“ zu streichen? 

Wie steht die Bundesregierung zu derartigen 
Forderungen? 

Die Bundesregierung beabsichtigt die unter a) bis 
d) genannten Änderungen des Bundessozialhilfege- 
setzes nicht. In den Antworten zu Fragen V.l bis 5 
ist dargestellt, aus welchen Gründen die Bundesre- 
gierung die Regelungen der §§19, 20 und 25 BSHG 
positiv bewertet. Zur Zumutbarkeitsregelung in § 18 
Abs. 3 BSHG ist darauf hinzuweisen, daß die Lei- 
stungen des Bundessozialhilfegesetzes aus Steuer- 
mitteln finanziert werden und nicht auf Beitragslei- 
stungen der Hilfeempfänger beruhen. Deshalb ist 
es nicht gerechtfertigt, unterschiedliche Zumutbar- 
keitskriterien für unterschiedliche Gruppen von 
Hilfeempfängern nach Ausbildung und bisheriger 
Tätigkeit zu treffen, die in einem im wesentlichen 
beitragsfinanzierten System angebracht sind. 


Große Anfrage (II) 


L Sozialhilfe, System der sozialen Sicherung und 
Armutsrisiken 


1. In welchem Maße tragen gegenwärtig Kinder- 
geld, Wohngeld und steuerliche Maßnahmen 
dazu bei, Sozialhilfebedürftigkeit zu vermeiden? 

Wie würde sich die von Sozialhilfegruppen gefor- 
derte Nichtanrechnung von Kindergeld auf die 
Sozialhilfeausgaben auswirken? 


Die Frage, in welchem Maße Kindergeld, Wohngeld 
und steuerliche Maßnahmen gegenwärtig zur Ver- 
meidung von Sozialhilfebedürftigkeit beitragen, 
läßt sich nicht beantworten. Die Sozialhilfestatistik 
erfaßt nur Fälle, in denen Sozialhilfe tatsächlich ge- 


ieistet wird. Aktuelle statistische Daten, die zu einer 
Beantwortung dieser Frage herangezogen werden 
können, liegen nicht vor. 

Die Bundesregierung wie die Länder sehen die 
Nichtanrechnung des Kindergeldes bei der Einkom- 
mensberechnung als unvertretbar an (siehe BT- 
Drucksache 10/4634, S. 32). 

Die Kosten einer solchen Nichtanrechnung dürften, 
bezogen auf bisherige Sozialhilfeempfänger, im 
Jahre 1985 bei rund 350 Mio. DM und im Jahre 1986 
für den Kindergeldzuschlag bei zusätzlich ca. 150 
Mio. DM liegen. Genauere statistische Unterlagen 
hierüber liegen nicht vor. Durch eine Nichtanrech- 
nung des Kindergelds würden außerdem zusätzli- 
che Personenkreise Anspruch auf Hilfe zum Le- 
bensunterhalt haben, so daß die Gesamtkosten 
durch eine Nichtanrechnung erheblich über den ge- 
nannten Summen liegen dürften. 


2. Wie hoch ist die durchschnittliche Mietbelastung 
bei Sozialhilfeempfängerhaushalten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, zu welchen 
Härten die Einführung von Mietobergrenzen (bei 
der Berechnung des Wohngeldes) bei Sozialhil- 
feempfängern geführt hat? Wie beurteilt sie die 
Tatsache, daß in einigen Fällen Sozialhilfeemp- 
fänger auf Druck der Sozialämter aus (Sozial-) 
Wohnungen mit teuren Mieten ausziehen muß- 
ten, mit der Folge, daß in den neu angemieteten 
Wohnungen die Zahl der Räume und die Wohn- 
fläche trotz gleichbleibender Zahl der Familien- 
mitglieder bis zu 50 % reduziert wurde? 

Angaben zur Mietbelastung der Haushalte, die So- 
zialhilfe beziehen, stehen insoweit zur Verfügung, 
als die Haushalte Wohngeld beziehen. Bei diesen 
Haushalten betrug Ende 1983 die durchschnittliche 
Miete 313 DM. Angaben über die durchschnittliche 
Mietbelastung der Sozialhilfeempfänger sind aller- 
dings wenig aussagekräftig, da nach § 12 Abs. 1 und 
§ 22 Abs. 2 BSHG in Verbindung mit § 3 Abs. 1 der 
Regelsatzverordnung Kosten der Unterkunft in 
Höhe der tatsächlichen Aufwendungen gewährt 
werden, soweit sie angemessen sind. 

In welcher Höhe Unterkunftskosten angemessen 
sind, ist nach den Besonderheiten des Einzelfalles, 
insbesondere nach der Haushaltsgröße (Bedarf) 
und nach besonderen Umständen wie Krankheit, 
Behinderung, Pflegebedürftigkeit oder Alter sowie 
nach den Bedingungen des örtlichen Wohnungs- 
marktes zu entscheiden. Lediglich mit diesen Ein- 
schränkungen und nur als ein Anhaltspunkt für die 
Angemessenheit der Miete werden vielfach auch 
die Mietobergrenzen nach dem Wohngeldgesetz 
herangezogen. 

Es wird jedoch immer wieder Fälle geben, in denen 
z. B. aufgrund höherer Einkünfte vor Eintritt der 
Sozialhilfebedürftigkeit Unterkunftskosten anfal- 
len, die den angemessenen Umfang übersteigen. In 
diesen Fällen bestimmt § 3 Abs. 1 der Regelsatzver- 
ordnung, daß solche erhöhten Unterkunftskosten so 
lange anzuerkennen sind, als es dem Hilfeempfän- 
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ger nicht möglich oder nicht zumutbar ist, durch 
einen Wohnungswechsel, durch Vermieten oder auf 
andere Weise die Aufwendungen zu senken. 

Nach Kenntnis der Bundesregierung wird durch 
diese Regelung in der ganz überwiegenden Zahl der 
Fälle eine soziale Härte vermieden. Im Hinblick 
darauf, daß hier Unterkunftskosten voll aus Steuer- 
mitteln getragen werden und die Leistungen an Hil- 
feempfänger in vergleichbarer Situation nicht kraß 
voneinander abweichen sollten, können Probleme 
nicht in jedem Falle vermieden werden. 

Die in der Frage geschilderten Fälle einer Reduzie- 
rung der Wohnfläche bis zu 50 % sind der Bundesre- 
gierung nicht bekannt; sie erscheinen nur ^o erklär- 
bar, daß vorher besonders großzügig bemessener 
Wohnraum vorhanden war. 


3. In welchem Ausmaß findet derzeit der § 15 a 
BSHG (Übernahme von Mietrückständen) An- 
wendung, bzw. in welchem Maße könnte die ver- 
stärkte Anwendung dieses Paragraphen dazu 
beitragen, Obdachlosigkeit zu vermeiden? 

§ 15 a BSHG, der eine Ausnahme von dem Grund- 
satz des Bundessozialhilfegesetzes, keine Schulden 
zu übernehmen, darstellt und der als Kann-Vor- 
schrift ausgestaltet ist, wird angewendet, wenn dro- 
hende Obdachlosigkeit durch Übernahme von Miet- 
rückständen abgewendet werden kann. Überregio- 
nale Zahlenangaben liegen nicht vor. Aus einzelnen 
örtlichen Übersichten kann aber auf eine verbrei- 
tete Anwendung des § 15 a BSHG zum Teil verbun- 
den mit Schwerpunktprogrammen zur Vermeidung 
von Obdachlosigkeit geschlossen werden. 

Soweit die Sozialämter oder besonderen Beratungs- 
stellen, wie z. B. in München, rechtzeitig Kenntnis 
von drohender Obdachlosigkeit erhalten, kann 
diese in fast allen Fällen — besondere Probleme 
gibt es allerdings bei Alleinstehenden — durch Hil- 
fen nach §15a BSHG sowie durch Präventivmaß- 
nahmen wie persönliche Aufklärung, Beratung und 
Anregung zu Eigeninitiativen abgewendet werden 
(z. B. in München im Jahre 1985 in 430 Fällen allein 
durch Übernahme der Mietrückstände). Nicht zu- 
letzt durch eine großzügige Anwendung des §15a 
BSHG ist in vielen Fällen Obdachlosigkeit verhin- 
dert worden. Die Voraussetzungen für eine rechtzei- 
tige Kenntnis von drohender Obdachlosigkeit, auf 
die es entscheidend ankommt, sind jedoch örtlich 
unterschiedlich. 


4. Hält die Bundesregierung die Krankenversiche- 
rungsregelung im Falle von Sozialhilfebedürftig- 
keit für ausreichend? 

Sind ihr Fälle bekannt, in denen es infolge der 
Krankenscheinvergabe durch das Sozialamt zu 
diskriminierender Behandlung der Betroffenen 
kam? 


Die Bundesregierung hält die Krankenversiche- 
rungsregelung nach § 13 BSHG für sachgerecht. Es 


werden Krankenversicherungsbeiträge für sozial- 
hilfebedürftige Personen übernommen bei der Wei- 
terversicherung im Sinne von § 313 RVO, bei Ren- 
tenantragstellern mit sogenannter Formalmitglied- 
schaft nach §315a RVO, bei voraussichtlicher 
kurzer Gewährung von laufender Hilfe zum Le- 
bensunterhalt und — nach pflichtgemäßem Ermes- 
sen des Sozialhilfeträgers — bei angemessenen 
Beiträgen für eine freiwillige Krankenversiche- 
rung, unter Umständen auch bei Pflichtbeiträgen. 

Der Bundesregierung und den Ländern ist nicht 
bekannt, daß es im Zusammenhang mit der Aus- 
gabe von Krankenscheinen an Sozialhilfeempfän- 
ger oder bei der Gewährung von Krankenhilfe zu 
einer diskriminierenden Behandlung dieses Perso- 
nenkreises gekommen wäre. 


5. In welchem Maße wird die Verschärfung der Zu- 
gangsbedingungen zu den Erwerbs- und Berufs- 
unfähigkeitsrenten Sozialhilfebedürftigkeit zur 
Folge haben? 

Welche Personenkreise sind davon in erster Li- 
nie betroffen? 

Durch die Änderung der Zugangsbedingungen für 
Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit wer- 
den die Renten nur noch an Versicherte gezahlt, die 
regelmäßig beschäftigt oder tätig waren und das 
daraus erzielte Erwerbseinkommen durch die Min- 
derung der Erwerbsfähigkeit ganz oder teilweise 
verloren haben. Wird eine solche Rente jetzt nicht 
mehr gezahlt, war in der Regel auch kein Erwerbs- 
einkommen vorhanden, dessen Minderung oder 
Wegfall zur Sozialhilfebedürftigkeit führen könnte. 


6. Wie hoch ist die Anzahl von Rentnerinnen und 
Rentnern, die infolge zu niedriger Leistungsbe- 
züge Anspruch auf zusätzliche Sozialhilfe hät- 
ten? 

Wie viele machen diesen Anspruch tatsächlich 
geltend? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um materielle Not im Alter zu 
bekämpfen? 

Die Anzahl der Haushalte und Haushaltsteile, die 
Rente (Leistungen aus der gesetzlichen Renten-, 
Unfall- und Handwerkerversicherung, Altershilfe 
für Landwirte) und Sozialhilfe (laufende Hilfe zum 
Lebensunterhalt) erhielten, ist für den Zeitraum 
1980 bis 1984 aus folgender Übersicht zu ersehen: 

1980 rund 237 000 Fälle 

1981 rund 230 000 Fälle 

1982 rund 246 000 Fälle 

1983 rund 237 000 Fälle 

1984 rund 229 000 Fälle 

Für 1985 liegen noch keine Werte vor. Für 1981 und 
1983 handelt es sich um hochgerechnete Werte aus 
einer Stichprobenerhebung. Die Fallzahlen haben 
sich seit 1982 verringert. 
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Wie viele Rentner Sozialhilfe hätten beanspruchen 
können, ist nicht bekannt, da die Sozialhilfe auf die 
individuellen Besonderheiten des Einzelfalles abge- 
stellt (Individualprinzip) und darüber hinaus der 
Grundsatz des Nachrangs der Sozialhilfe gegenüber 
möglicher Selbsthilfe (Einkommen, Vermögen) und 
gegenüber tatsächlichen Hilfeleistungen und Ver- 
pflichtungen anderer gilt. Auf die Antwort auf die 
Frage 1.3 in der Großen Anfrage I wird verwiesen. 

Die Sozialpolitik und speziell die Rentenpolitik der 
Bundesregierung ist darauf ausgerichtet, den ge- 
genwärtig gegebenen und im großen und ganzen 
zufriedenstellenden Leistungsstand der gesetzli- 
chen Rentenversicherung zu erhalten. Dies ist nach 
Auffassung der Bundesregierung der beste Weg, 
materielle Not im Alter gar nicht erst entstehen zu 
lassen. Allerdings kann die gesetzliche Rentenver- 
sicherung, die auf dem Versicherungsprinzip be- 
ruht, nur dann eine angemessene Leistung erbrin- 
gen, wenn während des Erwerbslebens eine ent- 
sprechende Vorleistung in Form von Beitragszah- 
lungen erbracht worden ist; dabei ist zu berücksich- 
tigen, daß auf Grund des in der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung auch gegebenen Prinzips des so- 
zialen Ausgleichs auch solche Zeiten, in denen der 
einzelne an der Zahlung von Beiträgen verhindert 
war (z. B. Krankheitszeiten, Zeiten der Arbeitslosig- 
keit, Ausbildungszeiten), rentensteigernd angerech- 
net werden können. 

Sozialhilfe tritt bei materieller Not im Alter ebenso 
ein wie bei Personen in anderen Lebensabschnit- 
ten; bei laufender Hilfe zum Lebensunterhalt wird 
ferner ein Mehrbedarf von 20% des maßgeblichen 
Regelsatzes bei Personen gewährt, die das 60. Le- 
bensjahr vollendet haben. Hier hat das 4. Ände- 
rungsgesetz zum BSHG zum 1. Juli 1985 eine Ver- 
besserung gebracht, da die Regelung bis dahin nur 
für Personen ab Vollendung des 65. Lebensjahres 
galt. Auf die Vorbemerkung zu dieser Großen An- 
frage unter 7. wird verwiesen. 

Zur Vermeidung von Sozialhilfebedürftigkeit im Al- 
ter können als Hilfe zum Lebensunterhalt Kosten 
für eine angemessene Alterssicherung nach § 14 
BSHG übernommen werden. Dasselbe gilt für Pfle- 
gepersonen gemäß § 69 Abs. 2 und 3 BSHG. 

Ein besonderes, auch materielles Problem alter 
Menschen entsteht, wenn Pflegebedürftigkeit ein- 
tritt. Die Bundesregierung hat dieses Problem auf- 
gegriffen und Maßnahmen eingeleitet. Auf die Ant- 
wort zu Frage 4 im Abschnitt III wird Bezug genom- 
men. 


7. Welche Möglichkeiten sozialer Absicherung sieht 
die Bundesregierung, um im Falle von Langzeit- 
krankheit Sozialhilfebedürftigkeit zu vermei- 
den? 


Langzeitkranke, die Mitglied in der gesetzlichen 
Krankversicherung sind, erhalten in diesem Rah- 
men die notwendige ärztliche Versorgung und Hil- 
fe. In einem gegliederten System der sozialen Hil- 
fen kann es jedoch nicht Aufgabe der Krankenver- 


sicherung sein, über die Zahlung von Krankengeld 
hinaus dauerhaft die wirtschaftliche Sicherung der 
Versicherten zu übernehmen. 

Wenn die Langzeitkranken erwerbsunfähig sind 
und die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen 
für den Bezug einer Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung erfüllen, obliegt die wirtschaft- 
liche Sicherung der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung. In allen anderen Fällen tritt die Auffangfunk- 
tion der Sozialhilfe ein. 


8. In welchem Umfang wird Sozialhilfebedürftig- 
keit durch mangelnde oder nicht erfolgende Un- 
terhaltszahlungen durch geschiedene Väter/Ehe- 
männer verursacht? 


Die Jahresstatistik der Sozialhilfe enthält weder 
über den Umfang von Sozialhilfebedürftigkeit als 
Folge nicht oder nicht ausreichend erfüllter Unter- 
haltspflichten noch über das Verwandtschaftsver- 
hältnis oder den Familienstand unterhaltspflichti- 
ger Väter oder Ehemänner Angaben. 


9. Wie hoch ist der Anteil der alleinerziehenden 
Mütter, die originäre Hilfe zum Lebensunterhalt 
oder zusätzlich zu anderen Einkommen (z. B. Er- 
werbseinkommen durch Teilzeitarbeit) Sozial- 
hilfe beziehen, aufgeschlüsselt nach geschiede- 
nen, getrennt lebenden, verwitweten oder ledigen 
Müttern? 

Wie hoch ist der entsprechende Anteil alleiner- 
ziehender Väter? 


Unter den 1 041 604 Haushalten von Empfängern 
laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb 
von Einrichtungen waren im Jahre 1984 173 221 
Haushalte, in denen ein weiblicher Haushaltsvor- 
stand mit einem oder mehreren Kindern zusam- 
menlebte; der entsprechende Haushaltstyp mit ei- 
nem männlichen Haushaltsvor stand wird in 7 206 
Fällen ausgewiesen. Von den Haushalten mit einem 
weiblichen Haushaltsvorstand waren weniger als 
1%, von denen mit einem männlichen Haushalts- 
vorstand 2,7% ohne sonstiges anrechenbares Ein- 
kommen. Diese geringen Anteile erklären sich vor 
allem daraus, daß zum einzusetzenden Einkommen 
auch staatliche Transferleistungen wie Kindergeld 
und Wohngeld gehören. 14,2% der Haushalte mit 
weiblichem Haushaltsvorstand und 8,4% der Haus- 
halte mit einem männlichen Haushaltsvorstand 
verfügten über anzurechnendes Erwerbseinkom- 
men, 7,3% der Haushalte mit weiblichem und 25,7% 
der Haushalte mit männlichem Haushaltsvorstand 
über anzurechnendes Arbeitslosengeld oder anzu- 
rechnende Arbeitslosenhilfe. 

Eine Aufschlüsselung der Zahlen nach dem Fami- 
lienstand des Haushaltsvorstandes enthält die Jah- 
resstatistik der Sozialhilfe nicht. 
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10. Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch der 
Anteil derjenigen Alleinerziehenden (mit einem 
oder mehreren Kindern) ist, die über ein monat- 
liches Einkommen verfügen, das unter 800 DM, 
1 200 DM und 1 800 DM liegt? 

Nach dem Gutachten des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung (DIW), „Die Auswirkungen 
der Umverteilung auf die Einkommenslage der Fa- 
milien in der Bundesrepublik Deutschland in den 
Jahren 1973 und 1981“, Berlin, Oktober 1984, das im 
Auftrag des Bundesministeriums für Jugend, Fami- 
lie und Gesundheit erstellt worden ist, lag von 
875 000 erfaßten Familien von Alleinerziehenden 
mit Kindern das monatliche verfügbare Einkom- 
men 

— unter 1 000 DM bei 0 Familien, 

— zwischen 1 000 und 1 250 DM 
bei 33 000 Familien = 3,8%, 

— zwischen 1 250 und 1 750 DM 
bei 153 000 Familien = 17,5%. 

Neuere Zahlen sind der Bundesregierung nicht be- 
kannt. 


11. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß bei (Teil-) Erwerbstätigkeit von alleinerzie- 
henden Frauen die Erwerbseinkommen voll auf 
die Sozialhilfe angerechnet werden? 

Hält die Bundesregierung in diesem Falle nicht 
eine Neuregelung für erforderlich, die sich am 
Beispiel anderer europäischer Staaten (Schwe- 
den, Holland) orientiert, die eine weit großzügi- 
gere Anrechnungsregelung praktizieren? 

Daß Erwerbseinkommen — nicht nur bei alleiner- 
ziehenden Frauen und Männern — auf die Sozial- 
hilfe angerechnet wird, ist zwingende Folge des 
Nachranggrundsatzes der Sozialhilfe. Sozialhilfe er- 
hält nach § 2 Abs. 1 BSHG nicht, wer sich selbst hel- 
fen kann oder wer die erforderliche Hilfe von ande- 
ren erhält. 

Bei der Berechnung des sozialhilferechtlich rele- 
vanten Bedarfs wird jedoch der besonderen Lage 
alleinerziehender Frauen und Männer dadurch 
Rechnung getragen, daß nach den näheren Voraus- 
setzungen des § 23 Abs. 2 BSHG ein Mehrbedarf 
von 20% bzw. 40% des maßgeblichen Regelsatzes 
anerkannt wird; in Einzelfällen kann der Prozent- 
satz davon abweichen. Im Bundesdurchschnitt 
delt es sich um Mehrbedarfsbeträge von rund 79 
bzw. 158 DM. Für erwerbstätige Personen wird ge- 
mäß § 23 Abs. 4 BSHG zusätzlich generell ein Mehr- 
bedarf bis zu 50% des maßgeblichen Regelsatzes 
anerkannt; im Ergebnis stehen in derartigen Fällen 
monatlich bis zu 276 DM bzw. 355 DM zusätzlich zur 
Verfügung. 

Die in Absatz 2 der Frage behauptete „weit großzü- 
gigere Anrechnungsregelung“ in Schweden und 
Holland kann dort nicht festgestellt werden. In 
Schweden werden auf Leistungen von Sozialhilfe 


nach dem „Sozialdienstgesetz“ alle Einkommen al- 
leinerziehender Frauen einschließlich z. B. des Kin- 
dergeldes voll angerechnet. In den Niederlanden 
werden zwar Einkünfte von Alleinerziehenden teil- 
weise und befristet nicht angerechnet; vergleicht 
man jedoch den anrechnungsfreien Höchstbetrag 
von rund 196 DM mit den Möglichkeiten, welche 
das deutsche Sozialhilferecht für die Anerkennung 
eines Mehrbedarfs (s. o.) unbefristet einräumt, so ist 
auch die niederländische Regelung im Ergebnis 
nicht großzügiger. 


12. Wie beurteilt die Bundesregierung die unter- 
schiedliche Höhe des Existenzminimums im 
Einkommensteuerrecht (Grundfreibetrag) ei- 
nerseits und im Sozialhilferecht andererseits? 

Beabsichtigt die Bundesregierung Maßnahmen 
zu ergreifen, um in diesem Punkt zu einem hö- 
heren Maß von Harmonisierung zwischen Steu- 
errecht und Sozialhilferecht zu kommen? 


Die Höhe des mit der Hilfe zum Lebensunterhalt 
nach dem Bundessozialhilfegesetz abgedeckten Le- 
benshaltungsbedarfs und der tariflichen Grundfrei- 
beträge des §32a Einkommensteuergesetz sind 
keine vergleichbaren Größen. Außer durch den 
Grundfreibetrag werden durch weitere Pausch- und 
Freibeträge im Einkommensteuerrecht (z. B. Weih- 
nachts-, Arbeitnehmer- und Kinderfreibeträge so- 
wie Werbungskosten- und Sonderausgabenpausch- 
beträge sowie Vorsorgepauschalen) die Besteue- 
rungsgrenzen erhöht. Außerdem können bestimm- 
te, über den Grundfreibetrag hinausgehende tat- 
sächliche Kosten der Lebensführung als Sonder- 
ausgaben oder außergewöhnliche Belastung steuer- 
mindernd abgezogen werden. 

Die Bundesregierung ist gleichwohl der Auffas- 
sung, daß der steuerfrei belassene Teil des Einkom- 
mens erhöht werden sollte. In einem ersten Schritt 
sind deshalb im Steuersenkungsgesetz 1986/1988 
mit Wirkung ab 1. Januar 1986 die Grundfreibeträge 
um 324/648 DM auf 4 536/9 072 DM für Alleinste- 
hende/Verheiratete und die Kinderfreibeträge von 
432 auf 2 484 DM unter Einbeziehung der Kinderad- 
ditive bei den Sonderausgaben erhöht worden. Die 
Lohn- und Einkommensteuer ist allgemein gesenkt 
worden. 

Eine weitere deutliche Anhebung der Grundfreibe- 
träge, der Kinderfreibeträge und eine weitere Ab- 
flachung des Progressionsverlaufs im Einkommen- 
steuertarif gehören zu den erklärten Zielvorstellun- 
gen für die Steuerpolitik der Bundesregierung in 
der nächsten Legislaturperiode, 


13. Ist der Bundesregierung bekannt, daß es auf- 
grund der unterschiedlichen Minima im Ein- 
kommensteuerrecht einerseits und im Sozialhil- 
ferecht andererseits dazu kommt, daß Einkom- 
mensbezieher auf der einen Seite Einkommen- 
steuer zahlen und zugleich auf der anderen 
Seite ergänzende Sozialhilfe in Anspruch neh- 
men müssen? 


26 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/6055 


In wie vielen Fällen trifft dies zu? 

Wie beurteilt sie den Tatbestand, daß auf diese 

Weise die Träger der Sozialhilfe den Fiskus sub- 
ventionieren? 

Der Einkommensteuer unterliegen grundsätzlich 
alle natürlichen, unbeschränkt steuerpflichtigen 
Personen mit ihren steuerpflichtigen Einkünften. 
Die tarifliche Einkommensteuer bemißt sich nach 
dem zu versteuernden Einkommen im Sinne des § 2 
Abs. 5 Einkommensteuergesetz. Die Ermittlung des 
zu versteuernden Einkommens ist für alle Steuer- 
pflichtigen einheitlich; hierbei werden die Beson- 
derheiten der unterschiedlichen Einkünfte und der 
damit im Zusammenhang stehenden Betriebsaus- 
gaben/Werbungskosten sowie die Sonderausgaben, 
außergewöhnlichen Belastungen, Kinderfreibeträ- 
ge, Grundfreibeträge usw. berücksichtigt. In Einzel- 
fällen mag es zutreffen, daß Einkommensbezieher 
einerseits Steuer zahlen und andererseits Hilfe 
zum Lebensunterhalt in Anspruch nehmen. Dies ist 
auf die unterschiedliche Zielsetzung beider Gesetze 
zurückzuführen. So knüpft das Einkommensteuer- 
recht an den objektiven Tatbestand der Einkünf- 
teerzielung, das Sozialhilferecht an das Merkmal 
der individuellen Hilfsbedürftigkeit an. 

Nach der Bundesstatistik der Sozialhilfe gab es im 
Jahre 1984 rund 76 000 Haushalte von Empfängern 
laufender Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem 
Bundessozialhilfegesetz, bei denen die Hilfe ergän- 
zend zu Einkünften aus Erwerbstätigkeit gewährt 
wurde. Ob und in welchem Umfange in diesen 
Haushalten auf Einkünfte Steuern zu entrichten 
waren, geht aus der Statistik nicht hervor. 

Die Zahl der Fälle, in denen einerseits Einkommen 
besteuert und andererseits ergänzende Hilfe zum 
Lebensunterhalt gewährt wird, dürfte wegen der in 
der Beantwortung zu Frage 12 erwähnten Frei- bzw. 
Pauschbeträge sowie Pauschalen nicht sehr hoch 
sein und sich aufgrund der Verbesserungen durch 
das Steuersenkungsgesetz 1986/1988 sowie durch 
die Umsetzung der für die nächste Legislaturpe- 
riode erklärten Zielvorstellungen weiter verklei- 
nern, so daß dem unterstellten Tatbestand nur eine 
ganz untergeordnete Bedeutung beigemessen wer- 
den kann. 


14. Teilt die Bundesregierung die im wissenschaft- 
lichen Schrifttum geäußerten Zweifel an der 
Verfassungsmäßigkeit der gegenwärtigen Höhe 
des steuerlichen Existenzminimums, wobei sich 
diese Zweifel insbesondere auf das derzeitige 
Auseinanderklaffen von sozialhilferechtlichem 
und steuerrechtiichem Existenzminimum bezie- 
hen? 

Die Bundesregierung hält die der Sicherung eines 
steuerfreien Existenzminimums dienenden Freibe- 
tragsregelungen des geltenden Einkommensteuer- 
rechts für verfassungsgemäß. Soweit in der Vergan- 
genheit verfassungsrechtliche Zweifel an der Höhe 
der tariflichen Grundfreibeträge nach § 32 a Ein- 
kommensteuergesetz geäußert worden sind, wurde 


nicht hinreichend berücksichtigt daß bei einem 
Vergleich der Sozialhilfeleistungen mit dem steuer- 
frei bleibenden Erwerbseinkommen neben den 
Grundfreibeträgen weitere Steuerfreibeträge von 
Bedeutung sind (vgl. Antwort zu Frage 12). Die 
Grundfreibeträge wurden im übrigen mit Wirkung 
vom 1. Januar 1986 angehoben. 


15. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der Kreis der unterhaltspflichtigen Personen — 
in Anlehnung an ausländische Vorbilder — auf 
Eltern gegenüber ihren minderjährigen Kin- 
dern einzuschränken ist, um dadurch unter an- 
derem auch familiensozioiogischen Gegebenhei- 
ten (Reduktion auf die Kernfamiiie) Rechnung 
zu tragen? 

Die Tatsache, daß die Zahl der Menschen, die in 
einem Familienverband Zusammenleben, heute 
vielfach kleiner ist als zur Zeit der Verabschiedung 
des Bürgerlichen Gesetzbuches, ist für sich noch 
kein Anlaß, beim Verwandtenunterhalt den Kreis 
der unterhaltspflichtigen Personen auf Eltern ge- 
genüber ihren minderjährigen Kindern zu be- 
schränken. Eine derartig weitgehende Beschrän- 
kung würde nicht nur zu einer erheblichen Kosten- 
verlagerung auf die Allgemeinheit führen, sondern 
insbesondere das heute durchaus noch vorhandene 
familiäre Zusammengehörigkeitsgefühl schwächen 
und überdies andere Rechtseinrichtungen (etwa 
das Familienerbrecht) in Frage stellen. Die in der 
Frage enthaltene Auffassung wird daher von der 
Bundesregierung nicht geteilt. 


16. Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu 
der Vorschrift über das „kleine Hausgrund- 
stück“ des § 88 Abs. 2 Nr. 7 BSHG ein, nachdem 
die Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte zu 
dieser Frage dazu geführt hat, daß eine immer 
größer werdende Diskrepanz zwischen dem all- 
gemeinen Schonvermögen einerseits und dem 
Schonvermögen in der Form des „kleinen Haus- 
grundstücks“ andererseits besteht? 

Die Vorschrift des § 88 Abs. 2 Nr. 7 BSHG, wonach 
die Sozialhilfe nicht abhängig gemacht werden darf 
vom Einsatz oder von der Verwertung eines kleinen 
Hausgrundstücks, besonders eines Familienheimes, 
wenn es der Hilfesuchende allein oder zusammen 
mit Angehörigen, denen es nach seinem Tode wei- 
ter als Wohnung dienen soll, ganz oder teilweise 
bewohnt, ist ohne inhaltliche Änderung aus dem 
früheren Fürsorgerecht in das Bundessozialhilfege- 
setz übernommen worden (vgl. § 8 a Abs. 1 der 
Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art und 
Maß der öffentlichen Fürsorge). Die Bundesregie- 
rung hält die Regelung in Verbindung mit der dazu 
ergangenen Rechtsprechung des Bundesverwal- 
tungsgerichtes (zuletzt Urteil vom 17. Januar 1980 
— BVerwGE 59, 294) für sachgerecht, wenngleich 
sie verbliebene Schwierigkeiten der Gesetzesan- 
wendung im Einzelfall nicht verkennt. Die Aus- 
nahme vom Grundsatz des vollen Vermögenseinsat- 
zes bei Inanspruchnahme von Sozialhilfe rechtfer- 
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tigt sich aus der Abwägung des privaten Interesses 
am Erhalt eines Vermögensgegenstandes, der zu- 
gleich den Unterkunftsbedarf des Hilfeempfängers 
und seiner Angehörigen gewährleisten soll, und 
dem vertretbaren Einsatz öffentlicher Mittel für 
Zwecke der Sozialhilfe. 

Dem Deutschen Bundestag liegt inzwischen ein Ge- 
setzentwurf des Bundesrates vor, der auf eine Er- 
weiterung der geltenden Regelung abzielt (BT- 
Drucksache 10/5842). Die Bundesregierung verweist 
auf ihre Stellungnahme zu diesem Gesetzentwurf. 


17. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Grenze für das Schonvermögen von derzeit 
2 000 DM deutlich anzuheben ist (Beispiel Nie- 
derlande)? 

§ 8 Abs. 2 Nr. 8 BSHG schützt kleinere Barbeträge 
oder sonstige Geldwerte, um dem Hilfeempfänger 
einen bescheidenen wirtschaftlichen Handlungs- 
spielraum zu belassen. Die Höhe dieser Geldbeträ- 
ge ist in einer nach § 88 Abs. 4 BSHG erlassenen 
Rechtsverordnung bestimmt, nach der — je nach 
Hilfeart — Grundbeträge zwischen 2 000 und 
7 500 DM sowie Zuschläge für Angehörige und be- 
sondere Notlagen freizulassen sind. Eine Anhebung 
dieser Beträge wird zu gegebener Zeit erfolgen. 


11. Zur Inanspruchnahme und Gewährung spraocis 
der Sozialhilfe für Ausländer 

1. Nach dem Grundsatz des Europäischen Fürsor- 
geabkommens sind Ausländer in bezug auf Für- 
sorgeleistungen genauso zu behandeln wie Inlän- 
der. Das bedeutet, daß sich deren Gleichstellung 
sowohl auf Art und Form als auch auf die Höhe 
der Leistungen bezieht. 

Welche Fürsorgeleistungen und in welcher Höhe 
haben ausländische Arbeitnehmer/innen und de- 
ren Familienangehörige seit dem Fürsorgeab- 
kommen bis auf den heutigen Tag erhalten? 

Auf welche Höhe belaufen sich die erbrachten 
Leistungen (in absoluten Zahlen), und wie sieht 
die Relation zwischen diesen und den für die Ge- 
samtbevölkerung erbrachten Leistungen (ent- 
sprechend dem Anteil der ausländischen Bevöl- 
kerung) aus? 

Das Europäische Fürsorgeabkommen (EFA) vom 
11. Dezember 1953, das am 1. September 1956 in 
Kraft getreten ist, garantiert den Staatsangehöri- 
gen der Vertragsstaaten, die sich in der Bundesre- 
publik Deutschland erlaubt aufhalten und nicht 
über ausreichende Mittel verfügen, die Gewährung 
von Sozialhilfe grundsätzlich unter den gleichen 
Voraussetzungen wie den deutschen Staatsangehö- 
rigen. 

Dieser Gleichbehandlungsgrundsatz ist für gewisse 
Hilfen in besonderen Lebenslagen (Hilfe zum Auf- 
bau oder zur Sicherung der Lebensgrundlage, Hilfe 
zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkei- 


ten) durch einen Vorbehalt der Bundesrepublik 
Deutschland gemäß Artikel 2 b EFA eingeschränkt. 

Die Bundesstatistik der Sozialhilfe weist Ausländer 
als Hilfeempfänger weder getrennt nach ihrer Na- 
tionalität noch nach den unterschiedlichen An- 
spruchsgrundlagen (z. B, § 120 BSHG, EFA, bilate- 
rale Fürsorgeabkommen) aus. Aus diesem Grunde 
läßt sich der Anteil der Hilfeempfänger aus den 
Vertragsstaaten des Europäischen Fürsorge abkom- 
mens und der auf sie entfallende Sozialhilfeauf- 
wand nicht ermitteln. 


2. Wie hoch ist der Anteil der Ausländer/innen, die 
Sozialhilfe beziehen, aufgeschlüsselt nach 

— ehemaligen ausländischen Arbeiter/innen, 

— Familienangehörigen, 

— Asylberechtigten, 

— Kontingentflüchtlingen, 

— gemeldeten Personen? 

Die Bundesstatistik der Sozialhilfe weist lediglich 
allgemein und ohne weitere Aufschlüsselung die 
auf die einzelnen Hilfearten entfallende Zahl aus- 
ländischer Hilfeempfänger getrennt nach dem Ge- 
schlecht aus. So befanden sich unter den insgesamt 
2 569 568 Sozialhilfeempfängern des Jahres 1984 
235 161 oder 9,15 % Ausländer. Von ihnen wiederum 
waren 139 725, d. h. fast 60 %, Männer und 95 436, 
also rund 40 %, Frauen. Bei der laufenden Hilfe zum 
Lebensunterhalt betrug der Ausländeranteil 11,6 %, 
bei den Hilfen in besonderen Lebenslagen 7,8 %. Ei- 
nen besonders hohen Ausländeranteil gab es mit 
21,7 % bei der Krankenhilfe. Von 1 000 in der Bun- 
desrepublik Deutschland lebenden Ausländern er- 
hielten im Jahre 1984 53 Leistungen der Sozialhilfe; 
bei den Deutschen waren es 41. 


3. Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch die 
Zahl derjenigen ausländischen Arbeitnehmer/- 
innen und ihrer Angehörigen ist, deren Aufent- 
halt in der Bundesrepublik Deutschland mit Be- 
zug auf den § 10 Abs. 1 Satz 10 des Ausländerge- 
setzes 

— im Zeitraum von 1955 bis 1985, 

— aufgeschlüsselt nach Bundesländern 

beendet worden ist bzw. deren Aufenthaltser- 
laubnis nicht verlängert wurde? 

In wie vielen Fällen war der Bezug von Arbeitslo- 
senhilfe ausschlaggebend für die Beendigung des 
Aufenthaltes in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, wie hoch 
die Zahl derjenigen Ausländer ist, deren Aufenthalt 
in der Bundesrepublik Deutschland aufgrund des 
§10 Abs. 1 Nr. 10 AuslG beendet worden ist bzw. 
deren Aufenthaltserlaubnis nicht verlängert wur- 
de. 

Der Bezug von Arbeitslosenhilfe ist für sich allein 
kein Grund zur Aufenthaltsbeendigung. 
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4. Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch die 
Zahl ausländischer Studenten/innen ist, deren 
Aufenthaltserlaubnis wegen Sozialhilfebezug 
nicht verlängert wurde? 

Die Bundesregierung hat hierüber keine Erkennt- 
nisse. Da Studenten nach § 26 BSHG nur in beson- 
deren Härtefällen Hilfe zum Lebensunterhalt ge- 
währt werden kann, dürfte sich die in der Frage 
angedeutete Problematik in der Praxis kaum erge- 
ben. 


5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß Ausländerämter immer häufiger ausländi- 
sche Sozialhilfempfänger/innen unter Bezug- 
nahme auf den § 10 Abs. 1 Satz 10 des Ausländer- 
gesetzes ausweisen, obwohl in den allermeisten 
Fällen das Europäische Fürsorgeabkommen ei- 
ner Ausweisung entgegensteht? 

Die in der Frage liegende Unterstellung einer 
rechtswidrigen Ausweisungspraxis der Ausländer- 
behörden der Länder wird mit Entschiedenheit zu- 
rückgewiesen. Der Bundesregierung liegen keine 
Anhaltspunkte dafür vor, daß die Ausländerbehör- 
den bei der Entscheidung über eine Ausweisung 
nach § 10 Abs. 1 Nr. 10 AuslG die Bestimmungen des 
Europäischen Fürsorgeabkommens (EFA), insbe- 
sondere Artikel 6 und 7 EFA, nicht hinreichend be- 
achten. 

Nach diesen Vorschriften sind aufenthaltsbeen- 
dende Maßnahmen wegen Sozialhilfebezuges nicht 
grundsätzlich ausgeschlossen. Ein Vertragsstaat 
kann den Staatsangehörigen eines anderen Ver- 
tragsstaates des EFA allein wegen seiner Hilfebe- 
dürftigkeit dann rückschaffen, wenn er seinen ge- 
wöhnlichen Aufenthalt ununterbrochen seit weni- 
ger als zehn Jahren — falls er vor Vollendung des 
55. Lebensjahres in dieses Gebiet gekommen ist, 
seit weniger als fünf Jahren — im Gebiet dieses 
Vertragsstaates hat und nicht einer der in Artikel 7 
EFA noch genannten Gründe entgegensteht. Das 
EFA geht damit davon aus, daß den Vertragsstaa- 
ten zwar die Verpflichtung auf er legt ist, den über 
längere Zeit zur eigenen Wohnbevölkerung zählen- 
den Angehörigen von Vertragsstaaten gleiche Für- 
sorgeleistungen wie den eigenen Staatsangehöri- 
gen zukommen zu lassen, nicht aber auch Angehö- 
rigen von Vertragsstaaten, die sich erst kürzere Zeit 
aufhalten oder bereits bei Aufenthaltsnahme hilfe- 
bedürftig waren. 

Daneben werden auch die vor Ausweisung schüt- 
zende Aufenthaltsberechtigung sowie der Rechts- 
status eines verfestigten, gemeinschaftsrechtlichen 
Aufenthaltsrechts oder Verbleiberechts nicht außer 
acht gelassen. 


6. Haben nachgezogene ausländische Ehegatten, 
die sich scheiden lassen, ehe sie einen verfestig- 
ten Aufenthaltsstatus haben, Anspruch auf Sozi- 
alhilfe bzw. wie wirkt sich der Bezug von Sozial- 
hilfe in diesem Falle aus? 

Besteht auch hier die Gefahr, daß § 10 Abs, 1 
Satz 10 des Ausländergesetzes zur Anwendung 
kommt? 

Wie viele dieser getrennt lebenden Ehegatten 
sind (aufgeschlüsselt nach Bundesländern) we- 
gen des Bezuges von Sozialhilfe ausgewiesen 
worden bzw. in wie vielen Fällen ist deren Auf- 
enthaltserlaubnis nicht verlängert worden? 

Auch dieser Personenkreis hat unter den allgemei- 
nen Voraussetzungen und mit den sich aus § 120 
BSHG ergebenden Einschränkungen Anspruch auf 
Sozialhilfe. Nach § 71 Abs. 2 Satz 2 SGB X sollen die 
Sozialämter während der ersten sechs Monate ei- 
nes Bezugs von Sozialhilfe von einer entsprechen- 
den Mitteilung an die Ausländerbehörden absehen. 
Soweit EG-rechtliche Regelungen und zwischen- 
staatliche Übereinkommen einer Ausweisung we- 
gen Sozialhilfebedürftigkeit nicht entgegenstehen, 
ist bei allen Ausländern, die den Ausweisungsgrund 
des § 10 Abs. 1 Nr. 10 AuslG erfüllen und noch keine 
Aufenthaltsberechtigung besitzen, nach pflichtge- 
mäßem Ermessen über die Ausweisung zu entschei- 
den. Das gilt auch für nachgezogene ausländische 
Ehegatten, und zwar unabhängig davon, ob sie sich 
scheiden lassen oder nicht. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, wie viele 
der getrennt lebenden Ehegatten wegen des Bezugs 
von Sozialhilfe ausgewiesen worden sind bzw. in 
wie vielen Fällen die Aufenthaltserlaubnis solcher 
Personen nicht verlängert wurde. 

7. Wie viele ausländische Arbeitnehmer/innen und 
Angestellte erhalten Erwerbsunfähigkeits- und 
Berufsunfähigkeitsrenten? 

Wie viele in der Bundesrepublik Deutschland le- 
bende Ausländer erhalten Altersrenten? 

Wie hoch sind diese Rentenleistungen durch- 
schnittlich (aufgeschlüsselt nach verschiedenen 
Rentenarten)? 

Aus folgender Tabelle ist die Anzahl und der durch- 
schnittliche Rentenbetrag von an Ausländern ge- 
zahlten Renten zu ersehen, wie sie sich aus der 
Rentenbestandsstatistik ergeben. Dabei ist zu be- 
achten, daß bei Renten, die ins Inland gezahlt wer- 
den, in der Regel nur bei Vertragsrenten die Natio- 
nalität des Empfängers bekannt ist. Deshalb sind in 
der Tabelle die ins Inland gezahlten Renten an Aus- 
länder unterrepräsentiert. Nach dem Mikrozensus 
1982 wurden knapp 90 000 Versichertenrenten an 
Ausländer ins Inland gezahlt; insgesamt gab es 
nach dem Mikrozensus 1982 25 000 Ausländer in 
der Wohnbevölkerung mit überwiegendem Lebens- 
unterhalt durch Rente und dergleichen. 
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Anzahl und durchschnittliche Höhe der an Ausländer gezahlten Renten am 1. Juli 1985 




Rente wird gezahlt ins 


Versicherungszweig/Rentenart 

Inland^) 

Ausland 

Anzahl 

Rentenbetrag 

DM/Monat 

Anzahl 

Rentenbetrag 

DM/Monat 

Arbeiterrentenversicherung 

Versichertenrenten: 

Berufsunfähigkeitsrenten — 

896 

517,30 

12 471 

208,56 

Erwerbsunfähigkeitsrenten 

17 334 

642,58 

86 633 

366,04 

Erziehungsrenten 

1 

438,90 

3 

598,40 

Altersruhegelder, 60 Jahre 

an Arbeitslose 

2 623 

803,42 

2 126 

622,72 

Altersruhegelder, 60 Jahre 

an Frauen 

2 625 

519,53 

17 029 

273,73 

Altersruhegelder, 60 Jahre 
an Schwerbehinderte 

727 

1 099,87 

1319 

483,19 

Altersruhegelder, 63 Jahre 

1636 

1 153,14 

12 005 

332,40 

Altersruhegelder, 65 Jahre 

9 025 

615,02 

115 799 

279,41 

Hinausgeschobene Altersruhegelder 

64 

599,41 

143 

516,47 

Versichertenrenten insgesamt 

34 931 

668,42 

247 528 

312,51 

Witwenrenten insgesamt 

9 834 

433,29 

120 463 

197,01 

Waisenrenten insgesamt 

6 981 

214,61 

33 424 

161,35 

Angestelltenversicherung 

(einschließlich von der AnV festgestellte 
Handwerkerrenten) 

Versichertenrenten: 

Berufsunfähigkeitsrenten 

171 

603,14 

997 

362,55 

Erwerbsunfähigkeitsrenten 

2 236 

737,50 

11998 

440,65 

Erziehungsrenten 

Altersruhegelder, 60 Jahre 

an Arbeitslose 

1 

557 

769,00 

1 147,30 

116 

856,16 

Altersruhegelder, 60 Jahre 

an Frauen 

1305 

785,58 

9 318 

521,07 

Altersruhegelder, 60 Jahre 
an Schwerbehinderte 

328 

1 374,72 

803 

930,45 

Altersruhegelder, 63 Jahre 

699 

1 434,61 

3 918 

726,46 

Altersruhegelder, 65 Jahre 

3 065 

899,82 

47 921 

829,34 

Hinausgeschobene Altersruhegelder 

105 

1 054,85 

460 

1 077,06 

Versichertenrenten insgesamt 

8 467 

914,09 

75 531 

720,70 

Witwenrenten insgesamt 

1 326 

628,28 

28 031 

585,07 

Waisenrenten insgesamt 

493 

221,55 

1748 

181,55 


Bei ins Inland gezahlten Renten ist in der Regel nur bei Vertragsrenten die Nationalität des Empfängers bekannt. 
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8. Wie stellt sich das Verhältnis zwischen einge- 
zahlten (Arbeitnehmer- und Arbeitgeberanteilen) 
Beiträgen zur Rentenversicherung und bezoge- 
nen Leistungen bei der ausländischen Population 
dar? 

Sowohl das Rentenvolumen an Ausländer als auch 
die von sozialversicherungspflichtig beschäftigten 
Ausländern gezahlten Rentenversicherungsbeiträ- 
ge (Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil) können 
aus denselben Gründen, wie in Frage II.7 ausge- 
führt, nicht ermittelt werden. Soweit das Rentenvo- 
lumen unter den Rentenversicherungsbeiträgen lie- 
gen sollte, erklärt sich das daraus, daß die Auslän- 
der gegenwärtig noch eine recht junge Population 
mit einer verhältnismäßig geringen Anzahl von 
Rentnern darstellen. 


9. Droht ausländischen Rentenbeziehern die An- 
wendung des § 10 Abs. 1 Satz 10 des Ausländerge- 
setzes (Kann-Ausweisung wegen Sozialhilfebe- 
dürftigkeit), wenn die von ihnen bezogenen Ren- 
ten unterhalb des Sozialhilfeniveaus liegen und 
zusätzlich Sozialhilfe beantragt wird? 

Die ausländerrechtlichen Bestimmungen differen- 
zieren nicht nach dem sozialen Stand des Auslän- 
ders. Eine gruppenspezifische Privilegierung aus- 
ländischer Rentenbezieher vor anderen Ausländern 
besteht daher nicht. Alle Ausländer einschließlich 
der ausländischen Rentenbezieher sind vor unge- 
rechtfertigten Ausweisungen nach § 10 Abs. 1 Nr. 10 
AuslG hinreichend dadurch geschützt, daß über die 
Ausweisung nach pflichtgemäßem Ermessen unter 
Berücksichtigung aller erheblichen Umstände des 
Einzelfalles zu entscheiden ist. Danach dürfte bei 
ausländischen Rentenbeziehern eine Ausweisung 
nach § 10 Abs. 1 Nr. 10 AuslG in der Regel schon im 
Hinblick auf den verfestigten Aufenthalts Status 
oder die lange Aufenthaltsdauer von vornherein 
nicht mehr in Betracht kommen. Im übrigen sind 
auch hier die Verpflichtungen aus zwischenstaatli- 
chen Abkommen zu beachten, durch die deutsche 
aufenthaltsrechtliche Regelungen beschränkt wer- 
den. 

Für Staatsangehörige aus EG-Staaten, die nach Be- 
endigung und Beschäftigung im Hoheitsgebiet ei- 
nes Mitgliedstaates verbleiben, gibt es Sonderrege- 
lungen, die eine Ausweisung nur aus Gründen der 
öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit 
zulassen. 


10. Wie hoch ist der Anteil der von ausländischen 
Arbeitnehmer/innen und Angestellten an die 
Arbeitslosenversicherung seit 1955 eingezahlten 
Beiträge? 

Wie hoch ist der Anteil der von ausländischen 
Arbeitnehmer/innen und Angestellten bezoge- 
nen Leistungen der Arbeitslosenversicherung 
seit 1955? 

Zu der in Absatz 1 gestellten Frage liegt der Bun- 
desregierung kein Zahlenmaterial vor. Die Arbeits- 


losenversicherung führt keine „Beitragskonten“, 
aus denen sich ablesen ließe, welche Arbeitnehmer 
in welchem Zeitraum Beiträge in bestimmter Höhe 
geleistet haben. 


Die Antwort zu Absatz 2 ergibt sich soweit möglich 
aus der beigefügten Tabelle. 



Arbeitslosengeld einschließlich Beiträge 
zur Kranken- und Rentenversicherung**) 

Haushalts- 

jahr 

insgesamt*) 
DM (auf 1000 
gerundet) 

darunter: Für 
ausländische 
Arbeitnehmer 
DM 

%- Anteil 

1973 

1 394 724 000 

63 790 173 

4,57 

1974 

3 551 575 000 

387 985 288 

10,92 

1975 

7 765 462 000 

1 029 314 352 

13,26 

1976 

6 905 505 000 

603 427 524 

8,74 

1977 

6 283 278 000 

490 726 422 

7,81 

1978 

6 270 118 000 

500 094 175 

7,98 

1979 

7 467 700 000 

423 726 273 

5,67 

1980 

8 110 371 000 

495 051 425 

6,10 

1981 

13 294 345 000 

947 179 849 

7,12 

1982 

18 027 199 000 

1 241 353 299 

6,89 

1983 

17 103 263 000 

1 323 025 897 

7,73 

1984 

14 143 212 000 

968 840 449 

6,85 

1985 

14 085 398 000 

841 672 836 

5,98 


*) einschließlich Erstattung von Leistungen an ausländi- 
sche Versicherungsträger 

**) Beiträge zur Rentenversicherung erst ab Haushalts- 
jahr 1979 


11. In den Jahren 1983 und 1984 war die Arbeitslo- 
senquote bei ausländischen Arbeitnehmer/in- 
nen beträchtlich höher (1983: 14,7%, 1984: 14,1%) 
als bei der Gesamtbevölkerung (0,1%). 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um die Arbeitslosigkeit der 
ausländischen Arbeitnehmer abzubauen und 
nicht nur statistisch eine Korrektur der Auslän- 
derarbeitslosigkeit zu erreichen, wie dies bei- 
spielsweise mit dem 1984 in Kraft gesetzten 
Rückkehrförderungsgesetz oder mit dem Ge- 
setzentwurf „Wiedereingliederungshilfe im 
Wohnungsbau für rückkehrende Ausländer“ der 
Fall war und sein wird? 


Die jahresdurchschnittliche Zahl der arbeitslosen 
Ausländer nahm zwischen 1984 und 1985 um 6,3% 
(17 071) auf 253 194 ab, während gleichzeitig die 
Zahl der arbeitslosen Deutschen um 2,8% (55 526) 
auf 2 050 820 anstieg. Die Arbeitslosenquote insge- 
samt lag in den Jahren 1983 und 1984 bei 9,1 % (nicht 
bei 0,1%); im Jahre 1985 betrug sie 9,3%. Die seit 
1983 zu verzeichnende rückläufige Entwicklung der 
Ausländer-Arbeitslosigkeit setzte sich damit auch 
in einem Zeitraum fort, in dem das Gesetz zur För- 
derung der Rückkehrbereitschaft von Ausländern 
nicht mehr wirksam war. Das zum 1. Januar 1986 in 
Kraft getretene Gesetz über eine Wiedereingliede- 
rungshilfe im Wohnungsbau für rückkehrende Aus- 
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länder dient ebensowenig wie seinerzeit das Rück- 
kehrförderungsgesetz der statistischen Korrektur 
der Ausländer-Arbeitslosigkeit, sondern leistet ei- 
nen Beitrag zur Reintegration rückkehrender Aus- 
länder. 

Die trotz der erreichten Fortschritte überdurch- 
schnittliche Ausländer-Arbeitslosigkeit (1985: j äh- 
re sdurchschnittliche Ausländer-Arbeitslosenquote 
13,9% bei Gesamtquote von 9,3%) hat im wesentli- 
chen Ursachen in der beruflichen Qualifikation. Bei 
den ausländischen Arbeitnehmern betrug Mitte 
1984 der Anteil der in besonderem Maße von Ar- 
beitslosigkeit betroffenen un- bzw. angelernten 
Kräfte 63%, bei den deutschen Arbeitnehmern nur 
27%. Dies macht deutlich, daß sich die berufliche 
Qualifikation der ausländischen Arbeitnehmer 
nachhaltig verbessern muß, soll das überdurch- 
schnittliche Ausmaß der Ausländer- Arbeitslosigkeit 
beseitigt werden. 

Die gebotene Verbesserung der beruflichen Qualifi- 
kation der ausländischen Arbeitnehmer wird 
schrittweise erreicht, wenn die jungen Ausländer 
ohne Sprach- und Allgemeinbildungsdefizite in das 
Erwerbsleben treten. Voraussetzung dafür ist, daß 
die ausländischen Kinder von ihren Eltern rechtzei- 
tig hierher nachgeholt werden, damit sie das deut- 
sche Schulsystem möglichst voll durchlaufen kön- 
nen. Die Bundesregierung appelliert deshalb an die 
ausländischen Eltern, die Notwendigkeit eines 
rechtzeitigen Kindernachzuges einzusehen. 

In der Vergangenheit sind die Ausländerkinder 
vielfach zu spät in die Bundesrepublik Deutschland 
gekommen. Die Bemühungen der Bundesregierung 
und der Bundesanstalt für Arbeit sind deshalb dar- 
auf ausgerichtet, jungen Ausländern mit Sprach- 
und Bildungsdefiziten beim Eintritt in das Arbeits- 
leben mit einem in den letzten Jahren ausgebauten 
Förderangebot zu helfen. Dieses besteht aus Inten- 
sivsprachkursen vor allem für spät eingereiste Ju- 
gendliche, allgemeinen Sprachkursen, Berufsvorbe- 
reitungsmaßnahmen und der Berufsausbildung im 
Rahmen des Programmes für benachteiligte Ju- 
gendliche. Insgesamt dürften derzeit rund 60 000 
junge Ausländer an derartigen Maßnahmen partizi- 
pieren. Hinzu kommen diejenigen jungen Auslän- 
der, die an den schulischen Berufsvorbereitungsan- 
geboten und den Kursen zum Nachholen des 
Hauptschulabschlusses im Verantwortungsbereich 
der Länder teilhaben. Erwachsene ausländische Ar- 
beitslose sollten verstärkt die von der Bundesan- 
stalt für Arbeit angebotenen Fortbildungs- und Um- 
schulungsmaßnahmen nach dem AFG nutzen, um 
ihre Wiederbeschäftigungs-Chancen zu verbessern. 
Zur Zeit wird geprüft, wie ihnen dabei Hilfestellung 
geleistet werden kann. 


12. Wie beurteilt die Bundesregierung die soziale 
Lage ausländischer Studenten (hier: insbeson- 
dere iranischer Studenten), die infolge der 
Einstellung von Überweisungen aus ihrem Her- 
kunftsland in materielle Not geraten? 

Kommt auch in derartigen Fällen (und wie häu- 
fig) der bereits zitierte § 10 Abs. 1 Satz 10 des 


Ausländergesetzes in der Weise zur Anwen- 
dung, daß der Aufenthalt der betroffenen aus- 
ländischen Studenten in der Bundesrepublik 
Deutschland beendet wird? 

In wie vielen Fällen sind aufenthaltsbeendende 
Maßnahmen eingeleitet worden? 

Die verschlechterte finanzielle Situation in einigen 
Ländern der Dritten Welt, politische Veränderun- 
gen und gewaltsame Auseinandersetzungen sowie 
devisenrechtliche Bestimmungen der Heimatländer 
ausländischer Studenten sind Gründe dafür, daß es 
immer wieder für eine Reihe ausländischer Studen- 
ten während des Studiums zumindest vorüberge- 
hend zu Finanzierungsschwierigkeiten kommt. 
Ferner sind die Arbeitsmöglichkeiten zur Teilfinan- 
zierung des Studiums wegen der schwieriger ge- 
wordenen Arbeitsmarktlage in der Bundesrepublik 
Deutschland besonders für ausländische Studenten 
stark eingeschränkt. 

Eine Umfrage der Bundesregierung bei den Län- 
dern läßt erkennen, daß auch die Länder erhebliche 
Probleme sehen und die in den Ländern und Ge- 
meinden sowie bei kirchlichen Einrichtungen und 
sonstigen privaten Initiativen bestehenden Hilfs- 
möglichkeiten weder der Struktur noch der Aus- 
stattung nach ausreichen. Die Bundesregierung 
hält daher Maßnahmen für notwendig, die darauf 
abzielen, bei plötzlich auftretenden finanziellen 
Problemen rasch und flexibel zu helfen. Die Bun- 
desregierung weist in diesem Zusammenhang auf 
ihre Antwort auf die Große Anfrage „Situation und 
Perspektiven des Studiums ausländischer Studie- 
render in der Bundesrepublik Deutschland“, BT- 
Drucksache 10/5171, hin. Sie appelliert an die Län- 
der, durch entsprechende finanzielle und soziale 
Maßnahmen dazu beizutragen, die soziale Lage 
ausländischer Studenten zu verbessern. 

Der Deutsche Bundestag hat am 27. November 1985 
für das Haushaltsjahr 1986 einen Leertitel im Haus- 
halt des Bundesministeriums für Bildung und Wis- 
senschaft eingerichtet. Bei Verabschiedung des 
Entwurfes des Bundeshaushalts 1987 am l.Juli 
1986 hat die Bundesregierung ebenfalls einen Leer- 
titel beschlossen, über den nunmehr in weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu entscheiden ist. 

Zwar sind die ausländerrechtlichen Bestimmungen 
einschließlich des § 10 Abs. 1 Nr. 10 AuslG auch auf 
ausländische Studenten anzuwenden. Da ausländi- 
sche Studenten aber nach § 26 BSHG nur im Aus- 
nahmefall sozialhilfeberechtigt sind, wird sich die 
genannte Bestimmung in der Praxis kaum auswir- 
ken. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund 
der von der Bundesregierung betonten Notwendig- 
keit, Hilfsmöglichkeiten für ausländische Studen- 
ten, die unverschuldet in eine finanzielle Notlage 
geraten sind, zu schaffen. 

Gegen iranische Studenten, die ihren Lebensunter- 
halt wegen des Verbots des Devisentransfers ohne 
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit und/oder ohne 
Inanspruchnahme von Sozialhilfe nicht bestreiten 
können, werden nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung aufenthaltsbeendende Maßnahmen nach § 10 
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Abs. 1 Nr. 10 AuslG in aller Regel nicht ergriffen. 
Die für die Durchführung des Ausländergesetzes 
und der weiteren ausländerrechtlichen Bestimmun- 
gen zuständigen Länder (Artikel 83 GG) gestatten 
dem betroffenen Personenkreis in Absprache mit 
den Hochschulen die Aufnahme einer unselbständi- 
gen Erwerb Stätigkeit in gewissem Umfange, soweit 
das Studium dadurch nicht unverhältnismäßig ver- 
zögert oder beeinträchtigt wird. 

Angaben darüber, ob von den örtlich zuständigen 
Ausländerbehörden gegen solche Personen gleich- 
wohl in Einzelfällen aufenthaltsbeendende Maß- 
nahmen nach § 10 Abs. 1 Nr. 10 AuslG eingeleitet 
wurden, liegen nicht vor. 


13. Denkt die Bundesregierung daran, den § 10 
Abs. 1 Satz 10 des Ausländergesetzes ersatzlos 
zu streichen? 


Nein. 


14. Bei welcher Kombination der verschiedenen 
Formen von Arbeitserlaubnis (allgemeine Ar- 
beitserlaubnis, besondere befristete Arbeitser- 
laubnis, besondere unbefristete Arbeitserlaub- 
nis) und Aufenthaltsstatus (befristete, unbefri- 
stete Aufenthaltserlaubnis, Aufenthaltsberech- 
tigung) wird Arbeitslosenhilfe gewährt? 

Wie sieht die Weiterge Währung von Arbeitslo- 
senhilfe für den betroffenen ausländischen Ar- 
beitnehmer aus, wenn die Frist der Arbeitser- 
laubnis (je nach unterschiedlicher Kategorie 
der Arbeitserlaubnis) oder der Aiifenthaltser- 
laubnis (je nach unterschiedlicher Stufe der 
Aufenthaltserlaubnis) abgelaufen ist? 

Nach § 134 Abs. 1 Nr. 1 des Arbeitsförderungsgeset- 
zes (AFG) setzt der Anspruch auf Arbeitslosenhilfe 
unter anderem voraus, daß der arbeitslose ausländi- 
sche Arbeitnehmer eine Beschäftigung aufnehmen 
darf. Nach § 19 Abs. 1 AFG bedürfen ausländische 
Arbeitnehmer zur Ausübung einer Beschäftigung 
einer Arbeitserlaubnis. Der Eintritt von Arbeitslo- 
sigkeit bringt die Arbeitserlaubnis nicht zum Erlö- 
schen. Die Regelung des § 19 Abs. 1 AFG steht somit 
der Gewährung von Arbeitslosenhilfe nicht entge- 
gen, solange der ausländische Arbeitnehmer sich 
erlaubt im Bundesgebiet aufhält und im Besitz ei- 
ner gültigen Arbeitserlaubnis ist. Die Arbeitslosen- 
hilfe wird ausländischen Arbeitnehmern deshalb 
bei allen Kombinationen der verschiedenen For- 
men von Arbeitserlaubnis und Aufenthaltserlaub- 
nis gewährt, soweit die Arbeitnehmer die — auch 
für deutsche Staatsangehörige maßgebenden — üb- 
rigen gesetzlichen Anspruchsvoraussetzungen (z. B. 
Bedürftigkeit) erfüllen. Bei der zweiten im ersten 
Teil der Frage genannten Arbeitserlaubnis dürfte 
die besondere unbefristete Arbeitserlaubnis ge- 
meint sein. 

Für den Fall, daß die Geltungsdauer einer nur befri- 
stet erteilten Arbeits- oder Aufenthaltserlaubnis 
während des Bezuges von Arbeitslosenhilfe abläuft, 
gilt folgendes: 


Bei Ablauf der Aufenthaltserlaubnis erlischt die Ar- 
beitserlaubnis (§ 8 Abs. i der Arbeitseriaubnisver- 
ordnung — AEVO). Der Arbeitnehmer hat aber die 
Möglichkeit, die Aufenthaltserlaubnis verlängern 
zu lassen. Wird die Aufenthaltserlaubnis während 
der vorgesehenen Geltungsdauer der Arbeitser- 
laubnis verlängert, so gilt die Arbeitserlaubnis als 
nicht erloschen (§ 8 Abs. 2 AEVO). In diesem Falle 
hat der Arbeitslose weiterhin Anspruch auf Arbeits- 
losenhilfe. 

Besitzt der ausländische Arbeitnehmer keine gül- 
tige Arbeitserlaubnis, so ist nach der Rechtspre- 
chung des Bundessozialgerichts in jedem Einzelfall 
zu prüfen, ob der deutsche Arbeitsmarkt dem ar- 
beitslosen ausländischen Arbeitnehmer offen oder 
verschlossen ist. Der deutsche Arbeitsmarkt ist 
dem arbeitslosen ausländischen Arbeitnehmer erst 
dann verschlossen, wenn auch längere Vermitt- 
lungsbemühungen des Arbeitsamtes während einer 
Prüfungsfrist, die mindestens ein Jahr beträgt und 
mit der Arbeitslosmeldung beginnt, erfolglos ver- 
laufen sind. Läßt sich bei Ablauf der Prüfungsfrist 
absehen, daß der arbeitslose ausländische Arbeit- 
nehmer alsbald vermittelt werden kann, so verlän- 
gert sich die Prüfungsfrist um weitere drei Monate. 
Während der Prüfungsfrist steht dem ausländi- 
schen Arbeitnehmer auch ohne gültige Arbeitser- 
laubnis Arbeitslosenhilfe zu. 


15. Wie vereinbart die Bundesregierung die Ver- 
schärfung der Zugangsvoraussetzungen und die 
benachteiligte Stellung von Ausländern in der 
Sozialhilfe (hier: abgesenkter Regelsatz, Gewäh- 
rung in Form von Sachleistungen, Gemein- 
schaftsunterkünfte bei Asylbewerbern) mit der 
Menschenwürde der Betroffenen und dem Prin- 
zip der Universalität der Sozialhilfe? 

16. Wie hoch ist der durchschnittliche Sozialhilfe- 
betrag, den Asylbewerber seit 1980 erhalten ha- 
ben? Nach welchen Kriterien wird der Sozialhil- 
fesatz bei dieser Personengruppe berechnet? 

17. Wie bewertet die Bundesregierung das Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichtes (Bundesver- 
waltungsgericht 5 C 145.83 vom 14. März 1985), 
dem zufolge eine generelle Kürzung der Sozial- 
hilfe auf 80% des Regelsatzes für Asylbewerber 
nicht zulässig ist? 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesre- 
gierung aus diesem Urteil zu ziehen, insbeson- 
dere unter dem Aspekt, daß viele Städte und 
Gemeinden trotz Kenntnis des Bundesverwal- 
tungsgerichtsurteiles fortgesetzt hiergegen ver- 
stoßen? 

Teilt sie die Auffassung, daß der entsprechende 
Paragraph des BSHG (§ 120) gestrichen werden 
muß? 


Die Fragen 15, 16 und 17 werden zusammen beant- 
wortet. 

§ 120 Abs. 2 BSHG beschränkt nur die Rechtsan- 
sprüche von Asylbewerbern und zur Ausreise ver- 
pflichteten Ausländern, nicht von anderen Auslän- 
dern einschließlich der Asylberechtigten. 
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Die Bundesregierung bekennt sich dazu, politisch 
Verfolgten Asylrecht zu gewähren. Sie tut das in 
ihren Kräften Stehende, um die Asylverfahren im 
Interesse der wirklich politisch Verfolgten zu be- 
schleunigen. Asylberechtigte erhalten die gleichen 
Leistungen der Sozialhilfe wie Deutsche. 

Die Bundesregierung sieht dagegen für die Bundes- 
republik Deutschland weder eine Verpflichtung 
noch eine Möglichkeit, als einziger Staat der Welt 
jeden anderen Ausländer, der weder politisch ver- 
folgt ist noch bisher irgendeine Beziehung zur Bun- 
desrepublik Deutschland hatte, hier aufzunehmen, 
ihm auch dann, wenn sein Asylantrag unanfechtbar 
abgelehnt wird, aus humanitären Gründen einen 
dauernden Aufenthalt im Bundesgebiet zu gestat- 
ten und seinen Lebensunterhalt aus öffentlichen 
Mitteln und in gleicher Höhe wie den Lebensunter- 
halt von Deutschen und hier berechtigt lebenden 
Ausländern zu decken. In der Bundesrepublik 
Deutschland leben rund 670 000 ausländische 
Flüchtlinge mit oder ohne Flüchtlingsstatus. Ein er- 
heblicher Teil dieser Flüchtlinge und der wohl über- 
wiegende Teil der in der jüngeren Zeit in die Bun- 
desrepublik Deutschland gekommenen Asylbewer- 
ber bestreitet den Lebensunterhalt aus öffentlichen 
Mitteln. Die Kosten hierfür dürften sich jährlich 
auf rund 2,5 Mrd. DM belaufen und im Jahre 1986 
auf mindestens 2,7 bis 2,8 Mrd. DM steigen. 

Unter den Asylbewerbern überwiegt in hohem 
Maße nach wie vor der Anteil derjenigen, deren 
Asylanträge nicht die verfassungsrechtlichen Vor- 
aussetzungen erfüllen und nicht anerkannt werden 
können. Von diesen Asylbewerbern, die eine ge- 
ringe Aussicht auf Anerkennung haben, bemühen 
sich nicht wenige darum, die Durchführung des 
Asylverfahrens zu verzögern, z. B. Ausweispapiere 
und andere Unterlagen zu vernichten, Termine 
nicht wahrzunehmen und Tatsachenbehauptungen 
nicht bei der Antragstellung, sondern abgestuft zu 
späteren Zeitpunkten — auch in den verschiedenen 
Rechtszügen — vorzutragen, um den Aufenthalt in 
der Bundesrepublik Deutschland zu verlängern. So 
verfahren sie auch, weil ihnen bekannt ist, daß die 
Wahrscheinlichkeit aufenthaltsbeendender Maß- 
nahmen nach unanfechtbarer Ablehnung des Asyl- 
verfahrens um so geringer ist, je länger der Aufent- 
halt in der Bundesrepublik Deutschland gedauert 
hat. 

Die Bundesregierung ist in Berücksichtigung dieser 
Gesamtsituation der Auffassung, daß von der Be- 
messung der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem 
Bundessozialhilfegesetz für Asylbewerber kein An- 
reiz auf Ausländer, die politisch nicht verfolgt sind, 
ausgehen sollte, in die Bundesrepublik Deutschland 
einzureisen, hier Asyl zu beantragen und sich dau- 
ernd oder möglichst lange hier aufzuhalten. 

Die Möglichkeit des § 120 Abs. 2 BSHG, im Wege 
des Ermessens unter Berücksichtigung der Beson- 
derheiten des Einzelfalls die Hilfe auf das zum Le- 
bensunterhalt Unerläßliche einzuschränken und 
sie, soweit dies möglich ist, in Form von Sachlei- 
stungen zu gewähren, wozu auch die Unterbringung 
in Gemeinschaftsunterkünften zu rechnen ist, ver- 


stößt in dieser rechtlichen Ausgestaltung weder ge- 
gen die Menschenwürde noch gegen allgemeine 
Grundprinzipien der Sozialhilfe (siehe auch Bun- 
desverwaltungsgericht, Urteil vom 14. März 1985, 
FEVS 1985, Seite 221 ff.). Unklar bleibt, was in der 
Frage 15 mit dem „Prinzip der Universalität“ der 
Sozialhilfe gemeint ist. 

Erkenntnisse über den Aufwand der Sozialhilfe pro 
Asylbewerber seit 1980 liegen der Bundesregierung 
nicht vor; eine entsprechende Statistik gibt es 
nicht. 

Nach einer für das Jahr 1984 angestellten Erhebung 
betrug der Aufwand für die sozialhilfebedürftigen 
Asylbewerber ca. 10 000 DM im Jahr. Im Land Hes- 
sen liegt er zur Zeit bei jährlich ca. 14 500 DM. 

Nach der zitierten Entscheidung des Bundesverwal- 
tungsgerichts kann die Hilfe zum Lebensunterhalt 
nur unter Berücksichtigung der besonderen Um- 
stände im Einzelfall eingeschränkt werden. Eine 
pauschale, nur mit dem Hinweis auf das Asylgesuch 
begründete Kürzung der Hilfe stünde mit dem Indi- 
vidualisierungsgrundsatz in der Sozialhilfe nicht im 
Einklang. 

Die Träger der Sozialhilfe müssen das zitierte Ur- 
teil des Bundesverwaltungsgerichts beachten. Es ist 
Sache der zuständigen Behörden in den Ländern, 
eine von dieser Rechtslage etwa abweichende Ver- 
waltungspraxis im Wege der Rechtsaufsicht abzu- 
stellen. Soweit der Bundesregierung bekannt ist, 
haben die Behörden in den Ländern ihre Richtli- 
nien den rechtlichen Anforderungen angepaßt. Im 
Rahmen der Einzelfallprüfung sollen u. a. beachtet 
werden: Ernährungs- und Verbrauchergewohnhei- 
ten sowie Lebensstandard im Herkunftsland, Ge- 
sundheitszustand und Familienverhältnisse des 
Hilfesuchenden, Aufenthaltsdauer und Anpassung 
an die Lebensgewohnheiten im Bundesgebiet. Un- 
ter Berücksichtigung der individuellen Lebenssi- 
tuation wird mangels Integration des Asylsuchen- 
den in das hiesige soziale und kulturelle Leben häu- 
fig eine Kürzung der Hilfe zum Lebensunterhalt 
zulässig sein, weil für verschiedene, im Warenkorb 
vorgesehene Positionen kein Bedarf besteht (z. B. 
Vereinsbeiträge, Überweisungskosten). Für einen 
fortgesetzten Verstoß vieler Städte und Gemeinden 
gegen § 120 Abs. 2 BSHG in der Auslegung durch 
das Bundesverwaltungsgericht liegen der Bundes- 
regierung keine Anhaltspunkte vor. 

Die Bundesregierung sieht keine Veranlassung, die 
Aufhebung des § 120 BSHG oder dessen Absatz 2 
vorzuschlagen. 


18. Ist die Bundesregierung bereit, durch Zuwei- 
sung entsprechender Finanzmittel an die Kom- 
munen den Sozialhilfesatz der Asylanten umge- 
hend auf das Leistungsniveau für Inländer auf- 
zustocken? 

Nein. 

Die Bundesregierung beabsichtigt aus den in der 

Antwort auf die Fragen 11.15 bis 17 genannten 
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Gründen nicht, eine Anhebung der Sozialhilfe sätze 
für Asylbewerber zu unterstützen. 

Im übrigen trifft es nicht zu, daß das Leistungsni- 
veau der Sozialhilfe für Asylbewerber allgemein ge- 
ringer ist als für Inländer und für die in § 120 Abs. 2 
BSHG nicht genannten Ausländer (vgl. im einzel- 
nen die Antwort auf die Fragen 11.15 bis 17). 

Zusätzlich ist darauf hinzuweisen, daß verfassungs- 
rechtlich (außerhalb des Sonderlastenausgleichs 
nach Artikel 106 Abs. 8 GG) für unmittelbare Zuwei- 
sungen des Bundes an Kommunen kein Raum ist. 


19. Wie rechtfertigt die Bundesregierung andern- 
falls das gleichzeitig für Asylbewerber geltende 
Arbeitsverbot (Aufnahme einer regulären Er- 
werbsarbeit)? Werden Asylbewerber hier nicht 
bewußt in sozialer Armut gehalten? 

Asylbewerber sind nicht durchgängig vom Arbeits- 
marktzugang ausgeschlossen. Nach der gegenwärti- 
gen Rechtslage kann ihnen nach zweijährigem Auf- 
enthalt ab Stellung des Antrages auf Anerkennung 
als Asylberechtigte eine Arbeitserlaubnis erteilt 
werden, wenn dadurch die Beschäftigungsmöglich- 
keiten für deutsche Arbeitnehmer und gleichge- 
stellte Ausländer nicht beeinträchtigt werden. Mit 
der Anerkennung als Asylberechtigter entsteht los- 
gelöst von der Aufenthaltsdauer ein von der Ar- 
beitsmarktlage unabhängiger Rechtsanspruch auf 
die Arbeitserlaubnis. 

Die Wartezeit für Asylbewerber ist 1980 eingeführt 
worden, um der massierten Einreise von Personen 
entgegenzuwirken, die die Voraussetzungen für 
eine Anerkennung als Asylberechtigte nicht erfül- 
len. Wie das Bundesverfassungsgericht in seinem 
Beschluß vom 7. Juli 1983 — 2 BvR 999/83 — hervor- 
gehoben hat, kam die Möglichkeit einer Arbeitsauf- 
nahme als einer der Anreize in Betracht, der zu 
einer sprunghaft erhöhten Zahl letztlich nicht be- 
gründeter Asylanträge geführt hat. Diesem Ge- 
sichtspunkt kommt gerade in der gegenwärtigen Si- 
tuation, die durch einen erneuten starken Zustrom 
von Asylbewerbern und einen hohen Anteil abge- 
lehnter Asylanträge gekennzeichnet ist, besondere 
Bedeutung zu. 


20. In welchem Umfang werden Asylbewerber in 
den Kommunen zu sogenannter gemeinnütziger 
Arbeit herangezogen? 

In wie vielen Fällen wurden Asylbewerbern, die 
sich weigerten, unzumutbare „gemeinnützige 
Arbeiten“ in den Kommunen zu übernehmen, 
die Sozialhilfebezüge gekürzt? 

Hält die Bundesregierung ein solches Vorgehen 
für vertretbar? 


Zahlen über die Heranziehung von Asylbewerbern 
zu gemeinnützigen Arbeiten sind lediglich aus den 
Stadtstaaten Berlin und Bremen bekannt. 


Es gibt auch keine Daten über Anzahl und Umfang 
von Leistungskürzungen, die deshalb erfolgten, weil 
Asylbewerber sich weigerten, derartige Arbeiten zu 
übernehmen. 

Die Anwendung des § 25 Abs. 1 BSHG im Falle des 
§ 19 Abs. 2 BSHG setzt voraus, daß die angebotene 
Arbeitsgelegenheit gemeinnützig und zusätzlich ist 
und dem Hilfesuchenden nach seinen individuellen 
Lebensumständen zugemutet werden kann (§ 18 
Abs. 3 BSHG). Das Bundesverwaltungsgericht hat 
in seiner Entscheidung vom 13. Oktober 1983 NDV 
1984, S. 93, die Heranziehung von Asylbewerbern 
für zulässig erklärt. Es hat Zulässigkeitsvorausset- 
zungen für die Heranziehung und den Heranzie- 
hungsbescheid genannt, die die ausführenden Be- 
hörden zu beachten haben. 

Eine Praxis in Beachtung dieser Grundsätze hält 
die Bundesregierung für sachgerecht. 


21. Wie bewertet die Bundesregierung die gerade 
bei Asylbewerbern häufig praktizierte Sachlei- 
stung (statt Geldleistung)? 

Sieht die Bundesregierung hierin nicht eine 
empfindliche Einschränkung der Entfaltungs- 
freiheit für diese Personengruppen? 

Gedenkt die Bundesregierung im Rahmen der 
Innen- und Sozialministerkonferenz der Länder 
oder durch eine entsprechende Änderung des 
BSHG darauf hinzuwirken, daß die Sozialhilfe 
in Form von Geldleistungen und nicht in Sach- 
leistungen zu erbringen sei? 

§ 120 Abs. 2 Satz 3 BSHG schreibt vor, daß Asylsu- 
chenden und zur Ausreise verpflichteten Auslän- 
dern die Sozialhilfe, soweit möglich, als Sachlei- 
stung gewährt werden soll. Die zitierte Praxis ent- 
spricht den Vorstellungen des Gesetzgebers, der 
eine zweckwidrige Verwendung von Sozialhilfemit- 
teln weitgehend ausschalten wollte (siehe Antwort 
auf die Fragen 15 bis 17). 

Die Gewährung der Hilfe in Form von Sachleistun- 
gen ist auch sonst dem Sozialhilferecht nicht fremd 
(§ 8 Abs. 1 BSHG). Daß Sachleistungen die Gestal- 
tungsfreiheit im Bereich der Bedarfsdeckung in ge- 
wissem Umfange einschränken, muß angesichts der 
dargestellten Zielsetzung hingenommen werden. 
Hierbei ist auch zu beachten, daß die genannten 
Personen Barbeträge zur persönlichen Verfügung 
erhalten, über die sie frei disponieren können. 

An der gesetzlichen Regelung wird festgehalten. 


22. Der Deutsche Städtetag erhebt die Forderung, 
die Sicherstellung des Lebensunterhaltes für 
Asylbewerber im Rahmen des Ausländerrech- 
tes eigenständig zu regeln. Damit würden die 
Bestimmungen des BSHG auf Asylbewerber 
nicht mehr anzuwenden sein. 

Plant die Bundesregierung eine entsprechende 
Gesetzesänderung? 

Nein. 
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IIL Finanzierung der Sozialhilfe und Gewährungs- 
praxis 

1. Wie haben sich die kommunalen Finanzeinnah- 
men seit Mitte der 70er Jahre entwickelt? 

Wie hoch beziffern sich die Ausfälle bei den kom- 
munalen Finanzen pro Jahr, die sich aus dem 
Wegfall bzw. der Senkung von originären kom- 


munalen Steuern und/oder durch Veränderun- 
gen bei den Finanzzuweisungen durch Länder 
ergeben haben? 

Die Gesamteinnahmen der Kommunen sowie die 
Steuereinnahmen und die staatlichen Zuweisungen 
(laufende und investive Zuweisungen) als bedeu- 
tendste Einnahmearten haben sich seit 1975 wie 
folgt entwickelt: 


Einnahmen der Gemeinden (GV) seit 1975 1) 



Einnahmen insgesamt^) 

darunter: Steuern 

Staatliche Zuweisungen 

Jahr 

Mrd. DM 

Veränderung 
in % 

Mrd. DM 

Veränderung 
in % 

Mrd. DM 

Veränderung 
in % 

1975 

92,0 

H- 5,0 

30,3 

-h 2,5 

28,5 

-f 6,9 

1976 

100,4 

-f 9fl 

33,9 

+ 12,1 

28,7 

+ 0,8 

1977 

107,4 

+ 6,6 

38,1 

+ 12,4 

29,6 

+ 2,8 

1978 

116,6 

H- 8,9 

39,8 

+ 4,3 

33,8 

+ 14,2 

1979 

124,9 

+ 7,4 

41,2 

+ 3,6 

37,6 

+ 11,5 

1980 

139,8 

^11,9 

47,3 

+ 15,0 

41.1 

+ 9,3 

1981 

142,0 

-f 1,6 

46,1 

- 2,7 

41,4 

+ 0,5 

1982 

145,8 

+ 2,7 

47,0 

+ 1,9 

41,5 

+ 0,4 

1983 

150,3 

-f 3,1 

49,4 

+ 5,1 

40,1 

- 3,4 

1984 

155,9 

-f 3,7 

52,7 

-h 6,6 

41,7 

+ 4,0 

1985 

163,5 

H- 4,9 

56,4 

H- 7,0 

43,6 

+ 4,6 


Zahlenangaben aus Finanzbericht 1986. 
2) Ohne besondere Finanzierungsvorgänge. 


Kommunale Steuerausfälle aufgrund bundesgesetz- 
licher Maßnahmen sind vom Bund gemeinsam mit 
den Ländern teils ausgeglichen worden (so bei der 
Halbierung der Hinzurechnungsvorschriften bei 
der Gewerbesteuer im Rahmen des Haushaltsbe- 
gleitgesetzes 1983), wurden teils sogar überkompen- 
siert (so beim Lohnsummensteuerausgleich 1980) 
oder sie fanden Berücksichtigung bei der Erhöhung 
des Umsatzsteueranteils der Länder, an der die Ge- 
meinden entsprechend der jeweiligen Verbund- 
quote im kommunalen Finanzausgleich teilhaben 
(so bei der Umsatzsteuerverteilung 1977, 1984 und 
1985), Hinsichtlich der wiederholt erfolgten Sen- 
kung der Lohn- und Einkommensteuer ist auch auf 
der kommunalen Ebene unbestritten, daß Städte 
und Gemeinden im Grundsatz die Rückgabe pro- 
gressionsbedingter Steuererhöhungen an die Ein- 
kommensteuerpflichten entsprechend ihrem Anteil 
an der Lohn- und Einkommensteuer mittragen. 

Eine Kumulierung der kommunalen Ausfälle durch 
Steuersenkungen einschließlich der zugehörigen 
Ausgleichsmeißnahmen ist wegen der unterschiedli- 
chen Referenzperioden für die finanzielle Wirksam- 
keit der einzelnen Meißnahmen nicht sinnvoll. 

Hinter der Gesamtentwicklung der Zuweisungen 
der Länder stehen differenzierte Einzelentwicklun- 
gen innerhalb der verschiedenartigen kommunalen 
Finanzsysteme. Sie sind Ausdruck des jeweiligen 
Innenverhältnisses eines Landes zu seinen Ge- 


meinden und entziehen sich aus verfassungsrechtli- 
chen Gründen einer Beurteilung durch die Bundes- 
regierung. 

2. Wie haben sich die Kürzungen der Sozialleistun- 
gen durch den Bund seit der Operation ’82 auf die 
kommunale Haushalte ausgewirkt? 

In welchem Umfang sind Mehrbelastungen bei 
der kommunalen Sozialhilfe zu verzeichnen: 

— Leistungseinschränkungen im Rentenrecht 
(insbesondere die Neuregelung von Erwerbs- 
und Berufsunfähigkeitsrenten), 

— Verlangsamung der Rentenentwicklung, die 
hinter der Preisentwicklung zurückgeblieben 
ist, 

— Leistungseinschränkungen und Verschärfun- 
gen der Bezugsbedingungen im Rahmen des 
AFG, 

— Wegfall des Kinderzuschusses für Rentner/ 
innen und Kürzungen beim Kindergeld 
(1983)? 

Zu den positiven Auswirkungen der Konsolidie- 
rungspolitik der Bundesregierung auf die Situation 
der kommunalen Haushalte wird auf die Ausfüh- 
rungen in den Vorbemerkungen unter 6. hingewie- 
sen. 

Die Bundesregierung hat die direkten finanziellen 
Auswirkungen der einzelnen Haushaltsbegleitge- 
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setze, die zur Umsetzung der Konsolidierungspoli- 
tik auch Kürzungen von Sozialleistungen beinhal- 
ten, auf die öffentlichen Haushaltsebenen jeweils 
veröffentlicht. 

In der Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage zur Lage der Städte, Gemeinden und 
Kreise vom 25. Mai 1984 (BT-Drucksache 10/1502) 
wurden die finanziell entlastenden Auswirkungen 
aller Haushaltsbegleitgesetze auf die kommunalen 
Haushalte nochmals im Zusammenhang darge- 
stellt. Dabei wurde auch darauf hingewiesen, daß 
sowohl die Haushaltsbegleitgesetze als auch die Än- 
derungen anderer in der Frage angesprochenen 
Transfergesetze im Verantwortungsbereich des 
Bundes sowohl positive wie negative indirekte fi- 
nanzielle Auswirkungen auf die kommunalen 
Haushalte im Bereich der Sozialaufwendungen ha- 
ben. Aufgrund der vorhandenen statistischen Un- 
terlagen ist jedoch eine auch nur ungefähre Ge- 
samtschätzung dieser finanziellen Be- und Entla- 
stungen nicht möglich. Auch die kommunalen Spit- 
zenverbände sind nicht in der Lage, detaillierte Be- 
rechnungen vorzulegen. 

Lediglich in Einzelfällen können die finanziellen 
Auswirkungen derartiger Rechtsänderungen auf 
die Sozialhilfe größenordnungsmäßig ermittelt wer- 
den, so z. B. bei der Novellierung des Berufsausbil- 
dungsförderungsgesetzes, den Wohngeldnovellen 
oder bei finanziell entlastenden Eingriffen in das 
Sozialhilferecht selbst. 

Zur Beurteilung der finanziellen Gesamtwirkungen 
von Kürzungen von Sozialleistungen auf die Sozial- 
hilfe kann hilfsweise die kommunale Finanzstati- 
stik herangezogen werden. Danach ist die Dynamik 
der kommunalen Sozialaufwendungen, die neben 
Ausgaben für Jugendhilfe, Kindergeld oder Kriegs- 
opfer zu rund drei Viertel durch die bei Ausführung 
des Bundessozialhilfegesetzes entstehenden Ko- 
sten bestimmt werden, 1983/1984 unterbrochen wor- 
den. Erhöhten sich die Bruttoausgaben der Gemein- 
den für sogenannte „Renten und Unterstützungen“ 
in 1982 noch um 9%, so wurde die Zuwachsrate in 

1983 auf nur noch 4,2% gedrosselt und verharrte in 

1984 mit 5,2% auf einem Niveau, das seit 1970/1971 
nicht mehr realisiert wurde. Deshalb ist die An- 
nahme gerechtfertigt, daß bundesgesetzliche Maß- 
nahmen die Bemühungen der Kommunen um eine 
Eindämmung ihrer Sozialaufwendungen im Ergeb- 
nis unterstützt haben. Das wieder sprunghafte An- 
steigen des kommunalen Sozialaufwandes im Jahre 

1985 um 10,8% ist wesentlich darauf zurückzufüh- 
ren, daß die Regelsätze in der Sozialhilfe zum 1. Juli 
1985 um durchschnittlich 8% erhöht worden sind, 
nachdem die Begrenzung des Regelsatzanstieges 
durch das Haushaltsbegleitgesetz 1984 aufgehoben 
worden war. Die Bundesregierung erleichtert die- 
sen notwendigen Anpassungsprozeß durch ver- 
schiedene, die Sozialhilfe finanziell entlastende 
Maßnahmen (Wiedereinführung des Kindergeldes 
für arbeitslose Jugendliche, Einführung des Kinder- 
geldzuschlages für Einkommensschwächere, Ver- 
besserungen beim Wohngeld und bei Arbeitslosen- 
geld und -hilfe). 


3. Warum sind die Folgen der nun schon seit über 
zehn Jahren anhaltenden Massenerwerbslosig- 
keit überhaupt nicht oder nur in einzelnen Bun- 
desländern (und auch da nur unzureichend) in 
den allgemeinen Finanzausgleich zwischen Bund 
und Ländern sowie zwischen Ländern und Kom- 
munen einbezogen? 

Weiche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung — ggf. über den Bundesrat — zu ergreifen, 
um hier Abhilfe zu schaffen? 


Das System des kommunalen Finanzausgleichs, für 
das nach dem Grundgesetz die Länder zuständig 
sind, ist so angelegt, daß eine durch Arbeitslosigkeit 
verursachte Verminderung des Aufkommens bei 
der Einkommen- und der Gewerbesteuer über die 
Verminderung der Steuerkraft der Gemeinde zu ei- 
ner Erhöhung der Schlüsselzuweisungen an die 
betroffenen Gemeinden/Landkreise führt. Bela- 
stungsunterschiede werden insoweit interkommu- 
nal über die Schlüsselzuweisungen ausgeglichen. 

Darüber hinaus gewähren die Länder den Gemein- 
den/Landkreisen mit überdurchschnittlich hoher 
Arbeitslosigkeit nach dem Grad ihrer Betroffenheit 
zusätzliche Unterstützung. Die Bandbreite der da- 
bei von den Ländern gewählten Maßnahmen er- 
streckt sich auf einen Sonderlastenausgleich für die 
aus überdurchschnittlicher Arbeitslosigkeit er- 
wachsenden Sozialhilfebelastungen innerhalb des 
Systems des kommunalen Finanzausgleichs, Zu- 
schläge bei der Bewilligung von Investitionshilfen 
oder ergänzende individuelle Bedarfszuweisungen. 
Nach Auffassung der Länder kann danach von ei- 
ner unzureichenden Erfassung der durch Arbeits- 
losigkeit begründeten kommunalen Belastungen 
nicht gesprochen werden. Arbeitslosigkeit und ihre 
Folgen sind im übrigen kein spezifisches Problem 
der kommunalen Finanzausstattung. Die Auswir- 
kungen treffen Bund, Länder und Kommunen ge- 
meinsam, wobei der Bundeshaushalt sogar am 
stärksten belastet wird. Zu diesen Lasten zählen 
Steuerausfälle, Arbeitslosenhilfe, Investitionshilfen 
und Strukturförderungsmaßnahmen ebenso wie 
steigender Sozialhilfeaufwand. 

Beim vertikalen Finanzausgleich zwischen Bund 
und Ländern sind nach Artikel 106 Abs. 3 GG die 
Anteile von Bund und Ländern an der Umsatz- 
steuer so festzusetzen, daß das Verhältnis der lau- 
fenden Einnahmen und der notwendigen Ausgaben 
beim Bund einerseits und den Ländern anderer- 
seits auf Dauer etwa gleich ist. Die Einnahmen und 
Ausgaben der Kommunen werden bei den Ländern 
miterfaßt. In dieser Deckungsquotenberechnung 
zur Festlegung des Beteiligungsverhältnisses an 
der Umsatzsteuer schlagen sich auch etwaige als 
Folge von Erwerbslosigkeit eintretende Einnahme- 
minderungen und Ausgabesteigerungen bei Bund, 
Ländern und Gemeinden nieder. Steuerausfälle 
aufgrund einer Minderung der Wirtschaftskraft 
werden bei unterschiedlicher Betroffenheit der ein- 
zelnen Länder auch durch das System des Länderfi- 
nanzausgleichs abgemildert. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, in die be- 
währten Finanzausgleichssysteme einzugreifen. 
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4. Eine weitere starke Belastung der kommunalen 
Sozialfinanzen stellt die derzeitige Absicherung 
des Risikos der „Pflegebedürftigkeit“ im Rahmen 
des Bundessozialhilfegesetzes dar. Vermochten 
die örtlichen und überörtlichen Sozialhilfeträger 
dieses Risiko in Phasen kräftiger Steuerzu- 
wachsraten noch zu tragen, so wird nun — auch 
im Hinblick auf die demographische Entwick- 
lung — eine Neuregelung dringender denn je. 

a) Welche Schritte hat die Bundesregierung bis- 
lang unternommen, um die Bewältigung des 
allgemeinen Risikos der Pflegebedürftigkeit 
neu zu regeln? 

b) Ist die Bundesregierung bereit, zur Entlastung 
der örtlichen und überörtlichen Sozialetats 
dem von der Bundestagsfraktion DIE GRÜ- 
NEN im Dezember 1984 eingebr achten Ge- 
setzentwurf zur Finanzierung einer besseren 
Pflege zuzustimmen? 

c) Welchen anderen Modellen stimmt sie zu? 

Die Bundesregierung ist sich der Belastungen be- 
wußt, die örtlichen und überörtlichen Trägern der 
Sozialhilfe durch Kosten der Hilfe zur Pflege er- 
wachsen sind. 

Der Sozialhilfeaufwand für Hilfe zur Pflege ist in 
der Zeit von 1970 bis 1984 um das Fünffache gestie- 
gen, während sich die Zahl der Hilfeempfänger im 
gleichen Zeitraum um 76,5 % erhöhte. Im Jahre 1984 
standen 248 000 Heimpflegefälle 211 000 Personen 
gegenüber, die Hilfe zur häuslichen Pflege, in der 
Mehrzahl ein pauschaliertes Pflegegeld, erhielten. 
Für die Heimpflegefälle betrug der Brutto-Sozialhil- 
feaufwand im Jahre 1984 5,847 Mrd. DM ( = 88%), 
für Hilfe zur häuslichen Pflege 789 Mio. DM 
( = 12 %). Insgesamt machten die Ausgaben für Hilfe 
zur Pflege rund 35% des gesamten Sozialhilfeauf- 
wandes aus. Auch in den Jahren zuvor lag der An- 
teil der Ausgaben für die Hilfe zur Pflege regelmä- 
ßig bei gut einem Drittel der Gesamtausgaben der 
Sozialhilfe. Die jährliche Steigerungsrate betrug zu- 
letzt (1984/1983) 3,9 %. Die Zahl der Hilfeempfänger 
zeigt dagegen in den letzten statistisch erfaßten 
Jahren eine leicht abnehmende Tendenz, obwohl 
aufgrund der demographischen Entwicklungen 
schon heute mehr ältere Menschen leben, als dies 
noch im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung in den 
60er Jahren der Fall war. 


Zu Frage a) 

Die Bundesregierung sieht, daß das gegenwärtige 
System der Versorgung und Sicherung Pflegebe- 
dürftiger der Verbesserung bedarf. Insbesondere 
wegen des hohen finanziellen Aufwandes umfas- 
sender Lösungen hat sich die Bundesregierung 
schon im Jahre 1984 in ihrem Bericht zu Fragen der 
Pflegebedürftigkeit (BT-Drucksache 10/1943) nicht 
für eine sogenannte große Lösung, sondern für ein 
schrittweises Vorgehen ausgesprochen und ein 
Bündel von Maßnahmen zur Verbesserung der 
häuslichen Pflege angekündigt. Von diesen Maß- 
nahmen sind bereits wichtige Verbesserungen im 
Wohnungswesen in Kraft, durch die das Zusam- 
menleben mehrerer Generationen unter einem 


Dach gefördert wird. Anfang Juni hat die Bundesre- 
gierung den Entwurf eines Gesetzes zur Verbesse- 
rung der Leistungen bei Schwer stpflegebedürf tig- 
keit beschlossen (BR-Drucksache 270/86) und damit 
ihre weitere im Pflegebericht gegebene Zusage hin- 
sichtlich Leistungsverbesserungen in der gesetzli- 
chen Krankenversicherung eingelöst. 

Ziel des Gesetzes ist es, dem dringendsten Bedarf 
an Pflegeleistungen im Bereich der häuslichen 
Krankenpflege gerecht zu werden. Im einzelnen ist 
vorgesehen, daß die Krankenkassen Schwerst- 
pflegebedürftigen, die voraussichtlich längere Zeit 
krank sind, ergänzende Leistungen in Form von 
25 Pflegeeinsätzen pro Monat erbringen (Grund- 
pflege, Behandlungspflege, hauswirtschaftliche Ver- 
sorgung) und für Ersatz sorgen, wenn die familiäre 
Pflege vorübergehend nicht gesichert werden kann. 
Außerdem werden die Leistungen der medizini- 
schen Rehabilitation intensiviert. Für alle Kranken, 
die nicht schwerstpflegebedürftig sind, bleibt der 
schon bisher bestehende Anspruch auf häusliche 
Krankenpflege unverändert. Das Gesetz soll am 
1. Januar 1988 in Kraft treten. 

Die vorgesehenen zusätzlichen Leistungen für 
Schwerstpflegebedürftige werden die gesetzliche 
Krankenversicherung voraussichtlich mit 2 Mrd. 
DM jährlich belasten. Die Belastungen sind unter 
dem Blickwinkel stabiler Beitragssätze nur zu ver- 
treten, wenn an anderer Stelle im Gesundheitswe- 
sen, vordringlich im Krankenhausbereich, ein Aus- 
gleich erwartet werden kann. Weitere zusätzliche 
Leistungen können die Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung nicht erbringen, weil ihre fi- 
nanzielle Leistungskraft überfordert und zugleich 
die Politik der Kostendämpfung im Gesundheitswe- 
sen gefährdet würde. 

Da der Gesetzentwurf der Bundesregierung gezielt 
nur Schwerstpflegebedürftige im häuslichen Be- 
reich unterstützen will, gibt er keine grundsätzliche 
Richtung für eine umfassende Lösung des Pflege- 
problems vor. Allerdings bleibt aus der Sicht der 
Bundesregierung auch die Finanzierung zusätzli- 
cher Maßnahmen weiterhin offen. 


Zu Frage b) 

Die Bundesregierung hält den Entwurf der Frak- 
tion DIE GRÜNEN für ein Bundespflegegesetz we- 
der von der inhaltlichen Ausgestaltung noch von 
den Kostenberechnungen her für geeignet, der so- 
zialpolitischen Frage der sozialen Sicherung bei 
Pflegebedürftigkeit gerecht zu werden. Im einzel- 
nen wird auf die Rede der Parlamentarischen 
Staatssekretärin Frau Karwatzki bei der ersten Le- 
sung des Gesetzentwurfes der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN am 14. November 1985 (Plenarprotokoll 10/174 
Seite 13075 ff.) verwiesen. 

Zu Frage c) 

Die Bundesregierung hat sich bei Verabschiedung 
des Berichts zu Fragen der Pflegebedürftigkeit — 
ausgehend von der damaligen Situation — gegen 
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eine umfassende Neuregelung oder eine grundle- 
gende Änderung des sozialen Sicherungssv'steTM^ 
ausgesprochen. Sie hat sich statt dessen entschlos- 
sen, das gegenwärtige System der Versorgung und 
Sicherung Pflegebedürftiger mit einem Bündel von 
Einzelmaßnahmen gezielt zu verbessern. 

Im Hinblick auf die allgemeinen Rahmenbedingun- 
gen mußte die Bundesregierung auch bei einem 
Bündel von Maßnahmen Prioritäten setzen und 
sich auf die oben genannten ersten, besonders wich- 
tigen Schritte beschränken. Vor einer Prüfung wei- 
terer Maßnahmen bleibt abzuwarten, zu welchen 
Ergebnissen die parlamentarischen Beratungen der 
vorliegenden Gesetzentwürfe führen werden. 

5. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß ein 
Sozialhilfeberechtigten ohne fremde Hilfe in der 
Lage ist, das komplizierte Sozialhilferecht und 
seine sich häufig ändernden Verwaltungsvor- 
schriften zu verstehen und anzuwenden? 

Die Bundesregierung verkennt nicht, daß das So- 
zialhilferecht wie auch andere Rechtsmaterien für 
den Hilfesuchenden ohne Hilfe nur schwer zu ver- 
stehen ist. Solche Hilfen stehen dem Hilfesuchen- 
den jedoch zur Verfügung. Die Sozialämter sind 
nach § 14 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch zur 
Beratung in Fragen der Sozialhilfe verpflichtet. 
Darüber hinaus sind sie nach § 8 Abs. 2 BSHG ge- 
halten, auch in sonstigen sozialen Angelegenheiten 
zu beraten. Die Beratung ist gezielter und umfas- 
sender als die Auskunft nach § 15 SGB I, da sie 
mehr auf die individuellen Verhältnisse des Betrof- 
fenen abstellt und eine umfassende Information im 
Blick auf die besondere Situation beinhaltet. Außer- 
dem stellen die Verbände der freien Wohlfahrts- 
pflege und andere Stellen ein vielfältiges und nach 
§ 8 Abs. 2 Satz 2 BSHG vorrangiges Beratungsange- 
bot zur Verfügung. Der Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit verteilt die Broschüre „So- 
zialhilfe — Ihr gutes Recht“, in der allgemeinver- 
ständlich und übersichtlich die wichtigsten Lei- 
stungsarten, ihre Voraussetzungen und ihr Umfang 
sowie das Verfahren dargestellt sind. Auch geset- 
zesausführende Stellen und Selbsthilfegruppen ge- 
ben Informationsschriften heraus. Bedürftige Bür- 
ger können außerdem Leistungen nach dem Bera- 
tungshilfegesetz in Anspruch nehmen, über die sie 
sich in der Broschüre „Guter Rat ist nicht teuer“ 
des Bundesministers der Justiz informieren kön- 
nen. Rat im Rahmen der Beratungshilfe geben — 
nach unterschiedlichen Länderregelungen — 
Rechtsberatungsstellen, Gerichte und Rechtsanwäl- 
te. In Schleswig-Holstein z. B. gibt es zudem Bürger- 
beratungsstellen. 

6. Hält die Bundesregierung die Sachbearbeiter der 
Sozialämter für geeignet, eine umfassende und 
im Sinne des Antragstellers stattfindende Sozial- 
hilfeberatung durchzuführen, obwohl die Sachbe- 
arbeiter in der Regel dazu gehalten sind, bei der 
Hilfegewährung zurückhaltend zu sein? 

Nach den Äußerungen der Länder geht die Bundes- 
regierung davon aus, daß die Mitarbeiter der Sozial- 


ämter geeignet sind, die Hilfesuchenden sachge- 
recht und umfassend zu beraten. 

Nach § 102 BSHG sollen bei der Durchführung die- 
ses Gesetzes Personen beschäftigt werden, die sich 
hierfür nach ihrer Persönlichkeit eignen und in der 
Regel entweder eine ihren Aufgaben entsprechende 
Ausbildung erhalten haben oder besondere Erfah- 
rungen im Sozialwesen besitzen. Artikel 1 des 
Bayerischen Ausführungsgesetzes zum Bundes- 
sozialhilfegesetz bestimmt z. B. darüber hinaus, daß 
solche Fachkräfte in ausreichender Zahl vorhanden 
sein müssen. Durch angebotene Fortbildungsveran- 
staltungen und Seminare besteht ständig die Mög- 
lichkeit, das Fachwissen zu vertiefen und zu ak- 
tualisieren. Hierzu tragen auch die Ergebnisse ei- 
nes vom Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit geförderten Forschungsvorhabens 
„Bürgernähe der Sozialhilfeverwaltung“ bei (Band 
174 der Schriftenreihe des Ministeriums). 

Auf Sozialhilfeleistungen besteht bis auf wenige 
Ausnahmen ein Rechtsanspruch. Über den Umfang 
der Hilfe entscheidet der Träger der Sozialhilfe 
nach pflichtmäßigem Ermessen und unter Berück- 
sichtigung der Besonderheiten des Einzelfalles. Die 
Sozialhilfe darf nach ihrer Aufgabenstellung als un- 
terste Ebene im System der Sozialleistungen nur 
die jeweils objektiv notwendigen Leistungen er- 
bringen. Es kann nicht Aufgabe der Sozialhilfe sein, 
einen darüber hinausgehenden Lebensstandard zu 
schaffen oder zu erhalten. Daraus folgt, daß den 
Wünschen der Hilfesuchenden nicht immer in 
vollem Umfange entsprochen werden kann. 

Der Bundesregierung liegen keine Anhaltspunkte 
dafür vor, daß Sachbearbeiter in der Regel dazu 
angehalten werden, bei der Hilfegewährung zurück- 
haltend zu verfahren. Auch die Äußerungen der 
Länder verneinen eine solche Einflußnahme. 


7. Hält die Bundesregierung — in Anbetracht des 
oben geschilderten Sachverhaltes — nicht viel- 
mehr die Einrichtung von neutralen und rechts- 
kompetenten Beratungsstellen (Trennung von 
Beratung und Bewilligung) für erforderlich? 

Ist die Bundesregierung zudem bereit, Mittel zur 
Verfügung zu stellen, damit Selbsthilfegruppen 
von Sozialhilfe- und Sbzialleistungsempfängern 
sich finanzieren und beratende Funktion über- 
nehmen können? 

Der in Frage 6 geschilderte Sachverhalt trifft nicht 
zu, wie aus der zugehörigen Antwort zu ersehen ist. 
Es unterliegt der Organisationsgewalt der zuständi- 
gen Behörden in den Ländern, für die Beratung von 
Sozialhilfeempfängern die aus dortiger Sicht 
zweckmäßigste Organisationsform zu wählen. Auf 
das in der Antwort zu Frage 5 dargestellte umfas- 
sende Beratungsangebot, das auch außerhalb der 
Sozialhilfe Verwaltung vorhanden ist, wird verwie- 
sen. 

In verschiedenen Bundesländern erhalten Selbst- 
hilfegruppen über die Wohlfahrtsverbände freiwil- 
lige Leistungen des Landes zur Finanzierung ihrer 
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Arbeit. Die Zuschüsse werden mit der Maßgabe ge- 
zahlt, daß die Selbständigkeit der Selbsthilfegruppe 
gesichert bleiben muß. Darüber hinaus fördern 
auch kommunale Stellen die Arbeit dieser Selbst- 
hilfegruppen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß viele 
der Selbsthilfegruppen sinnvolle und notwendige 
Arbeit leisten. Sie kennt das große Engagement, 
von dem die Arbeit dieser Gruppen vielfach getra- 
gen wird. Bei der Förderung von Selbsthilfegruppen 
handelt es sich jedoch um eine Aufgabe, die auf- 
grund der unterschiedlichen Gegebenheiten vor Ort 
und der Vielfalt der Gruppen in der Regel nur de- 
zentral geleistet werden kann. 

Soweit bundeszentrale Aufgaben wie z. B. Informa- 
tion und Dokumentation und die Förderung von 
Modellen gegeben sind, fördert die Bundesregie- 
rung bereits einzelne Projekte. Sie beabsichtigt, 


sich diesem Bereich verstärkt zu widmen. Dem 
dient unter anderem die für das kommende 
Jahr geplante Einrichtung eines speziellen Titels 
„Zentrale und fachübergreifende Maßnahmen 
und Organisationen der Selbsthilfe-Förderung“ 
(1,5 Mio. DM). 

Die Bundesregierung erkennt an, daß es für die 
Beratung von Selbsthilfegruppen von Sozialhilfe- 
und Sozialleistungsempfängern Defizite gibt. Aus 
Mitteln der Stiftung Deutsche Jugendmarke e. V. 
wird seit April 1985 modellhaft in Berlin eine För- 
der- und Beratungseinrichtung zur Unterstützung 
lokaler Ausbildungs- und Beschäftigungsinitiativen 
für Jugendliche und junge Erwachsene insbeson- 
dere aus dem Betreuungskreis der Jugend- und So- 
zialhilfe (CONSULT) gefördert. Die Finanzierung 
vom vierten Quartal 1986 bis zum ersten Quartal 
1988 soll vom Bund übernommen werden. 
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